
79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (15 der Beilagen 
und Zu 15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz 

. für da.s Jahr 1966 
Das Bundesgesetz vom 12. November 1965, 

BGBl. Nr. 265, regelt die Führung des Bundes­
haushaltes in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. Juni 
1966. Die Bundesregierung hat am 11. Mai 1966 
den Entwurf des Bundesfinanzgesetz,es für das 
Jahr 1966 im Nationalrat eingebr.acht. D~eser 
enthält nicht ein Budget für das zweIte Halbjahr, 
sondern umfaßt den Haushalt des Bundes im ge­
samten Finanzjahr 1966. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte. Ge­
setzentwurf besteht daher - wi'e in den ver­
gangenen Jahren - aus dem eigentliche~ 
Bundesfinanzgesetz sowie den einen BestandteIl 
desselben bildenden Anlagen: B und es v 0 r­
ans chi a g (Anlage I) samt den Zusamme~­
fassungen und Aufgliederungen (Anlagen I abIs 
If), Gel d vor ans chi ä g e der 1;1onopo~e 
und Bundesbetriebe ·einschließlich der österreI­
chischen Bundesbahnen (Anlagen II und III), 
Die n s t pos t e n p I a n (Anlage IV) sowie 
S y s t e m i e run g s p I a n der K r a f t-, 

, . L u f t- und Was s e r f a h r z e u g e des 
B und e s (Anlage V). ' 

In der 5. Sitzung der laufenden Gesetzgebungs­
periode - am 11. Mai 1966 - ?ab B~mdes­
minister für Finanzen Dr. S c h mIt z dIe Er­
klärung betreffend das Bundesfinanzgesetz fü: 
das Jahr 1966 ab. In der 6. Sitzung - am. 13. Mal 
1966 - wurde die Regierungsvorlage In Erste 
Lesung genommen. In der Ersten Lesung spra­
chen die Abgeordneten Pet e r, Mac h u n z e, 
Czettel, Ing. Häuser, Mitterer, 
Me i ß 1, Wall n e r, Dr. Hertha F i rn be r g 
und Dipl.-Ing. Dr. Oskar We i h s. In der gleichen 
Sitzung wurde die Regierungsvorlage dem 
Finanz- und Budgetausschuß zugewiesen. 

BundCsfinanzgesetz 1966 
Das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

gründet sich, ebenso wie das Bundesfinanzgesetz 

für das Jahr 1965, insbesondere auf die durch 
Artikel 42 Abs. 5' und Artikel 51 Bundes-Ver­
fassungsgesetz (B.-VG.) 1929 umriss'enen .ver­
fassungsmäßigen Grundlagen. Auslegungen ~Ieser 
Grundlagen hat insbesondere das ErkenntUls des 
Verfassungsgerichtshofes vom 19. Dezember 
1962, G 1I2,Slg. Nr. 4340, gegeben. 

Der Wortlaut des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1966 stimmt in seinen wesentlichen Teilen 
mit dem Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1965 
überein. Zu den einzelnen Artikeln beziehungs­
weise Abweich:ungen gegenüber dem Text des 
Vorjahres ist insbesondere zu bemerken : 

Artikel II enthält nach der· Zusammenfassung 
·der im Bundesvoranschlag festgesetzten Ausgaben 
und Einnahmen Bestimmungen über die Be­
deckung von Haushaltsabgängen. 

In Ergänzung der auf den verfassungsmäßigen 
Grundlagen und der auf der Rechtsg,rundlage des 
Artikels 6 Verwaltungsentlastung&gesetz, BGBl. 
Nr. 277/1925, beruhenden Möglichkeiten können 
zur Erzielung des Haushaltsausgleiches in der 
ordentlichen Gebarung in den Grenzen der Be­
stimmungen des Artikels II Abs. 2 und 3 vom 
Finanzminister Ersparungsmaßnahmen (Aus­
gabenrückstellungen) verfügt werden. 

:Ausgabenrückstellungen dürfen im Jahre 1966 
auch verfügt werden, wenn der im Personalauf­
wand durchgeführte Ersparungsabstrich nicht den 
im Voranschlag vorgesehenen Betrag erbringt. 

Ein Abgang in der ordentlichen Gebarung 
kann im Verlauf.e des Finanzjahres gegebenen­
falls durch Mehrau~gaben oder Mindereinnahmen 
eintreten. 

Solche Mehrausgaben bedürfen nach der gelten­
den Rechtslage der parlamentarischen Genehmi­
gung, soweit nicht im Bundesfinanzgesetz . für das 
Jahr 1966 besondere Bestimmungen (ArtIkel III) 
vorhanden sind. 

Artikel III enthält Bestimmungen für die 
Monopole, Bundesbetriebe, die österreichischen 
Bundesbahnen oder· betriebsähnlich'e Verwal­
tungszweige, die im Bundesfinanzgesetz des ver-
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gangenen Jahres noch unter Artikel II getroffen 
worden waren. Im Anschluß daran werden ins­
besondere im Abs. 5 dem Bundesminister für 
Finanzen verschiedene Ermächtigungen erteilt, 
die eine Anpassung des Bundeshaushaltes an das 
Bundesgesetz über die Errichtung des Bundes­
ministeriums für Bauten und Technik sowie über 
die Neuordnung des Wirkungsbereiches einiger 
Bundesministerienermöglichen sollen; ferner 
werden in diesem A'rtikel dem Bundesminister 
für Finanzen bestimmte Ermächtigungen erteilt, 
bei einzelnen finanzgesetzlichen Ansätzen die Zu­
stimmung zu überschreitungen zu geben, soweit 
dies die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft­
lichkeit und Zweckmäßigkeit als geboten erschei­
nen lassen. 

Für die Beseitigung von Hochwasserschäden 
kann Mehrausgaben bis zum Betrage von 
200 Millionen Schilling zugestimmt werden. 

Artikel IV und V entsprechen im .wesentlichen 
den Artikeln III und IV des Bundesfinanzgesetzes 
für das vergangene Jahr. 

Artikel VI ·enthält gegenüber dem Artikel V 
des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1965 eine 
Neuformulierung, und zwar wurde die Wen­
dung "zu marktgerechten Bedingungen" durch 
die Wendung "zu Bedingungen, welche die in 
Betracht kommenden Verhältnisse auf den in­
und ausländischen Geld- und Kapitalmärkten be­
rücksichtigen" ersetzt. Die&e Änderung grenzt 
das Verhalten des Bundesministers für Finanzen 
so weit ab, daß er nicht anders handeln kann, als 
der Nationalrat handeln würde, ermöglicht dem 
Bundesminister für Finanzen aber doch, die Auf­
nahmen von Anleihen des Bundes so zu gestalten, 
daß den schon erwähnten Grundsätzen der Spar­
samkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit 
Rechnung getragen wird. 

Artikel VII - der inhaltlich dem Artikel VI des 
Bundesfinanzgesetzes für das vergangene Finanz­
jahr entspricht - erhält eine Neufassung, die den 
Zweck verfolgt, den Austrian Airlines - öster­
reichische Luftverkehrs AG. und der Ersten 
Donau-Dampfschiffahrtsgesellscbaft zu ermög­
lichen, innerhalb des Haftungsrahmens von 
50 Millionen Schilling auch mehrere Darlehen 
aufzunehmen, wenn dies bei Beachtung der 
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 
und Zweckmäßigkeit notwendig ist. Für Zwecke 
des Wohnungsbaues wurden die Haftungsermäch­
tigungen um 100 Millionen Schilling erhöht. 

Artikel VIII entspricht im wesentlichen dem 
Artikel VII des Bundesfinanzges.etzes für das 
Jahr 1965, wobei in den Abs. 2 und 3 noch be~ 
sondere Bestimmungen über die Auflösung von 
Rücklagen gemäß dem Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1965 getroffen werden. 

Artikel IX entspricht im wesentlichen dem 
Artikel VIII des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1965. 

Die in diese Bestimmung zusätzlich aufge­
nommenen Zwecke, nämlich Siedlung, solche der 
Gebietskörperschaften, Schul-, Güter- und Seil­
wegebau, Wasserversorgung, Energiewirtschaft, 
Verbesserung der Betriebsstruktur in der Land­
und Forstwirtschaft tragen durchwegs den glei­
chen Gedanken wie die schon bisher vorgesehenen 
Zwecke des Straßen-, Eisenbahn-, Post- und 
Wasserbaues oder der Wiederherstellung durch 
Kriegseinwirkung beschädigter oder zerstörter 
bundeseigener Wohnhäuser in mehr oder minder 
ausgeprägter Deutlichkeit in sich. 

Artikel X entspricht Artikel IX des Bundes­
finanzgesetzes für das vergangene Jahr. 

Artikel XI regelt das Inkrafttreten des 
Dienstpostenplans J 966; dieser tritt mit 1. Juli 
1966 in Kraft, wodurch für die Zeit vom 1. Jän­
ner bis 30. Juni 1966 der Dienstpostenplan 1965 
mit der Maßgabe gilt, daß die Anlage zum Bun­
desgesetz vom 12. November 1965, betreffend 
die Führung des Bundeshaushaltes in der Zeit 
vom 1. Jänner bis 30. Juni 1966, BGBL Nr. 265, 
zu berücksichtigen ist. 

Artikel XII erklärt - entsprechend dem Ar­
tikel XI des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1965 - den Syst.emisierungsplan der Kraft-, 
Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes für das 
Jahr 1966 zu einem Bestandteil des Bundes­
finanzgesetzes für das Jahr 1966, und zwar als 
Anlage V. . 

Artikel XIII dient der überleitung der auf das 
Bundesgesetz vom 12. November 1965, betref­
fend die Führung des Bundeshaushaltes in der 
Zeit vom 1. Jänner bis 30. Juni 1966, BGBL 
Nr. 265, gegründeten Gebarungen in die Ermäch­
tigung.en des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1966. 

Bundesvoranschlag 

Die Zusammenfassung der im Bundesvoran­
schlag festgesetztenAusgaben und Einnahmen ver­
gibt in der Fassung der Regierungsvorlage fol­
gende Schlußsummen 1m Vergleich zum Bundes­
finanzgesetz 1965: 

Bundesfinanigesetz 
1966 1965 

Millionen Schilling 

Ordentliche Gebarung: 
Ausgaben. . . . . . . . . . . . . . 68.007 63.807 
Einnahmen ............ _.....;..68;.;. . .;.0 ;;.;12;...-. __ 6;.;.3.;..7...;.9..;;.3_ 

Abgang (-), 
Uberschuß ( +) ..... .. + 5 14. 

Außerordentliche Gebarung: 
Ausgaben. . . . . . . . . . . . . . 2.550 2.988 
Einnahmen ............ ________ ....::.0_ 

Abgang... 2.550 2.98.8 

Gesamtgebarungsabgang . . . . 2.545 3.002 

Bei der Erstellung des Bundesvoranschlages für 
das Jahr 1966 war die Bedeckung für folgende 
wesentliche Mehrausgaben sicherzustellen: 
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1. für die Mehrerfordernisse aus dem Anwach­
sen bereits bestandener gesetzlicher Verpflichtun­
gen in Höhe von netto rund 1'1 Milliarden 
Schilling (größeren Mehrerfordernissen bei 
Finanzausgleich, Unterricht, Sozialversicherung, 
Arbeitslosenversicherung, Kriegsopferversorgung, 
Familienbeihilfenfonds, Zahlungen für den Hoch­
wasserschädenfonds und die Wohnbaufonds ste­
hen größere Mindererfordernisse bei Finanz­
schuld, Internationaler Währungsfonds und 
Staatsvertrag gegenüber); 

2. für einen höheren Personalaufwand von 
rund 3'2 Milliarden Schilling (im Bundesvoran­
schlag 1965 nicht vorgesehen g,ewesene generelle 
Bezugserhöhung für die aktiven Bediensteten und 
P.ensionisten ab 1. Juni 1965 um 7% mit Min­
desterhöhungs-Regelungen und Erhöhung der 
Haushaltszulage, sonstige Bezugs- und Nebenge­
bührenregelungen, Vermehrung der Dienstposten 
des Bundes um 3709 und der Landesbediensteten­
(-lehrer), deren Bezüge der Bund trägt, um 3550 
sowie Vorsorge für das von der Bundesregierung 
bereits beschlossene neue Pensionsgesetz für die 
Bundesbeamten und für eine Verbesserung der 
Besoldung der Bundesbediensteten); 

3. für Mehrausgaben von rund 0'6 Milliarden 
Schilling aus zweckgebundenen Einnahmen (ins­
besondere aus Fernsprechgebühren gemäß Fern­
sprechbetriebs-Investitionsgesetz und Bundeszu­
schlag zur Mineralölsteuer). 

Zur Bedeckung dieser Mehrausgaben in der 
Größenordnung von rund 4'9 Milliarden Schil­
ling sollen in erster Linie 3' 8 Milliarden Schilling 
Mehreinnahmen gegenüber dem Voranschlag 
1965 dienen.' Insgesamt wurden die Bundes-Ein­
nahmen zwar um 4'2 Milliarden Schilling höher 
geschätzt, wovon aber rund 0'4 Milliarden Schil­
ling zur Abgangsverminderung herangezogen 
werden müssen. Neben den verbliebenen Mehr­
einnahmen von 3'8 Milliarden Schilling mußten 
zur Bedeckung der Mehrausgaben die Ausgaben­
Ermessenskredite 'um mehr als 1 Milliarde Schil­
ling gekürzt werden. 

Als vertretbares Gesamtdefizit für das Budget 
'1966 wurden rund 2'5 Milliarden Schilling an­
gesehen, was dem Aufwand für die Tilgung der 

/Finanzschuld des Bundes (einschließlich der Rück­
zahlungen von Finartzschuldverpflichtungen 
gleichzuhaltenden Verbindlichkeiten) in diesem 
Jahr entspricht. Für Investitionen des Bundes 
werden im Jahre 1966 annähernd. gleiche Mittel 
zur Verfügung stehen wie im Finanzjahr 1965. 

Dienstpostenplan 

. Dem Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 ist 
als Anlage IV der Dienstpostenplan angeschlos­
sen, der gemäß Artikel XI dieses Gesetzes einen 
Bestandteil des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes 
bildet und diesmal am 1. Juli in Kraft treten 
soll. Der Dienstpostenplanfür 1966 besteht wie 

üblich aus einem Allgemeineri Teil, dem Dienst­
postenverzeichnis und einer Aufstellung über die 
Dienstposten der österreichischen Bundesbahnen. 
Als Erläuterungen sind dem Dienstpostenplan ver­
schiedene Zusammenstellungen, Gesamtüberblicke 
und übersichten über die Entwiddung der Per­
sonalstände beigegeben. 

Gegenüber dem Vorjahr enthält der Dienst­
postenplan für 1966 um insgesamt 3709 Dienst­
posten mehr. Gegenüber dem tatsächlichen der­
zeitigen Stand beträgt die Vermehrung jedoch 
nur 1932 Dienstposten, da mit Zustimmung der 
Bundesregierung bereits 1777 Vertragsbedienstete 
während des Finanzjahres 1965 sowie in der 
ersten Hälfte des Jahres 1966 zusätzlich aufge­
nommen worden sind. Im einzelnen handelt es 
sich um die Aufnahme von zusätzlich 902 Ver­
tragsbediensteten für die Post- und Telegraphen­
anstalt wegen eingetretener Leistungssteigerun­
gen, von zusätzlich 546 Vertragslehrern auf 
Grund vermehrter Schüler- und Klassenzahlen 
ab dem Schuljahr 1965/66, von zusätzlich 30 Ver­
tragsbediensteten zur Ergänzung des Flugsiche­
rungspersonals, von zusätzlich 29 Vertragsbedien­
steten zur Ergänzung des nichtwissenschaftlichen 
Personals an Hochschulen, von zusätzlich 26 Ver­
tragsbedienstetenzur Errichtung neuer Ver­
tretungsbehörden im Ausland sowie zum Ausbau 
der Diplomatischen Akademie, von zusätzlich 
20 Bediensteten zur fristgerechten Erfüllung yon 
Lieferaufträgen durch das Haup~münzamt, von 
zusätzlich 17 Vertragsbediensteten zur Inbetrieb­
nahme neuer Militäranlagen, von zusätzlich 
15 Vertragsbediensteten zur Heranbildung des 
richterlichen Nachwuchses, von zusätzlich je 
8 Vertragsbediensteten . zur Einrichtung einer 
Hochschulbibliothek in Linz sowie zur Einfüh­
rung der' Fünftagewoche bei der Beleuchter­
gruppe des Burgtheaters, und von je 5 Vertrag~­
bediensteten zur Ergänzung des Personals bei der 
Bundesfachschule für Technik sowie bei der Bun­
desanstalt für Lebensmitteluntersuchung in Linz 
und weiteren Versuchsanstalten und schli!<ßlich 
zur Ergänzung des Personals der Spanischen Reit­
schule. Weiters sind 16 neue Dienstposteninbe­
griffen, die für Bedienstete vorgesehen werden 
mußten, die bereits im Bundesdienst stehen, für 
die aber bisher nur im Sachaufwand, nicht aber 
dienstpostenmäßig vorgesorgt war. 

über den Dienstpostenplan hinaus muß der 
Bund noch den Aufwand für 44.849 Landes­
lehrer und 5402 Landesbedienstete veranschlagen, 
weil es sich um Bedienstete handelt, deren Auf­
wand vom Bund zu tragen ist . 

Demnach enthält der Dienstpostenplan insge­
samt 276.931 Dienstposten. Dem Bundesvoran­
schlag für das Jahr 1966 ist jedoch der Aufwand 
für noch weitere 50.251 Bedienstete zugrunde 
gelegt, so daß sich eine Gesamtzahl von 327.182 
ergibt gegenüber 319.923 im Jahre 1965 und 
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312.550 im Jahre 1964. Anteilsmäßig betragen 
die für 1966 in Aussicht genommenen Posten­
vermehrungen 44010 bei den Bundesbetrieben und 
Monopolen, 43010 im Unterrichts- und Kuhur­
wesen, 10% im Bereiche der nachgeordneten Bun­
desverwaltung, 2010 im Bereiche der Gerichtsbar­
keit und des gerichtlichen Strafvollzuges ~I)wie 
2' 5010 in der Zentralverwaltung. 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes 

Gleich dem Dienstpostenplan bildet der Syste­
misierungsplan der Kraft-, Luft- und Wasserfahr­
zeuge des Bundes einen Bestandteil des Bundes­
finanzgesetzes für das Jahr 1966. Dieser System i­
sierungsplan setzt die Anzahl und Kategorie der 
im Bereiche der Bundesverwaltung im Jahre 1966 
zur Verwendung zugelassenen Fahrzeuge fest. 

Er besteht aus einem Allgemeinen Teil, dem 
Verzeichnis der systemisierten Kraftfahrzeuge, 
dem Verzeichnis der systemisierten Luftfahr­
zeuge, dem Verzeichnis der systemisierten Was­
serfahrzeuge sowie Anmerkungen zu diesen Ver­
zeichnissen. 

Insgesamt sind für 1966 12.432 Kraftfahrzeuge 
systemisiert, gegenüber 11.998 im Jahre 1965. 
Das Verzeichnis der systemisierten Luftfahrzeuge 
schließt mit einer Gesamtsumme von 38 gegen­
über 37 im Vorjahr. Schließlich sind für 1966 
insgesamt 239 Wasserfahrzeuge systemisiert 
gegenüber 232 im Jahre 1965. 

Für die Spezialdebatte wurde der Bundesvor­
anschlag in folgende Gruppen gegliedert: 

Gruppe I 
Spezialberichterstatter: Abg. Gab r i eie 

Kapitel 1 : Bundespräsident und Präsident-
s·chaftskanzlei 

Kapitel 2 : Organe der Bundesgesetzgebung 
Kapitel 3 : Gerichte des öffentlichen Rechtes 
Kapitel 3a: Rechnungshof 

Gruppe II 
SpezialberichterstMter: Abg. San d m eie r 

Kapitel 7: Bundeskanzleramt ~ausgenommen 
Titel 1 § 3: Verstaatlicltte Unter­
nehmungen) 

Kapitel 28 Titel 6: Staatsdruckerei 

Gruppella 
Spezialberichterstatrer: Abgt De u t sc h man n 
Kapitel 7 Titel 1 § 3: Bundeskanzleramt, Ver­

st:l!atlichte Unternehmugen 
Kapitel 7 a: Investitionsfonds für verstaatlichte 

Unternehmungen 

Gruppe III 
Spezialberichterstatter: Abg. Dipl.-Ing. H ä m­

me r I e 
Kapitel 8: Kußeres 

Gruppe IV 
Spezialberichterstatter: Abg. Dr. Hau s e r 

.Kapitel 9: Inneres 
Gruppe V 

Spezialberichterstatter: Abg. Dipl.-Ing. Doktor 
Zittmayr 

Kapitel 10: Justiz 

GruppeVI 
Spezialberkhterstatter Abg. Ing. Karl H 0 f-

stetter 
Kapitel 11: Bundesministerium für Unterricht 
Kapitel 12: Unterricht 
Kapitel 13: Kunst 
Kapitel 28 Titel 8:' Bundesthearer 

Gruppe VII 
Spezialberichterstatter: Abg. Ti t z e 

Kapitel 15: Soziale Verwaltung 
Kapitel 28 Titel 9: Bundesapotheken 

Gruppe VIII 
Spezialberichterstatte.r: Abg. Sc h e i ben r ei f 
Kapitel 19: Land- und Forstwirtschaft 
Kapitel 28 Titel 3: österreichisclt·e Bundesforste 

G r up p e IX 
Spezialberichterstatter: Abg. Ing. Hel bi c h 

Kapitel 20: Handel, Gewerbe, Industrie 
Kapitel 21: Bauten und Technik 
Kapitel 22: Bauten für die Landesverteidjgung 

Gruppe X 
Spezialberichterstatter: Abg. D e u t 5 c h man n 
Kapitel 24: Verkehr und Elektrizitätswirtschaft 
Kapitel 28 Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt 
Kapitel 29: Eisenbahnen 

GruppeXI 
Spezialberichterstatter: Abg. La n dm a n n 

Kapitel 4: Finanzschuld 
Kapitel 5: Finanzausgleich 
Kapitel 6: .Pensionen (Hoheitsverwaltung) 
Kapitel 16: Finanzverwaltung 
Kapitel 17: öffentliche Abgaben 
Kapitel 18: Kassenverwaltung 
Kapitel 25: Postsparkassenamt 
Kapitel 26: Staatsvertrag 
Kapitel 27: Monopole 
Kiapitel 28 Titel 7: Hauptmünzamt 
Kapitel 30: Pauschalvorsorge für Verbesserungen 

der Besoldung der vom Bund be­
zahlten Bediensteten 

Gruppe XII 
Spezialberich,terstatter: Abg. M a y r 

Kapitel 23: Landesverteidigung 

Bund e s f i na n z g e set z, Die n s t­
pos t e n p I a nun d S y s t e m ,1 sie r Li n g s­
p I a n der K r a f t-, L u f t- U n.cl Was s e r­

fahrzeuge des Bundes 
Generalbel'ichterstatter: Abg. Mac h u n z e 
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Der Finanz- und Budgetausschuß hat den von 
der Bundesregierung vorgelegten Entwurf des 
Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1966 samt 
dessen Anlagen in der Zeit vom 17. Mai bis 
13. Juni 1966 eingehend beraten. Die im Verlauf 
der Sitzungen des Ausschusses gestellten Anträge 
wurden zunächst in einem Unterausschuß behap­
delt, dem die Abgeordneten C z e t tel, G a b­
r i eie, Ku 1 ha n e k, Mac h u n z e, Dr. h. c. 
Pr i n k e, Ing. Sc he i ben g r a f, T öd li n g, 
Dr .. v a n Ton gel, Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
W e i h sund We i k h art angehörten. 

Das Ergebnis der Verhandlungen des Finanz­
und Budgetausschusses im einzelnen ist den Be­
richten der Spezialberichterstatter zu entnehmen, 
denen auch die vom Ausschuß zu den einzelnen 
Gruppen des Bundesvoranschlages angenomme­
nen Anträge beigedruckt sind. 

In der Debatte üher das Bundesfinanzgesetz, 
den Dienstpostenplan und den Systemisierungs­
plan der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge des 
Bundes ergriffen außer dem Generalberichterstat­
ter die Abgeordneten Dr.. B rod a, We i k ha r t, 
C z e t tel, Dipl.-Ing. Dr. Oskar W e i h sund 
K u 1 h a n e k sowie Bundesminist,er für Finanzen 
Dr. Schmitz das Wort. 

Die Abstimmung über das Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1966 samt dessen Anlagen fand in 
der Sitzung des Ausschusses am 13. Juni 1966 
statt .. 

Zum B und e s f i na n z g e set z wurde ein 
Abänderungsantrag des Generalberichterstatters 
angenommen, der die Schlußsummen im Arti­
kel 11 betrifft. Da der Finanz- und Budgetaus­
schuß nämlich für die Erhöhung der Bezüge der 
öffentlich Bediensteten sowohl bei den Ausgaben 
als auch bei den Einnahm~m verschiedene Knde­
rungen finanzgesetzlicher Ansätze beschlossen 
hatte, mußten auch die Schlußsummen entspre­
chend richtiggestellt werden. Ferner konnte dje 
Zitierung im Artikel III Abs. 5 Z. 1 nunmehr 

Machunze 
Generalberichtersta tter 

vervollständigt werden. Schließlich wurde auf 
Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar 
W e i h s, Mac h u n z e und Dr. v a n Ton gel 
eine präzisere Fassung des Artikels VIII Abs. 1 
Z. 3 beschlossen. 

Zum Die n s t pos t e n p I an wurde ein ge­
meinsamer AntraK aller drei im Ausschuß ver­
tretenen Fraktionen einstimmig angenommen, 
der den Personalstand in der Kanzlei des Präsi­
denten des Nationalrates und in der Parlaments­
bibliothek betrifft. Um die Mehrarbeiten, die 
sich aus der Intensivierung der Parlamentarischen 
Tätigkeit ergeben, bewältigen zu können, erschien 
es dem Ausschuß notwendig, das Personal in der 
Kanzlei des Präsidenten des Nationalrates und in 
der Parlamentsbibliothek zu vermehren. Auf An­
trag des Abgeordneten Gab r i eIe wurde eine 
Änderung in Punkt 4 Abs. 2 des Allgemeinen 
Teiles des Dienstpostenplanes mit Stimmenmehr­
heit beschlossen. 

Das Bundesfinanzgesetz, der Dienstpostenplan 
und der Systemisierungsplan des Bundes wurden 
unter Berücksichtigung der erwähnten Anträge 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1966 (15 und Zu 15 der Beilagen) mit den a n­
g es chi 0 s sen e n A b ä n der u n gen samt 
den Anlagen I - Bundesvoranschlag in der Fas­
sung der Spezial berichte, I a bis I f - Gesamt­
übersichten, 11 und III - Geldvoranschläge der 
Monopole und Bundesbetriebe, IV - Dienst­
postenplan mit den a n g e s chI 0 s sen e n A b­
ä n der u n gen sowie V - Systemisierungsplan 
der Kraft.;;, Luft- und Wasserfahrzeuge des Bun­
des wird die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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'11 
Abänderungen 

zum Bundesfinanzgesetz 

1, Im Artikel H Abs, 1 sind die Schlußsummen 
der Ausgaben um 230 Millionen Schilling und 
die der Einnahmen der ordentlichen G~barung 
um 137'5 Millionen Schilling zu erhöhen, sodaß 
diese betragen: 

Millionen Sdlilling 

a) Ordentliche Gebarung: 

Ausgaben """""""". 68.237'035 
Einnahmen ................ 68,249'920 

Der Überschuß der ordentlichen Gebarung er­
höht sich auf 12'885 Millionen Schilling und der 
Gesamtgebarungsabgang vermindert sich auf 
2537'433 Millionen Schilling, 

2, Im Artikel III Abs. 5 Z, 1 hat die Zitierung 
zu lauten: ,,25. Mai 1966, BGBL Nr, 70", 

. 3. Im Artikel VIII. Abs, 1 hat der Schluß von 
Z. 3zu laute~: "zwecks Verwendung im nächst­
folgenden Finanzjahr vorzunehmen." 

Abänderungen 
zum Dienstpostenplan 

1. 

Im Punkt 4 Abs. 2 des Allgemeinen Teiles des 
Dienstpostenplanes (Umwandlung von Dienst­
posten) sind nach den Worten "im Falle einer 
Knderung der Dienstpostenorganisation" fol­
gende Worte einzufügen: "insbesondere im Zu­
sammenhang mit der Errichtung eines neuen Bun­
desministeriums oder der Zuweisung von Zustän­
digkeiten an ein anderes Bundesministerium ge­
mäß den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 
25, Mai 1966, BGBL N r. 70,". 

2. 

In der Anlage IV zum Bundesfinanzgesetz für 
1966, Dienstpostenplan für das Jahr 1966 (Zu 1; 
der Heilagen), sind im H. DienstpostenverzeiCh­
nis A Dienstposten für, die· Bediensteten der un­
mittelbaren Bvndesverwaltung folgende Knde­
rungen vorzunehmen: 

A. Beim Personalstand der Kanzlei des Präsiden­
ten des Nationalrates 

a) Beim Dienstzweig "Rechtskundiger Verwal­
tungsdienst (Verwend~ngsgruppe A)" ist bei den 
Dienstposten der Dienstklassen HI-VI in der 
Spalte "Stand" die Zahl ,,4" durch die Zahl ,,5" 
zu ersetzen; 

b) nach dem Dienstzweig "Verwaltungsdienst 
(Verwendungsgruppe C)" ist der Dienstzweig 
"Technischer Fachdienst (Verwendungsgruppe C)" 
einzufügen. Hiebei sind in die Spalte "Bezeich­
nung" die Diensttitel "Technischer Oberkontrol­
lor", "Technischer Kontrollor" und "Technischer 
Adjunkt" einzusetzen, weiters in der Spalte 
"Dienstklasse" die Zahlen "IH-I" und in der 
Spalte "Stand" die Zahl ,,1"; 

c) beim Dienstzweig "Verwaltungshilfsdienst 
und Kanzleidienst (Verwendungsgruppe D)" ist 
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bei den Dienstposten der Dienstklassen III-I in 
der Spalte "Stand" die Zahl ,,8" durch die Zahl 
,,9" zu ersetzen; 

d) beim Dienstzweig "Fachlicher Hilfsdienst 
höherer Art (Verwendungsgruppe D)" ist hei 
den Dienstposten der Dienstklassen III-I in der 
Spalte "Stand" die Zahl ,,7" durch die Zahl ,,8" 
zu ersetzen; 

e) beim Dienstzweig "Maschinisten in Dampf­
und elektrischen Betrieben (Verwendungsgruppe 
D)" ist bei den Dienstposten der Dienstklassen 
III-I in der Spalte "Stand" die Zahl ,,2" durch 
die Zahl ,,1" zu ersetzen; 

f) in der Rubrik A. Vertragsbedienstete des 
Entlohnungsschemas I ist in der Spalte "Stand 
in der Entlohnungsgruppe a" das Zeichen ,,-" 
durch die Zahl ,,1" zu ersetzen sowie in der 
Spalte "Stand in der Entlohnungsgruppe d" die 
Zahl ,,7" durch die Zahl ,,11" zu ersetzen und 
in der Spalte "Stand in der Entlohnungsgruppe e" 
die Zahl ,,20" durch die Zahl ,,25" zu ersetzen; 

g) in der Rubrik A. Vertragsbedienstete des 
Entlohnungsschemas Ir ist in der Spalte "Stand 
in der Entlohnungsgruppe p 8" die Zahl ,,4" 
durch die Zahl ,,7" zu ersetzen; 

h) in der Rubrik B. Vertragsbedienstete des 
Entlohnungsschemas I (Saison- oder Teilbeschäf­
tigte) ist in der Spalte "Stand in der Entlohnungs­
gruppe d" die Zahl ,,5" durch die Zahl ,,6" zu 
ersetzen. 

B. Beim Personalstand des Bundesministeriums 
für Unterricht, Bibliotheksdienst 

Beim Dienstzweig "Gehobener Fachdienst an 
Bibliotheken (Verwaltungsgruppe B)" ist bei den 
Dienstposten der Dienstklassen V-lI in der 
Spalte "Stand" die Zahl ,,105" durdl die Zahl 
,,108" zu ersetzen. 

Entsprechend diesen Änderungen sind die in 
Betracht kommenden Zwischensummen sowie die 
übersichten und Zusammenstellungen des Dienst­
postenplanes für das Jahr 1966 zu berichtigen. 

Minderheitsbericht 

Die unterzeichneten Abgeordneten und 
darüber hinaus die gesamte sozialistische Parla­
mentsfraktion lehnen das Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1966 - mit Ausnahme des Budget­
kapitels 1 (Bundespräsident und Präsidentschafts­
kanzlei) - sowohl aus grundsätzlichen über­
legungen als auch im Hinblick auf die Gestaltung 
der einzelnen Kapitel des Bundesfinallzgesetzes 
ab. 

Das Bundesfinanzgesetz 1966, das im wesent­
lichen auf dem von der sozialistischen Regie­
rungsfraktion ber,eits im Oktober 1965 abgelehn­
ten Budgetentwurf aufbaut, ist 

1. ein verfassungswidriges Budget, 

2. ein Budget der Investitionskürzungen, 
welches direkt oder indirekt Arbeitsplätze be­
drohen wird, dafür aber außerhalb des außer­
ordentlichen Budgets weitere Kredite in der Höhe 
von 500 Millionen Schilling für Waffen- und 
Gerätekäufe vorsieht, 

3. ein Budget der Preissteigerungen, 

4. ein Budget der mangelnden Planung und 
der mangelnden volkswirtschaftlichen V oraus­
sicht. 

Es ist - zusammenfassend gesagt - ein Bud­
get, das die Interessen der arbeitenden Menschen, 
wie es ja von der öVP-Alleinregierung nicht 
anders zu erwarten war, hinter den Interessen 

der von der öVP vertretenen Gruppen zurück­
gestellt hat. Beweise dafür sind nicht nur die 
Tatsache, daß für die vor den Wahlen ver­
sprochene Lohnsteuersenkung in keiner Weise 
vorgesorgt wurde, obwohl für andere im Inter­
esse der arbeitenden Menschen weit weniger 
wichtige Dinge viele Millionen vorhanden sind, 
sondern auch der Umstand, daß zahlreiche wich­
tige und dringende Anträge der sozialistischen 
Parlamentsfraktion, über die in der Folge noch 
berichtet werden wird (wie zum ,Beispiel die Er­
höhung der Witwenpension von 50 auf 60% 
oder die Erhöhung der Einkommensgrenzen bei 
den Arbeiterwochenkarten), von der öVP-Mehr­
heit ohne eingehende und ernst zu nehmende 
Prüfung abgelehnt wurden. 

Was die Verfassungswidrigkeit des Bundes­
finanzgesetzes betrifft, die der OVP-Allein­
regierung und der öVP-Parlamentsmehrheit be­
sonders schwer anzukreiden ist, weil die gleiche 
Regierung, die dem Nationalrat hier ein ver­
fassungswidriges Budget zur Beschlußfassung vor­
legt, bei anderen Gelegenheiten nicht oft genug 
betonen kann, wie sehr sie auf die Wahrung der 
Verfassung und Gesetze bedacht ist, ist festzu­
halten, daß die Regierung nam dem Auslaufen 
des provisorismen Haushalt.s-Verfassungsgesetzes 
nunmehr wieder zu einer Praxis zurückgekehrt 
ist, die vom Verfassungsgerichtshof in einem Er­
kenntnis als verfassungswidrig bezeichnet wurde; 
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dies offensichtlich im Vertrauen darauf, daß eine 
Anfechtung vor dem Verfassungsgerichtshof 
unter Umständen erst dann zum Tragen kommt, 
wenn das Finanzjahr 1966 bereits abgelaufen· ist. 

In formeller Hinsicht muß darauf verwiesen 
werden, daß das Budgetkapitel für das neu­
gegründete Bautenministerium (Kapitel 21) schon 
allein deshalb nicht vollziehbar ist, weil die 
Mehrzahl der Ansätze fehlt und für den Per­
sonalaufwand überhaupt nicht vorgesorgt ist. Es 
ist dies eine weitere Folge der Tatsache, daß das 
Kompetenzgesetz in verantwortungslos über­
eilter Weise durchgepeitscht wurde und daß man 
sich: nicht bemüht hat, das Bundesfinanzgesetz 
wenigstens in formeller Hinsicht komplett und 
einwandfrei zu erstellen. 

Im einzelnen haben die sozialistischen Abge­
ordneten zum verfassungswidrigen allgemeinen 
Teil des Bundesfinanzgesetzes einen ausführlich 
begründeten Abän_derungsantrag ,eingebracht, der 
von der OVP-Mehrheit insgesamt' abgelehnt 
wurde und gerade deshalb im Minderheitsbericht 
im vollen Wortlaut wiedergegeben werden soll: 

An t rag der A b g, Dip 1.-1 n g. Dr. 0 s kar 
W e i h s und Gen 0 s sen zum B und e s­

f i n a n z g e set 1- 1966 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom 
betreffend das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1966 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 
Als Grundlage der Gebarung des Bundeshaus­

haltes im Jahre 1966 werden die im beige­
druckten Bundesvoranschlag (Anlage I) sowie in 
den einen Bestandteil desselben bildenden Geld­
voranschlägen (Anlage II und IU) bezifferten 
Bruttoausgaben und Bruttoeinnahmen fest­
gesetzt. 

Artikel II 
(1) Die Zusammenfassung der im beige­

druckten Bundesvoranschlag (Anlage I) fest­
gesetzten Ausgaben und Einnahmen ergibt fol­
gende Schlußsummen: 

a) Ordentliche Gebarung: 
Millionen Schilling 

Ausgaben ."."." .. ,... 68.007'035 
Einnahmen " .. ,."."... 68.012'420 ------

Überschuß '" 5'385 
b) Außerordentliche Gebarung: 

Ausgaben ... , ......... ,. 2.550'318 
Einnahmen ............. . ------

Abgang. . . 2.550'318 
----.,---

Gesamtgebarungsabgang .. , 2.544'933 

(2) Falls die Gebarungsentwicklung während 
des Jahres zu einem Abgang in der ordentlichen 
Gebarung führen sollte, ist dieser, soweit er 
nicht durch Mehreinnahmen oder Ersparungen 
seine Bedeckung finden kann, durch Ausgaben­
rückstellungen in der ordentlichen Gebarung zu 
bedecken. Derartige Maßnahmen sind ausschließ­
lich aus Gründen des Zurückbleibens der Ein­
nahmen und der Auswirkung des Ersparungs­
abstriches im Personalaufwand gegenüber dem 
Voranschlag zu verfügen. 

(3) Die Durchführung der Maßnahmen gemäß 
Abs. 2 hat durch Rückstelfung eines einheitlichen 
Hundertsatzes der sachlichen Ermessensausgaben­
ansätze der ordentlichen Gebarung zu erfolgen. 
Ausgenommen sind Ausgaben für Preisstützungen 
(K8.pitel 18 Titel 9 bis 13); Ausgaben, die im 
Bundesvoranschlag dahin bezeichnet sind, daß sie 
nur nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen 
bestritten werden dürfen; der Aufwand für Be­
dienstete, soweit er im Sachaufwand veranschlagt 
ist, einschließlich der Bildungszulagen und Be­
währungshilfe; der Aufwand für Reisegebühren 
und sonstige Aufwandsentschädigungen, für 
Amtserfordernisse ---: Entschädigungen an Per­
sonen und für Werkverträge des Verwaltungs­
aufwandes; Verpflegungsaufwendungen für vom 
Bund zu verköstigende Personen und die Auf- ~ 
wandskredite der Monopole, Bundesbetriebe und 
der österreichischen Bundesbahnen. 

(4) Auf Antrag des zuständigen Bundesmini­
sters können die gemäß Abs. 2 verfügten Rü.'ck­
stellungen von Ausgabenansätzen zur Gänze 
oder zum Teil auf andere Ausgabenansätze des 
Ressorts umgelegt werden. Die Ausgaben sollen 
in erster Linie bei den Ausgabenansätzen des 
Ermessens rückgestellt werden. Sofern derartige 
Möglichkeiten jedoch nicht gegeben sind, sind die 
erforderlichen Rückste1lungen bei den übrigen 
Ausgabenansätzen vorzunehmen, 

(5) Der Abgang der außerordentlichen Ge­
barung ist zu bedecken durch Mehreinnahmen der 
außerordentlichen Gebarung oder Ausgaben­
ersparungen der außerordentlich·en Gebarung 
oder aus Erlösen von Kreditoperationen, ferner 
durch einen allfälligen Überschuß der ordent­
lichen Gebarung, der nach Inanspruchnahme der' 
im Artikel III Abs, 1 bis 3 vorgesehenen Er­
mächtigungen verbleibt. 

Artikel III 

(1) Wenn von einem Monopol, Bundesbetrieb, 
den österreichischen Bundesbahnen oder einem 
betriebsähnlichen Verwaltungszweig Mehr­
leistungen erbracht werden, die mit Mehrein­
nahmen verbunden sind und die durch Rück­
ste1lung von veranschlagten Vorhaben nicht ver­
wirklicht werden können, hat der Bundesminister 
für Finanzen der Bedeckung des sich daraus er-
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gebenden Mehraufwandes in Mehreinnahmen der 
leistenden Stelle zuzustimmen. 

(2) Wenn von ein~m Monopol, einem Bundes­
betrieb, den Osterreichischen Bundesbahnen oder 
einem betriebsähnlichen Verwaltungszweig Mehr­
einnahmen erbracht werden, kann ferner der 
Bundesminister für Finanzen auf Antrag die Ver­
wendung dieser Mehreinnahmen für betriebs­
notwendige Investitionen der die Mehreinnah­
men erbringenden Stelle' bewilligen, soweit der­
artige Investitionen im Bundesfinanzgesetz vor­
gesehen und die Durchführung, dieser Investi­
tionen für die vorgenannten betrieblichen Ein­
ri'chtungen von solcher wirtschaftlichen Bedeu­
tung ist, daß allgemeine Haushaltsbelange zurück­
gestellt werden können. 

(3) Wenn bei einer Bundesdienststelle zweck­
gebundene Mehreinnahmen anfallen und von 
dieser nach Maßgabe der Mehreinnahmen Mehr­
ausgaben zu tätigen sind, hat der Bundesminister 
für Finanzen der Verwendung der Mehrein­
nahmen die Zustimmung zu geben. 

I 

(4) Der in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Be-
de,ckung von Mehrausgaben in Mehreinnahmen 
kann bereits zugestimmt werden, sobald der 
voraussichtliche Anfall entsprechender Mehrein­
nahmen nachweisbar ist. Als Mehreinnahmen 
im Sinne des Abs. 2 sind lediglich solf,he Ein­
nahmen anzusehen, die jeweils den für einen 
einzelnen im Abs. 2 genannten Betrieb be­
ziehungsweise Verwaltungszweig 'veranschlagten 
Gesamteinnahmenbetrag übersteigen. 

Artikel IV 

(1) Ausgaben dürfen, auch wenn sie im Bun­
desvoranschlag (Anlage I) und in den Geldvor­
anschlägen (Anlage 11 und III) vorgesehen sind, 
nur dann geleistet werden, wenn sie zur Er­
füllung gesetzlicher oder anderer re,chtlicher 
Pflichten oder zu produktiven Zwecken sowie 
zum Wiederaufbau zwingend notwendig oder zur 
Fortführung der Verwaltung nach den Grund­
sätzen der Sparsamkeit, Wirtscliaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit erforderlich sind. 

(2) Für die Gebarung und Verr~chnung gelten 
die Bestimmung,en der Artikel 5 und 6 mit Aus­
nahme der Punkte X und XII des Verwaltungs­
entlastungsgesetzes (BGBl. N r. 227/1925 in der 
Fassung BGBI. Nr. 7/1927), die Bundeshaushalts­
verordnung (BGBl. Nr. 118/1926) und die Ver­
ordnung der Bundesregierung vom 20. August 
1925 (BGBl. Nr. 330/1925). 

Artikel V 

Der Bundesminister für Finanzen ist ermäch­
tigt, im Finanzjahr 1966 zur vorübergehenden 
Kassenstärkung kurzfristige Kreditoperationen 
mit einer Laufzeit bis 31. Dezember 1966 in 
einem Ausmaß durchzuführen, daß der jeweilige 

Stand der Verpflichtungen aus solchen Kredit­
operationen den Betrag von l' 5 Milliarden Schil· 
ling nicht übersteigt; die Gebarung aus solchen 
Kreditoperationen ist in der Anlehensgebarung 
auszuweisen; Schuld verpflichtungen aus diesen 
Kreditoperationen sind bis zum 31. Dezember 
1966 zu tilgen. 

Artikel VI 

(1) Der Bundesminister für Finanzen ist er­
mächtigt, im Jahre 1966 für den Bund: 

1. Haftungen für land- und forstwirtschaftliche 
Betriebe bis zu einem Darlehensrahmen von ins­
gesamt 800 Millionen Schilling zu gewährende 
Investitionskredite zu übernehmen; solche Haf­
tungen können auch für Kredite übernommen 
werden, die zu einer Gesells.chaft bürgerlichen 
Rechtes zusammengeschlossenen land- und forst­
wirtschaftlichen Betrieben sowie Agrargemein­
schaften, land- und forstwirtschaftlichen Genos­
senschaften und ähnl(chen Vereinigungen !TIit 
Ausnahme von Erwerbs- und Wirtschaftsgenos­
senschaften gewährt werden; die Haftung darf 
im Einzelfalle nur bis 50o/t) des aushaftenden 
Kreditbetrages, bei land- und forstwirtschaft­
lichen Betrieben (Eigen- und Pachtbetriebe) mit 
Einheitswerten bis 50.000 S jeweils jedoch bis 
zu 60% des aushaftenden Kreditbetrages, 
k·einesfalls für einen höheren Betrag als 50 Mil­
lionen Schilling übernommen werden; 

2. Haftungen für Darlehen bis zu einem Ge­
samtbetrag von 25 Millionen Schilling zu über­
nehmen, die von der Gemeinnützigen Wohnungs­
gesellschaft für Bundesbedienstete, Ges. m. b. H., 
zur Vorfinanzierung von Wohnungsbauten auf­
genommen werden, um die vom Bundesminister 
für Inneres verwalt·eten Flüchtlingslager freizu­
machen; 

3. die Haftung in Höhe von 50 Millionen 
Schilling für von der Austriart Airlines - Oster­
reichische Luftverkehrs-AG. aufzunehmende Dar­
lehen zu übernehmen; 

4. die Haftung in Höhe von 50 Millionen 
Schilling für von der Ersten Donau-Dampfschiff­
fahrtsgesellschaft aufzunehmende Darlehen zu 
übernehmen; 

5. die Verpflichtung zu übernehmen, die Ge­
neral Dynamics Corporation und die American 
Machine and Foundry Company sowie deren 
Unterlieferanten gegen Ansprüche, die aus dem 
Betrieb der dem Bund und der österreichiscl1en 
Studien gesellschaft für Atomenergie Gesellschaft 
m. b. H. gelieferten Atomreaktoren und deren 
Hilfseinrichtungen entstehen, schad- und klaglos 
zu halten; dIe gleiche Verpflichtung kann auch' 
gegenüber der Internationalen Atomenergie­
organisation hinsichtlich des von dieser leihweise 
zur Bef1;ützung überlassenen fahrbaren Isotopen­
laboratoriums übernommen werden sowie g·egen-
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über der Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika hinsichtlich der von dieser zur Ver­
fUgung gestellten spaltbaren Materialien und 
Brennstoffelemente sowie schließlich gegenüber 
Unternehmen, die Br,ennstoffelemente nach 
österreich liefern oder zur Aufarbeitung über­
nehmen; die Verpflichtung zur Schad- und Klag­
loshaltung darf im Einzelfall den Betrag von 
50 Millionen Schilling nicht übersteigen. 

(2) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters 
ermächtigt, im Jahre 1966 für den Bund: 

1. die Haftung und den Zinsendienst für Dar­
lehen in einem Betrag von 200 Millionen Schil­
ling und für einen weiteren Betrag von 150 Mil­
lionen Schilling auch die Tilgung zu übernehmen, 
die vom Bundes-W ohn- und Siedlungsfonds zur 
Finanzierung von Volkswohnungen aufgenom­
men werden; 

2. die Haftung und den Zinsendienst für Dar­
lehen in einem Betrag von 200 Millionen Schil­
ling und für einen weiteren Betrag von 150 Mil­
lionen Schilling auch die Tilgung zu übernehmen, 
die vom Wohnhaus-Wiederaufbaufonds zur 
Finanzierung von Wohnhaus-Wiederaufbauten 
aufgenommen werden. 

(3) Die in den Abs. 1 und 2 angeführten Be­
träge (Gesamtbeträge) stellen Grundbeträge ohne 
Zinsen und Kosten dar. Die Ermächtigungen laut 
den Abs. 1 und 2 erstr,ecken sich auch auf die 
Zinsen und Kosten, die mit den einzelnen Dar­
lehen' (Abs. 1 Z. 1 bis 4 und Abs. 2) und Ver­
pflichtungen (Abs. 1 Z. 5) in Zusammenhang 
stehen. 

Artikel VII 

Die Anzahl der Dienstposten wird durch den 
Dienstpostenplan 1966 festgesetzt (Anlage IV). 
Der Dienstpostenplan 1966 tritt am 1. Juli 1966 
in Kraft. Für die Zeit vom 1. Jänner 1966 bis 
30. Juni 1966 gilt der bienstpostenplan 1965 mit 
der Maßgabe, daß die Anzahl der Dienstposten 
der Personalreserve duI1ch die Anlage zum Bun­
desgesetz vom 12. November 1965, betreffend 
die Führung des Bundeshaushaltes in der Zeit 
vom 1. Jänner bis 30. Juni 1966, BGBL Nr. 307/ 
1965, festgesetzt wird. 

Artikel VIII 

Die Anzahl und Kategorie der im Bereich der 
Bundesverwaltung im Jahre 1966 zur Verwen­
dung zugelassenen Kraft-, Luft- und Wasserfahr­
zeuge setzt der Systemisierungsplan der Kraft-, 
Luft- und Wasserfahrzeuge des Bundes für das 
Jahr 1966 fest (Anlage V). 

Artikel IX 

Dieses Bundesgesetz tritt mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die finanzgesetzlichen Ansätze des 
Bundesvoranschlages 1966 (Anlage I) und der Bc-

standteile desselben bildenden Geldvoranschläge 
(Anlagen 11 und III) für das ganze Finanzjahr 
1966 und die auf Grund des Bundesgesetzes vom 
12. November 1965, betreffend die Führung des 
Bundeshaushaltes in der Zeit vom 1. Jänner bis 
30. Juni 1966, BGBL Nr. 265/1965, erfolgten Ge­
barungen zu Lasten der finanzgesetzlichen Ein­
nahmen- und Ausgabenansätze des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1966 als vollzogen gelten. 

Artikel X 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
unbeschadet der Befugnis der Obersten Organe 
zum Vollzug der einzelnen Ausgaben innerhalb 
ihres Teilvoranschlages der Bundesminister für 
Finanzen betraut. 

Beg r ü n dun g: 

Durch vorliegenden Antrag sollen die Bestim­
mungen des Artikels 3 Abs. 5 und 6, Artikels 6 
Z. 1 und 3, Artikels 4 Abs. 3, der Artikel 8, 9, 10 
der Regierungsvorlage, betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1966 (15 der Beilagen) 
gestrichen werden, weil sie entweder im Sinne des 
Erkenntnisses G 112 1962 des Verfassungsgerichts­
hofes offensichtlich verfassungswidrig sind oder 
zumindest verfassungsmäßig äußerst bedenklich. 

1. Verfassungswidrige Bestimmungen des allge­
meinen Teiles der Regierungsvorlage, betreffend 
das Bundesfinanzgesetz 1966: 

a)Artikel III Abs. 5 Z. 1 regelt finanzielle 
Ausgleichie. Bis zur Wirksamkeit des zitier­
ten Verfassungsgerichtshofer kenntnisses 
waren sog,enannte finanzielle Ausgleiche im 
Artikel 6/X VEG. geregelt. Diese Bestim­
mungen des VEG. wurden vom Verfas­
sungsgerichtshof aufgehoben. 

b) Der Artikel III Abs. 5 Z. 2 bis 6 beinhaltet 
Obersch:reitungsermächtigungen an den 
Bundesminister für Finanzen. Derartige Er­
mächtigungen waren vor dem erwähnten 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes im 
Artikel 6 Punkt XII VEG. geregelt. Diese 
Bestimmungen des VEG. sind ebenfalls 
vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben 
worden. 

c) Im Artikel III Abs. 6 ist die Möglichkeit 
der Dedwngsfähigkeit für' bestimmte Be­
träge verschiedener Aufgabenbereilche vor­
gesehen. Es handelt sich hi·ebei um eine 
Art finanzieller Ausgleiche. Es gilt daher 
das unter lit. a Ausgeführte. 

B e m e r k' u n gen z u I i t. abi sb: 

In seinem Erkenntnis G 1/2 1962 vom 19. De­
zember 1962 hat der Verfassungs gerichtshof die 
Punkte X und XII ,des Artikels 6 VEG. mit fol­
gender Begründung aufgehoben: 

Bei der Bewilligung des Bundesvoranschlages 
nach Artikel 51 B.-VG. ist gemäß Artikel 42 
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B.-VG. der Nationalrat allein Gesetzgeber. Er 
hat seine Gesetzgebungstätigkeit in Form von 
einjährigen Finanzgesetzen, ausnahmsweise auch 
in Form von Sondergesetzen, wie Nachtrags­
gesetzen oder Budgetprovisorien, auszuüben. 

Bei den bewilligten Ausgaben handelt es sich 
um sogenannte Kredite. Aus dem Ausdruck 
"Kredite" ergibt sich, daß es sich um Ermächti­
gungen handelt, bis zu den bewilligten Bet'rägen 
Ausgaben zu tätigen. Artikel 51 B.-VG. sieht eine 
andere Form der Bewilligung von Ausgaben als 
durch Kredite, also ziffernmäßige Festsetzung 
von Beträgen, nicht vor. Der Nationalrat darf die 
Höhe der Ausgaben auch nicht in anderer Form 
umschreiben. Die Bundesverfassung hat aus­
schließlich den Nationalrat zur Bewilligung von 
Ausgaben berufen. Der Nationalrat kann eine ihm 
durch die Bundesverfassung eingeräumte Zu­
ständigkeit ohne besondere Ermächtigung des 
Verfassungsgesetzgebers weder übertragen noch 
auf sie verzichten. Er kann sie ohne verfassungs­
gesetzliche Ermächtigung weder einschränken 
nach ausdehnen. 

Punkt d: Der Artikel VI Z. 1 betrifft Kredit­
. operationen. Derartige Ermächtigungen wurden 

vom Verfassungsgerichtshof als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

Punkt e: Der Artikel 6 Z. 3 beinhaltet Er­
mächtigungen an den Bundesminister für Finan­
zen, Prolongierungen und Konvertierungen von 
Anleihen vorzunehmen. Derartige Ermächtigun­
gen wurden vom Verfassungsgerichtshof eben­
falls als verfassungswidrjg aufgehoben. 

Bemerkungen zu lit. d und e: 

Der Verfassungsgerichtshof führt in seinem 
Erkenntnis aus, daß es nicht ausreiche, den Zweck 
und die Höhe der Kreditoperationen anzugeben, 
wenn keine weiteren Bestimmungen über den 
Inhalt der abzuschließenden Rechtsgeschäfte ge­
geben sind. Dadurch wird die Budgethoheit des 
Nationalrates verletzt, weil die Zuständigkeit des 
Nationalrates zur Aufnahme oder Konvertierung 
von Bundesanleihen an den Bundesminister für 
Finanzen in verfassungswidriger Weise delegiert 
wird. Dadurch wird auch der in Artikel 18. 
Abs. 1 B.-VG. verankerte Grundsatz verletzt, 
daß die gesamte staatliche Verwaltung nur auf 
Grund der Gesetze ausgeübt werden darf, weil 
die Verwaltungsbehörde zu einem Handeln er­
mächtigt wird, das nicht durch das Gesetz vor­
ausbestimmt ist. Das gleiche gilt für die Ermäch­
tigung, Prolongationen durchzuführen, weil diese 
Ermächtigung insofern nicht hinreichend be­
stimmt ist, als die Zeit der Prolongation nicht 
angegeben ist. Ebenso ist die Ermächtigung zur 
Änderung der Bedingungen oder Konsolidierung 
von Finanzschulden ohne nähere Bestimmung, 
welche Änderungen vorgenommen werden sollen, 
eme verfassungswidrige Delegation der von der 

Bundesverfassung festgelegten Zuständigkeit des 
Nationalrates und widerspricht überdies dem Ar­
tikel 18/1 B.-VG. 

Punkt f: Die Artikel IX und X sehen Ermäch­
tigungen zur Verfügung über unbewegliches und 
beweglichles Bundesvermögen vor. Ermächtigun­
gen dieser Art wurden vom V.erfassungsgerichts­
hof ebenfalls als verfassungswidrig aufgehoben. 

Bemerkungen zu lit. f: 
Bezüglich der Ermächtigungen über unbeweg­

liches und bewegliches Bundesvermögen hat der 
Verfassungsgerichtshof ausgeführt: 

über den Inhalt der auf Grund solcher Er­
mächtigungen durchgeführten Rechtsgeschäfte 
sind keinerlei Bestimmungen gegeben. Hieraus 
ergibt sich, daß die Zuständigkeit zur Verfügung 
über Bundesvermögen, die gemäß Artikel 42 
Abs. 5 B.-VG. dem Nationalrat zusteht, in Wahr­
heit, wenn auch nur in einem eingesd1ränkten 
Umfange, an den Bundesminister für Finanzen 
deLegiert wird. Da verfassungsgesetzlich begrün­
dete Zuständigkeiten jedoch nicht übertragen 
werden dürfen, sind derartige Ermächtigungen 
verfassungswidrig . 

2. Verfassungsrechtlich bedenkliche Bestim­
mungen des allgemeinen Teiles der Regierungs­
vorlage, betreffend das Bundesfinanzgesetz 1966: 

Punkt a: Der Artikel IV Abs. 3 beinhaltet die 
. Ermächtigungen, Rechnungen, die sich auf das 
Jahr 1966 beziehen, bis zum Ablauf des Monats 
Jänner 1967 für das Haushaltsjahr 1966 anzu­
weIsen. 

Punkt b: Der Artikel VIII sieht die Möglich­
keit der Bildung un:d Auflösung von Rücklagen 
vor. 

Be m e r k u n gen zu li t. a und b: 
Der Nationalrat hat seine Gesetzgebungstätig­

keit bei der Bewilligung des Bundesvoranschlages 
in Form von einjährigen Finanzgesetzen auszu­
üben:. Durch die Bestimmungen des Artikels IV 
Abs. 3 und Artikels VIII wird der Grundsatz 
der Jährlichkeit durchbrochen. Diese Bestimmun­
gen stehen daher in Widerspruch zum Ar­
tikel 51 Abs. 1 B.-VG. und sind daher nicht ver­
fassungskonform. 

3. Die unter 1. und 2. angeführten Grundsätze 
wurden von der OVP bei der Beschlußfassung 
über das Bundesverfassungsgesetz vom 16. April 
1963, mit dem vorläufige Bestimmungen über 
das Haushaltsrecht des Bundes getroffen werden 
(BGBl. Nr: 75/1963), voll anerkannt. Mit den Be­
stimmungen der Regierungsvorlage, betreffend 
das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 beab­
sichtigt die Bundesregierung, sich bewußt über 
eine oberstgerichtliche Entscheidung hinwegzu­
setzen und scheut daher nicht zurück, einen offen­
sichtlichen Verfassungsbruch zu begehen. 
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4. a) Die vorgesehene Bestimmung des Ar­
tikels HI Abs. 5 Z. 1 wird außer den ange­
führten Gründen noch aus folgenden Grün­
den abgelehnt: 

hofes Feldkirch, St. Pölten und Kufstein, der 
Zentralschule Wörth sowie der Kraftwagen­
betriebsleitung Wien .. 

Es stellt eine Mißachtung des Nationalrates 
dar, wenn er einer Bestimmung zustimmen soll, 
die auf Grund eines noch nicht beschlossenen 
Bundesgesetzes erforderlich sein soll. 

b) Die vorgesehene Bcstimmung des Arti­
kels III Abs. 5 Z. 2 wird außer den ange­
führten Gründen noch aus folgenden 
Gründen abgelchnt: 

Die vorgesehene Überschreitungsermäehtigung 
bezieht sich auf Ausgaben für ausländische 
Waffen- und Gerätelieferungen, dabei handelt es 
sidl um Waffen, die in dieser Form vom öster­
reichischen Bundeshcer nicht benötigt werden. 
Der österreichischen Wirtschaft sollen jedoch Auf­
träge im Werte von 500 Millionen Schilling vor­
enthalten werden. Darüber hinaus bedeutet diese 
Bestimmung, daß der Finanzminister selbst gegen 
den von ihm aufgestellten Grundsatz der soge­
nannten Währungsncutralität verstoßen will. 

Von entscheidender Bedeutung ist aber die 
Einstellung der Oberbauarbeiten mit spätestens 
1. August 1966. Es vermehren sich dadurc.~ nicht 
nur die Langsamfahrstellen bei den österreichi­
schen Bundesbahnen, sondern auch 800 Spezial­
oberbauarbeiter der Privatwirtschaft werden mit 
diesem Zeitpunkt bei den Österreichisichen Bun­
desbahnen nicht mehr beschäftigt werden. Bei den 
Osteneichischen Bundesbahnen fallen damit 
äußerst dringliche Neuanlagen von Gleisen aus. 

Was die Frage der Investitionskürzungen be­
trifft, soll dies an einem besonders krassen Bei­
spiel, dem Tcilentwurf für die österreichischen 
Bundesbahnen, im einzelnen erläutert wcrden: 

Bei den Österreichischen Bundesbahnen zeigt 
sich, daß der veranschlagte Betrag von 593 Mil­
lionen Schilling für Anlagen und Erneuerungs­
kredite nicht einmal die Hälfte des unbedingt 
notwendigen Erneuerungssolls von 1200 Mil­
lionen Schilling ausmacht. Es sei festgestellt, daß 
bei den Verhandlungen um das Budget 1966 in 
diesem 302 Millionen Schilling vorgesehen 
wurden und hiezu noch der Ertrag aus der Ta­
. rifregelung veranschlagt wurde, wonach insge­
samt 802 Millionen Schilling für Erneuerungs­
kredite zur Verfügung gestanden wären. Im Ver­
hältnis zu den in den Jahren 1964 und 1965 
zur Verfügung gestellten 1040 Millionen Schilling 
hätte das eine den Notwendigkeiten nicht ent­
sprechende Dotierung ergeben. Nunmehr ist die 
Situation umso schwieriger, weil gemäß dem Bud­
getprovisorium 1966 und der vom Finanzmini­
ster gegebenen Bindungsermächtigung in der 
Höhe von 25% die Fachdienste . der österreichi­
schen Bundesbahnen bereits Aufträge in der 

. Höhe von 780 Millionen Schilling vergeben 
haben. 

Was das Güterwagenproblem betrifft, muß 
festgestellt werden, daß diese Aktion schon zu 
einem wesentlich früheren Zeitpunkt durchge­
führt hätte werden müssen, da die österreichi­
schen Bundesbahnen vor der Tatsache stehen, 
daß sie mit 1. Jänner 1967 zuwenig international 
anerkannte Güterwagen in Verwendung haben 
und somit für die ausländischen Mietwagen 
weiterhin entsprechende Entschädigungen zahlen 
werden müssen. 

Die Kürzungen des außerordentlichen Ordina­
riums für die Elektrifizierung von 380 auf 
330 Millionen Schilling bedeuten, daß die not­
wendigen Elektrifizierungsarbeiten nicht mehr 
weitergeführt werden können. Dadurch, daß der 
Schnellbahnkredit in der Höhe von 100 Millionen 
Schilling letztmalig im Budget 1966 zur Ver­
fügung gestellt wird, ergibt sich, daß die Ratio­
nalisierung der Schnellbahnstrecke nicht dur.ch­
führbar ist und das Kreuzungsbauwerk Matz­
leinsdorfer Platz nicht betriebsfertig wird. Die 
vorgesehenen 100 Millionen Schilling sind not­
wendig, um die bereits in Auftrag gcgebenen 
zehn Schnellbahngarnituren zu bezahlen, die 
Kosten für das Kreuzungsbauwerk in der Höhe 
von 33 Millionen Schilling zu tragen; der ver­
bleibende Rest ist zur Schuldentilgung des ver­
gangenen Budget jahres notwendig. Somit wird 
aber nicht nur der Bevölkerung Wiens, sondern 
auch den Berufsfahrern aus dem Raum südlich 
und nördlich Wiens mancher wesentliche Nachteil 
erwachsen. 

Da das Budget 1966 jedoch nur 593 ]vIillionen 
Schilling für Anlagen und Erneuerungen vor­
sieht, tritt zwangsläufig eine Überschreitung von 
187 Millionen Schilling auf, welche nur durch 
entsprechende Einsparungen ausgeglichen werden 
kann. 

Auch die Post Fahrpark und sonstige Investi­
tionen entsprechen in ihren Ansätzen keinesfalls 
den Erfordernissen. Die präliminierten 209 Mil­
lionen Schilling bedeuten, daß auf diesem Gebiet 
ebenfalls eine rund 300f0ige Kürzung platz greift. 
Die Folge davon ist, daß es zu Baueinstellungen 
kommt. 

\"1 as die Frage des Personalaufwandes betrifft, 
sei darauf verwiesen, daß durch die 10J0ige Kür­
zung gegenüber 1965 die Sicherung für die Be­
zahlung eventuell anfallender Plusstunden nicht 
gegeben ist. Im besonderen wird aufgezeigt, daß 
auch die Bedeckung der Kosten, die aus der 

Diesen Verhältnissen entsprechend muß daher 
mit der Einstellung sehr dringlicher Bauvorhaben 
und Arbeiten gerechnet werden; darunter faUen 
der Weiterbau der Aufnahmegebäude des Bahn-
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Dienstdauervorschrift A 10 erwachsen, mit 
100 Millionen Schilling für das Jahr 1966 nicht 
ausreicht und für die Abgeltung des Mehrauf­
wandes 1965 ,ein Restbetrag von SO Millionen 
Schilling nicht gedeckt erscheint. 

Was die Witwen nach dem Pensionsgesetz be­
trifft, wurde folgender Antrag von der öVP ab­
geLehnt: 

A n t rag der A b g. Jungwirth und 

Nachdem auch bei Post 60 des Kapitels 29 
keine wesentliche Vermehrung eingetreten ist, 
muß festgestellt werden, daß für die so dringliche 
Abgeltung der Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit 
keinerlei Vorsorge getroff,en wurde. Es fehlen 
somit in dem Budget 1966 alle entsprechenden 
Vorsorgen, um die dringlichsten besoldungs-, 
pensions- und dienstrechtlichen Aufgaben im 
Eisenbahndienst zu begleichen. 

Bei der Regierungserklärung hat der Herr Bun­
deskanzler unter Punkt 10 ,angeführt: Sanierung 
der österreichischen Bundesbahnen und zusätz­
liche Aufbringung von Mitteln für die Öster­
reichischen Bundesbahnen für 1966. 

Wenn man den Budgetentwurf überprüft, dann 
stellt man zwar fest, daß das Defizit gegenüber 
1965 um 400 Millionen Schilling geringer aus­
gewiesen wird, daß aber bei Überprüfung des 
Budgetentwurfes sich herausstellt, daß im Sam­
aufwand des Ordinariums und im Investitions­
aufwand des Extra-Ordinariums Kürzungen von 
insgesamt 600 Millionen Schilling aufscheinen. 

Eine derartige Sanierung der österreichischen 
Bundesbahnen mit dem Ziele der Herabsetzung 
des Defizits, welches auf Kosten der erforder­
lichen Investitionen und Erneuerungen geht, ist 
betriebswirtschaftlich abzulehnen. Eine derartige 
Budgetpolitik nützt niemandem, sie schädigt nicht 
nur die österreichischen Bundesbahnen, sondern 
auch die österreichische Wirtschaft. 

Wa~ die Frage der Preis- und Tariferhöhungen 
hetri:fft, hat die österreichische Bevölkerung die 
ersten Auswirkungen der Wirtschaftspolitik der 
öVP-Alleinregierung bereits zu spüren bekom­
men. 

Die sozialistischen Abgeordneten verweisen in 
diesem Zusammenhang auf ihre Ausführungen 
beziehungsweise auf ihren Minderheitsbericht zur 
Regierungsvorlage, betreffend die Erhöhung der 
Bundesmineralölsteuer. 

Die sozialistischen Abgeordneten wollen diesen 
Minderheitsbericht schließlich dazu benutzen, um 
dem Hohen Haus und darüber hinaus der ge­
samten öffentlichkeit mitzuteilen, wekhe An­
träge, die von der sozialistischen Parlaments­
fraktion im Zuge der Budgetberatungen im 
Finanzausschuß eingebracht wurden, von der 
öVP-Mehrheit abgelehnt wurden. 

Es handelt sich beispielsweise um die vor den 
Wahlen von beiden Parteien geforderte Erhö­
hung der Witwenpensionen von SO auf 60010, und 
zwar sowohl für Witwen nach dem Pensions­
g,esetz als auch für Witwen nach dem ASVG. 
beziehungsweise GSPVG. 

D r. v a n Ton gel 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Das Pensionsgesetz 1965 vom 14. Dezember 
1965, BGBl. Nr. 340/1965, wird abgeändert wie 
folgt: 

§ 15 Abs. 1 hat zu lauten: 

Der Witwenversorgungsgenuß beträgt 60 v. H. 
des Ruhegenusses, der der nihegenußfähigen Ge-
samtdienstzeit des Beamten und der von ihm im 
Zeitpunkt ~eines Ausscheidens aus dem Dienst­
stand erreichten besoldungsrechtlichen Stellung 
entspricht, mindestens aher 35 v. H. der Ruhe­
genußbemessungsgrundlage nach § 4 Abs. 2. Die 
Bestimmungen des § 5 Abs. 2 und 3 gelten sinn­
gemäß. 

Beg r ü n dun g: ' 

Die Sozialisten haben in Punkt 75 Abs. 1 des 
Programms für Österreich eine Erhöhung der 
Witwenleistung von SO auf 60% der P,ension des 
Verstorbenen versprochen. Die sozialistische Par­
lamentsfraktion hat die Absicht, dieses Ver­
sprechen auch tatsächlich zu halten, und hofft mit 
einem diesbezüglichen Initiativantrag erfolgreich 
zu sein, umso mehr als auch von seiten der Frau 
Sozialminister die Notwendigkeit und Gerechtig­
keit einer solchen Neur.egelung bereits zugegeben 
wurde. Es ist leicht einzusehen, daß im Falle des 
Todes eines Ehegatten die Kosten des Haushaltes 
für die Witwe nicht einfach 500f0 betragen. 

Die sozialistischen Abgeordneten sind sich be­
wußt, daß die Erhöhung der Witwenrente von 
so auf 60010 für das gesamte Sozialrecht Geltung 
erlang,en muß, doch soll als erster Schritt eine 
diesbezügliche Regelung für die Witwenpensionen 
nach dem Pensionsgesetz 1965 eing.eführt werden, 
wofür die Behandlung des zuständigen Kapitels 
des Bundesfinanzgesetzes ein geeigneter Anlaß 
ist. 

'Der Antrag der Abgeordneten M 0 s e rund 
Genossen betreffend Erhöhung der Witwen­
pensionen nach dem ASVG. beziehungsweise 
GSPVG. hatte folgenden Wortlaut: 

A n t rag der A b g. M 0 S e run d G e­
nos,sen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, 
BGBl. Nr. 189/1955, in der geltenden Fassung 
wird abgeändert wie folgt: . 

§ 264 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Die Witwen(Witwer)pension beträgt 
60 v. H. der Pension, auf die der Versicherte bei 
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seinem Ableben Anspruch gehabt hat oder ge­
habt hätte; Kinderzuschüsse und Hilflosenzu­
schuß bleiben hiebei außer Ansatz. Die Witwen­
(Witwer)pension beträgt aber, wenn die Witwe 
(der Witwer) ein waisenpensionsberechtigtes Kind 
hat oder wenn sie (odt!r er) am Stichtag (§ 223 
Abs. 2) das 40. Lebensjahr vollendet hat, minde­
stens 30 v. H. der Bemessungsgrundlage, wenn 
mehrere Bemessungsgrundlagen angewendet sind, 
der höchsten Bemessungsgrundlage; 24 v. H. der 
l1emessungsgrundlage gelten hiebei als Grund­
betrag." 

Im § 267 ist der Ausdruck "Invaliditäts­
pension" durch den Ausdruck "Pension" zu er­
setzen. 

§ 289 Z. 1 und 2 hat zu lauten: 

,;1. Als Pension des (der) Verstorbenen gilt 
die Knappschaftsvollpension. 

2. Die Witwen(Witwer)pension beträgt, wenn 
die Witwe (der Witwer) ein waisenpensionsbe­
rechtigtes Kind hat oder wenn sie (er) am Stich­
tag (§ 223 Abs. 2) das 40. Lebensjahr vollendet 
hat, mindestens 33213 v. H. der Bemessungs­
grundlage, wenn mehrere Bemessungsgrundlagen 
angewandt sind, der höchsten Bemessungsgrund­
lage. 24 v. H. der Bemessungsgrundlage gelten 
hiebei als Grundbetrag." 

§ 522 k Abs. 2 hat zu lauten: 

Abs. 2 mit der Maßgabe, daß eine Anpassung 
gemäß § 108 h des Alfgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes für das Jahr 1967 entfällt. 

Beg r ü nd u n g: 

Die Sozialisten haben in Punkt 75 Abs. 1 des 
Programms für österreich eine Erhöhung der 
Witwenpensionen von 50 auf 60% der Pension 
des Verstorbenen versprochen. Die sozialistische 
Parlamentsfraktion hat die Absicht, dieses Ver­
sprechen zu halten, und hofft, mit einem diesbe­
züglichen Antrag erfolgreich zu sein, umsomehr, 
als auch von seiten der Frau Sozialminister die 
Notwendigkeit und. Gered1tigkeit einer solchen 
Neuregelung bereits zugegeben wurde. Es ist 
leicht einzusehen, daß im Falle des Todes eines 
Ehegatten die Kosten des Haushaltes für die 
Witwe nicht einfach 500/0 der Pension des ver­
storbenen Mannes betragen. Die Behandlung des 
Kapitels 15 "Soziale Verwaltung" ist ein geeig­
neter Anlaß, diesen Antrag einzubringen .. 

Besonders schwer kreidet die sozialistische 
Parlamentsfraktion der öVP-Mehrheit des Fi­
nanzausschusses die Tatsache an, daß der vom 
Abgeordneten Dr. Pittermann beim Kapitel Bun­
deskanzleramt eingebrachte Antrag, den öster­
reichischen Nationalfeiertag zum arbeitsfreien 
Feiertag :z;u erklären, abgelehnt wurde. 

b Dieser Antrag lautet: ,,(2) Die Witwenpension nach Abs. 1 eträgt 
417 S monatlich." Antrag des Abg. DDr. Pittermaan 

2. Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver­
sicherungsgesetz vom 18. Dezember 1957, BGBL 
Nr. 292/1957, in der geltenden Fassung wird ab­
geändert wie folgt: 

§ 85 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten: 

"Die Witwen(Witwer)pension beträgt 60 v. H. 
der Alterspension, auf die der Versicherte bei 
seinem Ableben Anspruch gehabt hat oder bei 
Erfüllung der Voraussetzungen hiefür gehabt 
hätte." 

Im § 85 Abs. 1 ist der Ausdruck ,,20 v. H. der 
ßemessungsgrundlage" durch den Ausdruck 
,,24 v. H. der Bemessungsgrundlage" zu ersetzen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom , mit 
dem das Feiertags-Ruhegesetz und das Bunde~­
gesetz über den österreichischen Nationalfeiertag 

abgeändert wird. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

§ 1 Abs. 1 des Feiertagsruhegesetzes (Staats­
gesetzblatt Nr. 11611945) in der geltenden Fas­
sung hat wie folgt zu lauten: 

,,§ 1. (1) Als Feiertage im Sinne dieses Gesetzes 
gelten folgende Tage: 1. Jänner (Neujahr), 6. Jän­
ner (Heilige Drei Könige), Ostermontag, 1. Mai 
(Staatsfeiertag), Christi Himmelfahrt, Pfingst­
montag, Fronleichnam, 15. August (Mariä Him­
melfahrt), 26. Oktober (Nationalfeiertag), 1. No­
vember (Allerheiligen), 8. Dezember (Mariä 
Empfängnis), 25. Dezember (Weihnachten), 
26. Dezember (Stephanitag)." 

Artikel 11 

3. Die Bestimmungen zu 1. und 2. sind von 
Amts wegen auch auf Hinterbliebenenpensionen 
anzuwenden, bei denen der Stichtag vor dem 
1. Jänner 1967 liegt beziehungsweise der Ver­
sicherungsfall vor dem 1. Jänner 1956 eingetreten 
ist. Auf Grund der Erhöhung der Pension nach 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist eine 
Neufeststellung der Ausgleichszulage nicht vor­
zunehmen. Die sich' ergebenden Mehrbeträge an 
Pension vermindern eine zu der Pension gebüh­
rende Ausgleichszulage. 

Im Bundesgesetz über den österreichischen 
4. Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1967 Nationalfeiertag (BGBl. Nr. 298/1965) ist der 

in Kraft, die Bestimmung betreffend. § 522 k Abs. 2 des Artikels 2 zu streichen. 
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Artikel III 

Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Juli 1966 In 

Kraft. 

Beg r ü n dun g: 
Die Sozialisten haben in ihrem "Programm für 

Osterreich" (Punkt 30) versprochen: "Erklärung 
des Nationalfeiertages zum bezahlten Feiertag." 

Bereits bei der Besehlußfassung über das Bun­
desgesetz über den österreichischen National­
feiertag am 25. Oktober 1965 waren sich die 
Abgeordneten zum Nationalrat im klaren, daß 
die Schaffung eines Nationalfeiertages nur ein 
erster Schritt sei, dem als zweiter Schritt die 
Aufn~hme dieses Nationalfeiertages in die Liste 
der arbeitsfreien Tage folgen müsse. So erklärte 
damals der Abgeordnete Dr. Migsch: 

"Wir Sozialisten werden alles, was in unseren 
Kräften steht, dazu beitragen, um diesen einmal 
gewählten Tag zu einem echten Feiertag des 
österreichischen Volkes zu machen, der nicht auf 
dem Papier konstruiert ist, sondern aus dem 
Herzen und aus dem Denken Osterreichs er­
wächst." 

Diesem Versprechen sowie dem eingangs zitier­
ten Versprechen im "Programm für Osterreich" 
folgend, schlagen die Sozialisten vor, den Natio­
nalfeiertag zum arbeitsfreien Feiertag zu erheben, 
und hoffen auf eine möglichst einstimmige An­
nahme dieses Antrages, der in seiner symboli­
schen Bedeutung für das Entstehen einer eigenen 
österreichischen Nation nicht hoch genug einge­
schätzt werden kann. 

Weiters hat die OVP einen Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Pans i und Genossen 
abgelehnt, in welchem die Bundesregierung auf­
gefordert wurde, dem Nationalrat eine Regie­
rungsvorlage zuzuleiten, durch die der Pfän­
dungsschutz für Pensionen in der Weise wieder­
hergestellt wird, wie er vor dem 1. Oktober 1963 
bestanden hatte. 

Die OVP war auch nicht bereit, zur Lösung 
eines seit langem strittigen Problems bezüglich 
der Lehrerernennungen auf Grund der Schul­
gesetze von 1962 einen Beitrag zu leisten, indem 
sie nachstehendem Antrag der Abgeordneten 
Haas und Genossen die Zustimmung verweigerte: 

A n t ra g der A b g. H aas und Gen os sen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Abs. 4 a des Artikels 14 Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der geltenden Fassung ist anzu­
fügen: 
"Konkurriert ein solcher Vorschlag mit einem 
Vorschlag des Landesschulrates, so können nur 
Bewerber berücksichtigt werden, die in beiden 
Vorschlägen enthalten sind. Für die provisorische 
Besetzung von Dienstposten steht das Vorschlags­
recht ausschließlich der Schulbehörde I. Instanz 

des Bundes zu. Alle diesbezüglichen Beschlüsse 
sind von den zuständigen Kollegien zu fassen." 

Bei der Verhandlung des Budgetkapitels Ver­
kehr hat die OVP trotz der Fahrpreiserhöhungen 
den bereits eingangs zitierten Entschließungs­
antrag der Abgeordneten Jungwirth und Genos­
sen abgelehnt, die Einkommensgrenzen , bei 
Arbeiterwochenkarten und bestimmte Arbeits­
fahrkarten zu erhöhen. Dieser Antrag hatte fol­
genden Wortlaut: 

Entschließungsantirag des Abg. 
Jungwirth 
Im Zuge der bevorstehenden Personentarifer­

höhung der österreichischen Eisenbahnen und des 
Postautobusdienstes wolle ' 

a) die Einkommensgrenze bei der Arbeiter­
wochenkarte von derzeit 1500 Sauf 2200 S 
erhöht werden. 

b) Die Einkommensgrenze der Arbeiterfahr­
karte von derzeit 2400 Sauf 2800 S erhöht 
werden. 

c) Die Einkommensgrenze für die Kursbesuch­
karte von 2400 auf 2800 S erhöht -werden. 

d) Gleichzeitige Einführung der Familienfahr­
karte. 

Gleichfalls abgelehnt wurden die nachstehen­
den Anträge der Abgeordneten Frühbauer, be­
treffend Erhöhung der Ansätze für Elektrifi­
zierung und Investitionen im Verkehrsressort, 
sowie der Antrag der Abgeordneten Pay und 
Genossen, betreffend Erhöhung der Mittel für 
die Bergbauförderung. Sie hatten folgenden 
Wortlaut: 

An t rag des A b g. F r ü h bau erbe t re f­
f ,e n d S t r e ich u n gei n e r K red i t e r­
mächtigung im Betrag von 
500 M i 11 ion e n S chi 11 in gun d E r­
h ö h u n g der Ans ätz e für Eie k t r i­
fizierung und Investitionen im 
Verkehrsressort 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 (15 
der Beilagen) wird abgeändert wie folgt: 

1. Artikel 3 Abs. 5 Z. 2 des Allgemeinen Teiles 
ist - unbeschadet der schweren verfassungsrecht­
lichen Bedenken gegen die übrigen Ermächti­
gungsbestimmungen des Allgemeinen Teiles, die 
im Widerspruch zum Artikel 51 der Bundesver­
fassung und zur Rechtsauffassung des Verfas­
sungsgerichtshofes stehen - zu streichen. 

2. Im Ausgabenkapitel 29 Titel 1 § 2 ist die 
Budgetpost "Elektrifizierung" (Unterteilung 1) 
um 50 Millionen Schilling auf insgesamt 380 Mil-
lionen Schilling zu erhöhen. . 

3. Im Ausgabenkapitel Titel 1 § 2 ist die Bud­
getpost "Fahrpark und sonstige Investitionen" 
(Unterteilung 3) um 200 Millionen Schilling auf 
insgesamt 409 Millionen Schilling zu erhöhen. 
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A n t rag cl e r A b g. P a y und Gen 0 s sen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Das Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 (15 
der Beilagen) wird abgeändert wie folgt: 

Im Ausgabenkapitel 20 Titel 9 § 3 ist die 
Post 30 (Bergbauförderung) um 80 Millionen 
Schilling von 43'875 Millionen Schilling auf 
123'875 Millionen Schilling zu erhöhen. 

Beg r ü n dun g: 

Die Mittel für die Bergbauförderung wurden 
von 65 Millionen Schilling im .T ahre 1964 auf 
55'9 im Jahre 1965 und 43'875 Millionen Schil­
ling im Jahre 1966 gekürzt, obwohl sich die Lage 
auf dem Bergbausektor verschlechtert hat und 
daher eine verstärkte Förderung notwendig 
wäre. Der Gesamtabgang für den Kohlenbergbau 
beträgt heuer 667 Millionen Schilling für den 
verstaatlichten und 13"3 Millionen Schilling für 
den privaten Kohlenbergbau, insgesamt also 
80 Millionen Schilling. 

Be d eck u n g: 

Im Antrag Nr. 23 des Abgeordneten Früh­
bauer wurde die Streichung einer Kreditermächti­
gung im Betrag von 500 Millionen Schilling und 
die Erhöhung von zwei Ansätzen im Kapitel 29 
um 250 Millionen Schilling beantragt, sodaß ein 
Aktivsaldo von 250 Millionen Schilling bleibt, 
der zur Bedeckung dieses Aufwandes ausreicht. 

Für die Haltung der öVP zu den Verstaat­
lichten Betrieben charakteristisch ist auch die Tat­
sache, daß der Antrag der Abgeordneten Haberl 
und Genossen auf verfassungsrechtliche Veranke­
rung der Verstaatlichten Betriebe, der nachste­
hend wiedergegeben wird, abgelehnt wurde. 

ZuG r u p pe rr a (Verstaatlichte Unter­
nehmungen) 

A n t rag der A b g. Hab e r I und Ge n 0 s­
sen betreffend das Vermögen d(!~ 
B und e san Ver s taa tl ich t e nUn t e r­
neh m un.ge n 
Der Nationalrat wolle beschließen: 
§ 1. (1) Die Anteilsrechte des Bundes an den 

durch das Verstaatlichungsgesetz vom 26. Juli 
1946, BGBl. Nr. 168, den in der Verordnung 
vom 3. Oktober 1946, BGBl. Nr. 199, angeführ­
ten Gesellschaften, und den im 2. Verstaat­
lichungsgesetz vom 26. März 1947, BGBl. Nr. 81, 
angeführten Unternehmungen (Landesgesell­
schaften, Sondergesellschaften, Verbundgesell­
schaften) sind Bundesvermögen im Sinne des 
Artikels 42 Abs. 5 Bundes-Verfassungsgesetz. 

(2) Verfügungen über dieses Bundesvermögen 
können vom Nationalrat nur in Anwesenheit 
von mindestens der Hälfte der Mitglieder und 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abge­
gebenen Stimmen beschlossen werden. 

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
wird die Bundesregierung betraut. 

Auch diese hier dokumentie~te Haltung der 
öVP-Parlamentsmehrheit, sachlich ohne Zweifel 
gerechtfertigte Anträge der sozialistischen Oppo­
sition kurzerhand abzulehnen, obwohl ähnliche 
oder sogar gleichlautende Versprechungen von 
der öVP vor den Wahlen abgegeben wurden, 
sind mit ein Grund dafür, daß die Sozialisten 
dem Bundesfinanzgesetz 1966 ihre Zustimmung 
verweigern. 

Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs 
Weikhart Czettel 
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79 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nati~nalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe I 

Kapitell: Bundespräsident und Präsidentschaftskanzlei 
Kapitel 2: Organe der Bundesgesetzgebung 
Kapitel 3: Gerichte des öffentlichen Rechtes 
Kapitel 3 a: Rechnungshof 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die zur! gaben zum Teil notwendige Ergänzung der Per­
Beratungsgruppe I gehörenden Kapitel des Bun- sonalstände zurückzuführen. 
desvoranschlages für das Jahr 1966 in seiner Bei Kapitel 1 sind die erhöhten Ansätze bei 
Sitzung vom 23. Mai 1966 in Verhandlung ge- den sachlichen Ausgaben überwiegend durch die 
zogen. I ~ufwendungen für offizielle· Staatsbesuche be-

Im Bundesvoranschlag 1966 sind für die dmgt. 
Gruppe I mit den Kapiteln 1 "Bundespräsident Bei Kapitel 2 werden die höheren sachlichen 
und Präsidentschaftsk:lnzlei", 2 "Organe der Bun- Ausgaben durch die im Zusammenhang mit der 
desgesetzgebung", 3 "Gerichte des öffentlichen Bezugserhöhung der Bundesbediensteten er­
Rechtes" und 3 a "Rechnungshof" an Ausgaben höhten Entschädigungen der Abgeor:dneten zum· 
zusammen 128'234 Millionen Schilling und an Nationalrat und zum Bundesrat sowie durch eine 
Einnahmen zusammen 2'152 Millionen Schilling größere Anzahl von Pensionen verursacht. Die 
präliminiert. . Einnahmen ergeben sich fast zur Gänze aus den 

Für Kapitel 1 sind in Summe 11'617 Millionen I Beiträgen der Mitglieder des Nationalrates und 
Schilling das sind um rund 3'86 Millionen Schil- ,des Bundesrates. Die Aufwendungen, für die 
ling mehr als im Jahre 1965 vorgesehen Organe der Bundesgesetzgebung sind trotz ge-

, . wisser Erhöhungen noch immer sehr niedrig und 
~ü~ Kapitel ~ sind in Su~me ?~'382 Milli?~en betragen durchschnittlich pro Tag 3 Groschen je, 

Schlllmg, das smd um 11 6 Mllhonen SchIllmg Einwohner österreichs. 
mehr als 1965, veranschlagt. I . .. . . ' .' . . I Bel Kapltel 3 Tltel 1, Verfassungsgenchtshof, 

An Emnahmen werden 1 68 Mllhonen Sclul- sind die höheren sachlichen Ausgaben im wesent­
ling, demnach um 216.000 S mehr als 1965, er- lichen auf den steigenden Aktenanfall und die 
wartet. dadurch bedingte längere Dauer der Verhand-

Für Kapitel 3 sind insgesamt 16'12 Millionen lungsperioden zurückzuführen. Für 1966 war 
SChilling, das sind um 1'56 Millionen Schilling außerdem budgetär für die Herausgabe einer 
mehr als 1965, vorgesehen, während die Ein- übersicht, über die Rechtsprechung des Verfas­
nahmen einen leichten Rückgang von 509.000 S sungsgerichtshofes in den Jahren 1920 bis 1964 
im Jahre 1965 auf 429.000 S im Jahre 1966 auf- vorzUsorgen. 
weisen, Bei Kapitel 3 Titel 2, Verwaltungs gerichtshof, 

Für Kapitel 3 a sind insgesamt 22'115 Mil­
lionen Schilling, das sind um 5'98 Millionen Schil­
ling mehr als für 1965, präliminiert. 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben bei 
allen angeführten Kapiteln ist auf die Erhöhung 
der Bezüge und Familienzulagen für die Bundes­
bediensteten sowie außerdem auch auf die Vor­
sorge für die zur Erfüllung der gesetzlichen Auf-

steht die Erhöhung det sachlichen Ausgaben seit 
1965 im Zusammenhang mit der Neuerrichtung 
eines Evidenzbüros und der infolge der baulichen 
Generalsanierung des Gerichtsgebäudes notwen­
digen Anmietung zusätzlicher Amtsräume und 
Anschaffung von Einrichtungsgegenständen. 

Bei Kapitel 3 a, Rechnungshof, beruht die Er­
höhung der sachlichen Ausgaben hauptsächlich 
auf Mehrerfordernissen für Dienstreisen im Zu­
sammenhang mit der verstärkten Einschautätig-
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keit. Weitere Mehrausgaben ergeben sich durch I Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat der 
die Anmietung von benötigten zusätzlichen . Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
Amtsräumen sowie die Heranziehung von Sach- lichen Ansätze der Gruppe I mit Stimmenmehr­
verständigen für Spezialaufgaben. Auch das heit entsprechend der Regierungsvorlage un­
"Ständige internationaJe Sekretariat der obersten verändert angenommen. 
Rechnungs-Kontrollbehörden" bedingt höhere Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somlt 
Kosten. 

In der Debatte, die sich an das Referat des 
Spezialberichterstatters im Finanz- und Budget­
ausschuß anschloß, sprachen die Abgeordneten 
DDr. Pi t.t e r man n, Dr. W i t hai m, Dok­
tor Tull, Dr. van Tongel, Kulhanek, 
Dr. Hertha F i rn b erg, C z e t tel, Gab r i­
eIe und S t ein maß 1. Der Präsident des Natio­
nalrates Dr. Mal eta nahm zu den das Parla­
ment betreffenden Fragen, die in der Debatte 

. aufgeworfen wurden, ausführlich Stellung. Die 
den Rechnungshof betreffenden Anfragen wur­
den durch dessen Präsidenten Dr. K an d u t s eh 
beantwortet. 

Regensburger 
Spezialberichterstatter 

den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 1: "Bundespräsident und Präsi­
dentschaftskanzlei" , 

dem Kapitel 2: "Organe der Bundesgesetz­
gebung", 

dem Kapitel 3: "Gerichte des öffentlichen 
Rechtes" und 

dem Kapitel 3 a: "Rechnungshof" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 
(15 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966. 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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79 der Beilagen zu den stenographlschen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe 11 

Kapitel 7: Bundeskanzleramt (ausgenommen Titel 1 § 3: VerstaatliChte Unternehmungen) 
Kapitel 28 Titel 6: Staatsdruckerei 

Der Finanz- und Budgetauss,chuß h~t die in 
der Gruppe II zusammengefaßten Teile des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1966 3m 18. Mai 
1966 der Vorberatung unterzogen. 

Die Einnahmen im Bundesvoran~chlag 1966 
sind für das Kapitel 7 - eingeschlossen jener 
der Sektion IV, Verstaatlichte Unternehmungen 
- mit 10,838.000 S präliminiert, das sind um 
63.000 S weniger als im Jahre 1965. 

Diesen Einnahmen stehen Ausgaben in der 
Höhe von 209,012.000 S gegenüber, sodaß zum 
Ausgleich ein Zuschußbedarf von 198,174.000 S 
gegeben sein wird. 

Nach Abzug der Ausgaben für die verstaat­
lichte Industrie, das sind 17,086.000 S, weIche 
durch Wahrnehmungen der Aufgaben, die der 
Bundesregierung auf Grund des Verstaatliffiungs­
gesetzes hinsichtlich der jeweiligen Beteiligungen 
des Bundes an Unternehmungen oder der Ver­
waltung solcher Unternehmungen zufallen, ver­
anschlagt wenden müssen, verbleiben Ausgaben 
in Höhe von 191,926.000 S, das sind um 
20,527.000 S mehr als 1965. 

Die darin enthaltenen Personalausgaben stellen 
sich auf 90,832.000 S, an Sachaufwand sind 
101,094.000 S vorgesehen. 

Gegenüber dem Bundesvoranschlag 1965 be­
deutet dies beim Personalaufwand eine Erhöhung 
von 12,642.000 S, beim Sachaufwand eine solche 
von 7,885.000 S. 

Der Mehrbedarf beim Personalaufwand ist all­
gemein auf die Bezugserhöhung auf Grund der 
13. Gehaltsgesetznovelle (BGBl. Nr. 124/1965) 
und der 9. Vertragsbedienstetengesetznovelle 
(BGBl. Nr. 126/1965) zurückzuführen. 

Eine weitere Erhöhung war bedingt durch 
Personalvermehrung beim Statistischen Zentral­
amt im Zusammenhang mit der Aufarbeitung 
der nichtlandwirtschaftlich,en Betriebszählung 
sowie der Arbeitskräftestichprobenerhebung. 

Beim Sachaufwand ist die Erhöhung im 
wes,entlichen auf die Veranschlagung von Ent­
schädigungen an Gemeinden für ihre Mitwir­
kung an statistischen Efihebungen gemäß BGBl. 
Nr. 91/1965 § 7 Abs. 7 mit 6,000.000 S zurück­
zuführen. Der Titel 1 "Bundeskanzleramt" ist 
in drei Untergruppen - mit Paragraphen' be­
zeichnet - gegliedert. 

Unter § 1 ist der Aufwand für das Bundes­
kanzleramt selbst, unter § 2 der Aufwand für 
die Sektion für wirtschaftliche Koordination und 
unter § 3 der für die Sektion verstaatlichte 
Unternehmungen, der jedoch gesondert abge­
handelt wird, ausgewies,en. 

Bundeskanzleramt 
Das Erfordernis für das Bundeskanzleramt 

selbst wurde mit 81,477.000 S veranschlagt und 
ist um 5,733.000 S höher als im Vorjahr. Von 
der Erhöhung entfallen 2,420.000 S auf den Per­
sonalaufwand im Zusammenhang mit der bereits 
erwähnten Bezugserhöhung und einer gering­
fügigen Erhöhung des veranschlagten Personal­
standes. Die sachlichen Ausgaben des Bundes­
kanzleramtes ers,cheinen für das Jahr 1966 mit 
einem Betrag von 56,177.000 S präliminiert. 
Hievon entfallen auf den eigentlichen Verwal­
tungsaufwand 5,269.000 S, während 6,240.000 S 
für Förderungszuwendungen,19,738.000 S für 
Aufwandskredite (Gesetzliche Verpflichtungen), 
23,872.000 S für sonstige Aufwandskredite und 
schließlich 1,058.000 S für Anlagen vorgesehen 
sind 

Bei diesen sachlichen Ausgaben wäre die Er­
höhung des Kredites für Sonderrnaßnahmen der 
Bundesregierung zu erwähnen, weil die Bundes­
regierung eine Widmung an die Vereinigten Ge­
meinschaften der burgenländischen Juden in 
Israel vorgesehen hat, die sich eine Subvention 
für die Errichtung öffentlicher Gebäude in einem 
zum Andenken an die während der NS-Zeit 
zerstörten "sieben 'jüdischen Gemeinden im Bur­
genland" geplanten Stadtteil in Jerusalem· er-
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warten; für diese Widmung sind 5'2 Millionen 
Schilling vorgesehen. Ferner mußten die Entschä­
digungen an die Mitglieder der Bundesregierung 
im Hinblick auf den Regierungswechsel neu be­
rechnet werden. Hingegen ist bei den Aufwands­
kredi ten vor allem hinsich tlich der Verpflichtun­
gen aus dem Amtssitzabkommen mit der IAEO 
eine Verringerung des Finanzbedaffes um fast 
5' 4 Millionen Schilling eingetreten. 

In diesem Zusammenhang darf darauf hinge­
wiesen werden, daß die Bundesregierung auf 
Grund des Abkommens vom 11. Dezember 1957 
für die Unterbringung der Internationalen 
Atomenergie-Organisation zu sorgen hat. Als 
provisorisdler Amtssitz steht dieser Behörde be­
kanntlich das Grand Hotel zur Verfügung. Ins­
gesamt ergibt sich bei den sachlichen Ausgaben, 
verglichen mit den Ansätzen des Vorjahres, eine 
Erhöhung des Aufwandes um 3,313.000 S. 

Weiters ist hier für die Ruhe- und Versor­
gungsgenüsse gemäß BGBl. Nr. 16/1962 mit 
5,012.000 S und für jene gemäß BGBl. Nr. 297/ 
1964 mit 981.000 S und für die Außerordent­
lichen Versorgungsgenüsse gemäß Artikel I BGBl. 
Nr. 16/1962 mit 54.000 S vorgesorgt. 

Unter den "Sonstigen Aufwa~dskrediten" 
wurde für die Repräsentationsausgaben ein Be­
trag von 2,200.000 S eingestellt, welcher in 
Summe um 1,470.000 S unter dem Ansatz des 
Vorjahres liegt. Bei dieser Verrechnungspost 
werden die Kosten für alle repräsentativen Ver­
anstaltungen und Empfänge der Bundesregierung 
verrechnet. 

Der Aufwand für Dienstprüfungen wurde mit 
einem Betrag von 228.000 S veranschlagt und 
erfuhr somit gegenüber dem Vorjahr eine ge­
ringfügige Verminderung. Der voraussichtliche 
Bedarf des Bundespressedienstes beträgt im kom-

. menden Jahr 8,391.000 S, von welchen rund 
400.000 S aus zweckgebundenen Einnahmen be­
stritten werden. Er liegt somit um 479.000 S 
über dem Ansatz des Jahres 1965. Diese Er­
höhung war in Anbetracht des zunehmenden 
Bedarfes an Publikationsmaterial sowi~ der vom 
Bundespressedienst weiterzuführenden Amerika­
werbung erforderlich. Aus den für den Bundes­
pressedienst vorgesehenen Krediten werden un­
ter anderem die Kosten für Propagandaaktionen 
im Ausland bestritten. Im Rahmen dieser Aktion 
werden die österreichischen Presseattaches und die 
ehrenamtlichen Korrespondenten mit Informa­
tionsmaterial jeder Art beliefert. Aus diesen 
Krediten werden auch allfällige Ausgaben der 
Presseattaches und, wo solche aus Ersparnis­
gründen durch ehrenamtliche Korrespondenten 
ersetzt sind, die diesen im Zusammenhang mit 
ihrer Tätigkeit erwachsenden Kosten vergütet. 
Weiters wurde bei diesem finanzgesetzlichen An­
satz die Entschädigung für Leistungen der 

Austria Wochenschau GesmbH. mit 1,000.000 S 
und für den Nachrichtendienst des Kurzwellen­
funks mit 10,000.000 S unverändert gegenüber 
dem Vorjahr veranschlagt. Die Abonnementge­
bühr an die Austria Presse Agentur wurde um 
120.000 Sauf 1,920.000 S ,erhöht. Die Biblio­
thekserfordernisse der Administrativen Biblio­
thek werden sich auf 133.000 S belaufen. 

Die Alllagenkredite, welche mit 1,058.000 S in 
diesem Voranschlag aufscheinen, erfuhren eine 
Erhöhung um 76.000 S. 

Unter § 2 werden die Ausgaben der Sektion 
für wirtschaftliche Koordination im Bundeskanz­
leramt veranschlagt, deren Aufgabe die Koordi­
nierung und Programmierung der laufenden 
internationalen wirtschaftlichen Maßnahmen ist 
und der die Geschäftsführung des' ERP-Fonds 
obliegt .. Der gen;lnnten Sektion sind noch die 
Österreichische Ddegation bei der OECD in 
Paris und die Wirtschaftliche Verbindungsstelle 
in Washington angeschlossen. 

Zur Durchführung dieser Aufgaben werden 
im Jahre 1966 insgesamt 24,966.000 S erforderlich 
sein. Dieser Betrag liegt um 3,727.000 S unter 
dem des Vorjahres. Von diesem Minderererfor­
dernis entfallen 1,114.000 S auf den Personal­
aufwand, welcher, mit 12,926.000 S veranschlagt 
wurde. Der eigentlidlc Verwaltungsaufwand, der 
für das kommende Jahr mit einem Betrag von 
2,790.000 S eingesetzt wurde, ist um 23.000 S 
erhöht. Bei den Förderungszuwendungen wurde 
ein Betrag von 285.000 S veranschlagt, von 
welchem 25.000 S den Beitrag Österreichs für 
die im Rahmen der OECD durchzuführenden 
technischen und wissenschaftlichen nationalen 
Projekte darstellen. Für diese Projekte ist die 
Beteiligung zumindesv eines zweiten Mitglied­
staates Voraussetzung. Die Finanzierung erfolgt 
in der Weise, daß 50°/0 der Projektkosten aus 
den von amerikanischer Seite zur Verfügung ge­
stellten Mitteln bestritten werden und die rest­
lichen 50°/0 von den beteiligten Staaten zu tragen 
sind. Als Beitrag österreichs zu den IAEO-Sti­
pendien sind 260.000 S vorgesehen. 

Unter den Aufwandskrediten/ (Gesetzliche 
Verpflichtungen) ist lediglich der Beitrag Öster­
reichs zur OECD mit 7,975.000 S veranschlagt. 

Bei den Anlagekrediten wurde ein Betrag von 
520.000 S veranschlagt. Das Mehrerfordernis 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1965 von 
225.000 S ergibt sidl durch die Instandsetzungs­
kosten des Amtsgebäudes der "Osterreichischen 
Delegation bei der OECD in Paris". 

Nachgeordnete Dienststellen 

Der Aufwand für die "Nadlgeordneten 
Dienststellen" des Bundeskanzleramtes _. es sind 
dies das Staatsarchiv und das Statistische Zentral-
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amt - ist Im Voranschlag unter Titel 2 ausge- haltsregulierungen für Beamte und Vertrags­
wIesen. bediemtcte und die Neufestsetzung der Löhne 

im graphischen Gewerbe um 11,000.000 S höher 
Die Aufwendungen für das S t a a t s a r chi v veranschlagt werden. 

werden im ko~menden Jahr 9,092.000 S be- Die Erhöhung des Sachaufwandes um 12"5 Mil­
tragen, wovon / ,8?0.OOO. S auf den Perso.nalauf- lionen 5chilling im Vergleich zu den Voran­
w.~nd entfallen. DIese ZIffern .?edeutCll eme .Er- I schlagsziffern des' Vorjahres erklärt si.ch im 
hohung des Aufwandes gegenu.ber dem Voqahr wesentlichen dur,ch die Weiterführung des für 
um. 977.000 S, von welcher Jedoch 840.000 5 drei Jahre (1965, 1966 und 1967) projektierten 
allem auf den Personalaufwan~ e~tfallen. Der Investitionsprogramins und den damit verbun-
Verwaltungsaufwand wurde mIt emem Betrag d h"ht Mt' lb darf . "enen er 0 ,en a ena' e . 
v~n 1,082.000 S und dIe Anlagen unverandert Im Jahre 1964 konnte die mit dem Jahre 1957 
mit 170.000. ~ veranschl~~t. .Aus ?em Betrag begonnene günstige kassamäßige Entwicklung 
werd~n auch dIe K~sten fur dIe Ernchtung v.on weiter fortgesetzt und trotz einer erheblichen 
ArchIvan~agen be:tn.tten we.rden. ,,10.0?0 5 w.~rd Pensionslast in der Höhe von 18'1 Millionen 
das Archwamt wIe Im Vorjahr fur dte Gewäh- SchillinO' und bei voller Steuerpflicht wobei 
rung. von ?uschüssen 'zur. Erhaltung priv~ter 8,000.000 S geleistet wurden, ein kassa~äßiger 
ArchIve, dIe von allgememem Interesse smd, B t . b "b ch ß' B t 2123755 S er b e ne su ers, u Im 'e rag von,. -
ausge en. zielt werden. Der bilanzmäßige Gewinn betrug 

Das 5tatistische Zentral amt wird 11,169.562'995. 
im Jahre 1966 zusätzlich zu den laufend durch- Im Jahre 1965 ko,nnte ein kassamäßiger Be­
zuführenden Zählungen die Arbeiten der nicht- triebsüberschuß von 139.000 5 erzielt werden, 
landwirtschaftlichen Betriebszählung weiter- hingegen schließt das bilanzmäßige Ergebnis mit 
zuführen und mit der Auswertung der Arbeits- einem Verlust von 3'3 Millionen 5chilling ab. 
kräftestichprobenerhebung zu beginnen haben. Dieser Verlust ist einerseits auf den Rückgang 
In diesem Zusammenhang und unter Beriicksich- der Druckaufträge (Budgetkürzung) und anderq­
tigung der bereits erwähnten Entschädigungen seits auf die wesentlich erhöhten 5teuervorschrei­
von 6,000.0005 an Gemeinden, die als Gesetz- bungen (14'3 Millionen 5chilling) auf Grund des 
liche Verpflichtung veranschlagt sind, wurden die hohen Gewinnes des Rechnungsjahres 1964 zu­
Kredite gegenüber dem Vorjahr um 17,479.000 S rückzuführen. 
<'uf insgesamt 73,091.0005 erhöht. Von diesem Von dem im Jahre 1965 vorgelegten Investi­
Gesamtbetrag entfallen auf den Personalaufwand tionsprogramm in der Höhe von 50 Millionen 
44,776.000 S, was ein Mehrerfordernis von Schilling wurde der erste Teil in Angriff ge­
lO,496.000 5 bedeutet. nommen und rund 18 Millionen Schilling für An­

Bundesgesetzblatt 

Die Kosten des Druckes und Vertriebes des 
Bundesge&etzhlattcs und auch der "Amtlichen 
Sammlung wiederverlautbarter österreLchis,cher 
Rechtsvorsdlriften" erscheinen unter dem Titel 3 
veranschlagt und werden für das kommende Jahr 
mit 3,330.000 S beziffert. Dieser Betrag liegt um 
65.000 S über dem Voranschlag des Jahres 1965. 

österreichische 5taatsdruckerd 

Im Voranschlag der österrei,chisch'en 5taats­
druckerei sind für das Budget jahr 1966 Ausgaben 
in Höhe von 174,946.000 5 vorgesehen; davon 
entfallen auf den Personalaufwand 83,808.000 S 
und auf den 5a,chaufwand 91,138.000 5. Das be­
deutet ein Gesamtmehr gegenüber dem Voran­
schlag 1965 von 23,713.000 S. 

Die Betriebseinnahmen wurden vorsichtig mit 
158,000.000 5 (1965 waren es 145,353.000 S) 
präliminiert, so daß sich im Geschäftsjahr 1966 
ein voraussichtli;cher Betriebsabgang von 
16,946.000 S ergeben wird, das ist um 10,976.000S 
mehr als 1965. 

Gegenüber dem Vorjahr mußte der Aufwand 
für Personalausgaben im Hinblick auf die Ge-

lagen verwendet, davon 15 Millionen . 5chilling 
zum Ankauf von modernen Maschinen. 

Mit der Verwirklichung des 2. Teiles des In­
vestitionsprogramms, für dessen Durchführung 
für das Jahr 1966 Budgetmittel in der Höhe von 
rund 20 Millionen Schilling veranschlagt wurden, 
wird die wesentliche Voraussetzung für eine 
etappenweise Modernisierung des Mas,chinen­
parks geschaffen werden und so die Ausgangs­
basis für eine günstige wirtschaftliche Entwick­
lung gesichert sein. 

In der Debatte, die sich an das Referat des 
Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten lng. S c h ei ben g r a f, G a­
briele, Dr. van Tongel, Konir, Jung­
wir t h, T haI harn m e r, Rege n s bur ger, 
DDr. Pi t t e r man n und Dr. Hau s e r das 
Wort. Bundeskanzler Dr. K 1 aus und Staats­
sekretär Dr. G r u b er nahmen zu den in der 
Debatte aufg'eworfenen Anfragen und Anregun­
gen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der zur Gruppe II gehörenden 
Teile des Bundesvoranschlages unverändert mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 
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Auf Antrag der Abgeordneten Dr. van 
Ton gel, Gab r i eIe und C z e t tel hat 
der Aussc.h.uß einstimmig einen Entschließungs­
antrag angenommen, der die durch den Beitritt 
Österreichs zur Europäischen Menschenrechts­
konvention notwendig gewordenen gesetzlichen 
Maßnahmen betrifft. 

Auf Antrag der Abgeordneten Mac h u n z e 
und Dr. van Ton gel hat der Ausschuß weiters 
mit Stimmenmehrheit einen Entschließungs­
antrag angenommen, der die Witwenpensionen 
im öffentlichen' Dienst sowie im Bereiche der 
Sozialversicherung betrifft. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
als Ergebnis seiner Beratungen den A n t rag, 
der Nationalrat wolle beschließen: 

Sandmeier 
Spezialberichterstatter 

1. Dem Kapitel 7: "Bundeskanzleramt" (ausge­
nommen Titel 1 § 3) und 

dem Kapitel 28 Titel 6: "Staatsdruckerei" samt 
dem dazugehörigen Geldvoranschlag (An­
lage III/6) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 in 
der Fassung der Regierungsvorlage (15 der Bei­
lagen) wird die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilt. 

2. Die bei g e d r u c k t e n E n t s chi i e-
ß u n gen werden angenommen. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 

Entschließungen 

1. 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Natio­
nalrat ehestens jene Regierungsvorlagen' zuzu­
leiten, die dadurch notwendig geworden sind, 
daß österreich die Europäische Menschenrechts­
konvention unterzeichnet hat. 

2. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die Mög­
lichkeit einer Erhöhung der Witwenpensionen 
im öffentlichen Dienst sowie im Bereich der 
Sozialversicherung auf 60% zu prüfen; falls aus 
budgetären Gründen eine sofortige Einführung 
dieser Maßnahmen nicht möglich ist, wäre ,eine 
etappenweise Erreichung. dieses Zieles anzu­
streben. 

). 

79 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)22 von 55

www.parlament.gv.at



79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe 11 a 

Kapitel 7 Titel 1 § 3: Bundeskanzleramt, Verstaatlichte Unternehmungen 
Kapitel 7 a: Investitionsfonds für verstaatlichte Unternehmungen 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 3. Juni 1966 die in der Gruppe II a 
zusammengefaßten Teile des Bundesv:oranschlages 
für das Jahr 1966 beraten,. 

Die Budgetansätzeder vorliegenden Beratungs­
gruppe bestehen einerseits aus den Ansätzen be­
treffend den Investitionsfonds für verstaatlichte 
Unternehmungen und den Ansätzen der allge­
meinen Haushaltsmittel. Die erstangeführten 
Budgetansätze finden sich im vorliegenden Ent­
wurf des Bundesfinanzgesetzes unter Kapitel 7 a, 
von wo sie auf Grund des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 70/1966 zum Kapitel des Bundesministeriums 
für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen 
übertragen werden, Die zweitangeführten An­
sätze sind und bleiben im Kapitel 1S des Bundes­
ministeriums für Finanzen. Die gleich.e übertra­
gung wie beim Investitionsfonds wird auch hin­
sichtlich der Posten der ministeriellen Zentralver­
waltung stattfinden, die bisher unter Kapitel 7 
erfaßt waren und die in der bisher üblichen Höhe 
aufscheinen. 

Der Bruttowert der Erzeugung der verstaat­
lichten Unternehmungen betrug 1965 28'S Mil­
liarden Schilling gegenüber 12'5 Milliarden Schi!-:­
lingim Jahr 1955, Hier ist aber zu berücksichti­
gen, daß im Jahre 1955 die USIA-Betriebe noch 
nicht mitgerechnet werden konnten. Einen besse­
ren Vergleich ergibt die Berücksichtigung der 
Anzahl der Beschäftigten, die 1955 ohne USIA­
Betriebe 99.410 und 1965 123,32~ betrug, Dieser 
Bruttowert, bezogen auf das Jahr 1965, ist gegen­
über dem Vorjahr um SOO Millionen Schilling 
oder 4'5% höher und verteilt sich auf die ein­
zelnen Produktionszweige wie folgt: 

Milliarden 
Schilling 

Eisen- und Stahlindustrie ", ,12'4 
Kohlenbergbau """",... 1'"1 
Elektroindustrie "", ....... 3'0 
Nichteisenmetallindustrie .... 1'9 
Maschinenbau ",." .. ,.".. 2'6 
Chemie ...... "."""", 1'9 
Verkehr ., ..... , .. '""", 0'3 
öl ' .... , ...•.. ,.""".,. 5'3 

0/0 

+ 4~1 
- S'6 
- 2'3 
+ 3'6 
+ O'S 
+12'0 
- 4'2 
+13'1 

Diese Prozentsätze verdeutlichen die sehr 
unterschiedliche Entwicklung in den einzelnen 
Produktionszweigen und zeigen zugleich an, auf 
welchen Gebieten eheste. Reorganisationsmaßnah­
men notwendig- sind. ·So sind insbesondere der 
Kohlenbergbau, die Elektroindustrie und die 
DDSG die Sorgenkinder auch des Budgets. 

Vom sozialen Standpunkt interessiert an der 
verstaatlichten Industrie vor allem deren Beschäf­
tigungsstand. 

Obgleich der Beschäftigungsstand in der ver­
staatlichten Industrie nach wie vor sehr groß ist 
und die Bedeutung der verstaatlichten Industrie 
als Brotgeber ausweist, muß in diesem Zusam­
menhang dennoch festgestellt werden, daß der 
Beschäftigungsstand in den letzten Jahren eine 
sinkende Tendenz aufweist, An der Beschäftig­
tenzahl von 1956 gemessen, beträgt er in einer 
ziemlich gleichmäßig verlaufenden Senkung heute 
nur noch rund 90.fJ/o, Dies ist aber zum überwie­
genden Teil auf Rationalisierungsmaßnahmen, 
insbesondere in den ehemaligen USIA-Betrieben, 
zurückzuführen, 

Die' Exportleistungen der verstaatlichten In­
dustrie haben im Jahre 1965 eine neuerliche Stei­
gerung auf 9'9 Milliarden Schilling erfahren, das 
sind insgesamt' rd, 2'40/0, Da dieser Export den 
Absatz eines Drittels der Gesamtproduktion be­
deutet, folgt daraus die Verpflichtung, ihn l):lit 
allen nur möglichen Mitteln weiterhin zu för­
dern, 

Für das Jahr 1966 sind an Leistungen des Bun­
des an die verstaatlichten Unternehmungen ins­
gesamt 370 Millionen Schilling vorgesehen, wobei 
die von den verstaatlichten Unternehmungen 
angesetzten Einnahmen aus Dividenden 200 Mil­
lionen Schilling betragen, 

Darüber hinaus ist im Artikel VII Abs. 1 Z, 4 
auch noch die Bundeshaftung für ein von der 
DDSG aufzunehmendes Darlehen in der Höhe 
von SO Millionen Schilling vorgesehen. Verglichen 
mit dem Vorjahr sind die Ziffern trotz der Kür­
zung bei Ermessenskrediten sogar etwas höher, 
da durch einen höheren Ansatz der Dividenden-
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eingänge "on 200. Millionen Schilling statt 
180 Millionen Schilling die I-Fonds ansätze erhöht 
werden konnten. 

Die in der verstaatlichten Industrie im Jahre 
1965 erfolgten Investitionen erreichten den be­
achtlichen Betrag von 1·95 Milliarden Schilling. 

An die Ausführungen des Spezialberichterstat­
ters im Finanz- und Budgetausschuß schloß sich 
eine Debatte, in der die Abgeordneten Hab e r 1, 
M a r w an - Sc h los s e r, Dr. van T ° n,g e I, 
E b e rh a r d, S t ein hub e r, G r a m, Pie h­
I e r, Kr e m p I, Hell w a g n e rund 
Z i n gl e r das Wort ergriffen. Die im Verlaufe 
der Debatte gerichteten Fragen wurden von 
Staatssekretär Dr. Taus ausführlich beantwortet. 

Deutsdunann 
Spezialberichterstatter 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der zur Gruppe II a gehörenden 
Teile des Bundesvoranschlages gemäß der Regie­
rungsvorlage . mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 7 Titel 1§ 3: "Bundeskanzler­
amt, Verstaatlichte Unte,rnehmungen" und dem 
Kapitel 7 a: "Investitionsfonds für verstaatlichte 
'Qnternehmungen" des Bundesvoranschlag,es für 
das Jahr 1966(15 der Beilagen) wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe 111 

Kapitel 8: Äußeres 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung olm 23. Mai 1'%6 den Voranschlag für 
das Kapitel 8 "Äußeres" in Verhandlung ge­
zogen. 

Der vorliegende Entwurf zum Bundesfinanz­
gesetz 1966 weist bei Kapitel 8 "Äußeres" Aus-
gaben in der Höhe von ....... 300,156.000 S 
und Einnahmen in der Höhe von 13,261.000 S 
aus. 

Die Ausgabensumme stellt 0'44% der Ge­
samtausgaben in der ordentlichen Gebarung des 
Bundesvoranschlages 1966 dar, und: liegt .im 
Vergleich Zum Verhältnis zwischen dem Ge­
samtbudget anderer Staaten und dem der Außen­
ministerien dieser Länder noch immer weit 
unter deren Anteil am Gesamtbudget. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß in 
der Gesamtsumme von 300,156.000 S ein Betrag 
von rund 49,400.000 S für Beiträge österreichs 
zu internationalen Organisationen enthalten ist, 
und zwar im einzelnen Beiträge 

Zur Internationalen Atomener-
giebehörde ............... . 

zum Europarat ............. . 
Zur Donaukommission 
zum Ständigen Schiedshof .... 
zum Budget der Vereinten Na-

1,327.000 S 
4,000.000 S 

700.000 S 
11.000 S 

tionen .................... 16,367.000 S 
zur UN-Technischen Hilfe und 

Sonderfonds ............... 18,998.000 S 
zu den Uni ted Nations Emer-

gency Forces (UNEF) ...... 3,705.000 S 
zu Internationalen Hilfsmaß-

nahmen .................. 260.000 S 
und zu UN-Sonderaktionen " 4,000.000 S 

Daher sind im Jahre 1%6 lediglich Nettoaus­
gaben des Bundesministeriums für Auswärtige 
Angelegenheiten von 250,788.000 S möglich; mit 
dieser Summe muß nicht nur der persönliche 
Aufwand für 1151 Beamte und Vertragsbedien­
stete, sondern auch der Sachaufwand für 
73 effektive österreichische Vertretungsbehör-

den im Ausland und für die Diplomatische Aka­
demie mit zwei Lehrgängen bestritten werden. 

Hervorzuheben ist, daß die Förderungskredite 
bei Titel 1 infolge Wegfalls der einmaligen Sub­
vention von 3 Millionen Schilling für die inter­
nationale Tagung des Roten Kreuzes in' Wien 
im Jahre 1965 erheblich herabgesetzt werden 
konnten. 

Bei den Aufwandskrediten des Titels 1 ist 
die Erhöhung des Kredites für die Durchführung 
des Diplomatenseminars in Klessheim sowie die 
erstmalige Veranschlagung eines eigenen Kredi­
tes für Ausgaben der Dokumentations- und In­
formationsabteilung des Bundesministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten hervorzuheben. 
Letztere Ausgaben waren im Vorjahr auf ver­
schiedene Ansätze des Sachaufwandes verteilt, 
die sich daher gleichfalls gegenüber 1965 geän­
dert haben. 

,Bei den Ermessenskrediten für Anlagen und 
Erwerb von Liegenschaften für· österreichische 
Vertretungsbehörden im Ausland - mußten ge­
gegenüber 1965 empfindliche Kürzungen erfol­
gen, was zur Folge hat, daß der Ankauf neuer 
Liegenschaften zur Vermeidung der ständig stei­
genden unwirtschaftliclten Mietkosten für Resi­
denzen und Amtsräume, aber auch die in den 
letzten Budget jahren immer wieder zurückge­
stellten Ausgaben für erforderliche Neubauten, 
Bauherstellungen und' Neueinrichtungen auch 
im Jahre 1966 nicht bedeckt werden können. 

Im Budgetentwurf für 1966 ist auch die Er­
richtung 'von vier neuen österreichischen Vertre­
tungsbehörden im Ausland berücksichtigt. Die 
Aufwendungen hiefür steigen mit Rücksicht auf 
die ungünstigen Preisverhältnisse in den Emp­
fangsstaaten in übersee ständig. 

An der Debatte, 'die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, beteiligten 
sich die Abgeordneten C zer ne t z, Dr. Her-
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tha F i r n b erg, R e gen s bur ger, Doktor 
van Ton gel, J u n g wir t h, P fe i f e r, 
Gab r i eie, Dr.' Stella K 1 ei n- L ö w, 
Ho r e j s, Dr. F i e die r, Lu k a s, Pa y, Dok­
tor T u 11 und Mac h u n z e. Bundesminister 
Dr. Ton eie - S 0 r i n j beantwortete ~inge­
hend die in der Debatte an ihn gerichteten Fra­
gen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichen Ansätze für die Gruppe III 

Dipl.-Ing. Hämmerle 
Spezialberichterstatter 

gemäß der Regierungsvorlage vom Finanz- und 
Budgetausschuß mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt auf 
Grund seiner Beratungen den A n t rag, der 
Nationalrat wolle besch,ließen: 

Dem Kapitel 8: "Kußeres" des Bundesvoran'­
schlages für das Jahr 1966 (15 der Beilagen) wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Mitterer 
Obmannstellvertreter 
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79 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe IV 
Kapitel 9: Inneres 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
Gruppe IV des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1966 in seiner Sitzung am 31. Mai 1966 in Bera­
tung gezogen. 

Bei Kapitel 9 sind im Bundesvoranschlag 1966 
für das Bundesministerium für Inneres insge­
samt 

Ausgaben von ............. 2.028,270.000 S 
vorgesehen. 

Hievon entfallen 
auf den Per s 0 n a lau f-
w a n d ................... 1.623,947.000 S, 

also 800/0, 
und auf den S ach auf w a n d 404,323.000 S, 

somit 20% • , 

Die Personalkredite erfuhren gegenüber dem 
Vorjahr in folge der durchgeführten Bezugserhö­
hung eine Steigerung um 70,128.000 S. 

In den Personalständen sind im Jahre 1966 
bei der Bundespolizei um 205 und bei der Flücht­
lingsbetreuung und bei den Flüchtlingsanstalten 
um 29 Dienstposten weniger vorgesehen als im 
Jahre 1965. Der Personalstand der Zentralleitung 
wurde um 25 und jener der Gendarmerie um 13 
erhöht, sodaß sich im gesamten Ressort eine Ver­
minderung um 196 Dienstposten ergibt. 

Bei der Bundespolizei konnten auch im Jahre 
1965 die Stände nicht voll aufgefüllt werden. 
Derzeit besteht im Sicherheitswach- und Krimi­
fi>a.lsdienst ein Fehlbestand von :oirka 400 Beam­
ten und auch die Gendarmerie verliert alljährlich 
eine namhafte Anzahl von Beamten durch Ver­
setzungen zu anderen Bundesdienststellen und 
durch freiwillige Austritte als Folge der ungün­
stigeren Arbeitsbedingungen im Verhältnis zu an­
deren Dienstzweigen und Berufsgruppen. 

Für den S ach auf w a n d stehen dem Bun­
desministerium für Inneres 404,323.000 S zur 
Verfügung, das ist um 19,423.000 S mehr als 
im Jahre 1965. 

Hievon entfallen auf den Aufwand bei der 
Zentralleitung 13,095.000 S und auf die Flug~ 
polizei und den Flugrettungsdienst 7,770.000 S. 

Der F lug pol i z e i werden 1966. insgesamt 
8 Hubschrauber, 6 zweisitzige Einsatzflugzeuge, 
1 Schulflugzeug sowie mehrere Segelflugzeuge zur 
Verfügung stehen. Hievon wird 1 Hubschrauber 
neu angeschafft werden. 

Im Jahre 1965 wurden 580 Einzeleinsätze aller 
Art durchgeführt, außerdem 43 Großeinsätze bei 
Suchaktionen im Hochgebirge, bei Naturkata­
strophen usw. Besonders hinzuweisen ist auf die 
steigende Anzahl an flugpolizeilichen Einsätzen 
z.ur Lenkung und Kontrolle der Verkehrsrege­
lung im Raum von Wien, bei diversen Groß­
veranstaltungen, wie Auto- und Motormdrennen, 
sowie auf der Autobahn, wodurch eine wesent­
licheSenkung der Anzahl der Unfälle erzielt 
werden konnte. 

Für den Zivilschutz ist im Jahre 1966 
ein Betrag von 7,695.000 S vorgesehen. Diese 
Kreditmittel sollen für die Fortführung und Aus­
gestaltung der Lehrgänge für alle mit Zivilschutz­
aufgaben betrauten Personen, für weitere Aus­
rüstung der Strahlenspürtrupps, zur Gewährung 
von Förderungsmitteln für das Rote Kreuz, die 
Feuerwehren und den Zivilschutzverband sowie 
auch für Zivilschutzmaßnahme~ im Bereiche 
anderer Ressorts Verwendung finden. 

Für den Entminungsdienst ist ein Kredit von 
800.000 S zur Weiterführung der Vorbereitungs­
arbeiten für die Räumung von Giftgasgranaten 
im Steinfeld vorgesehen. 

Bei Titel 2 ist der Aufwand für die politischen 
Behörden im Bet~ag von 5,251.000 S vorgesehen. 

Titel 3 enthält die Kredite für die Bundes­
polizei in der Höhe von insgesamt 163,640.000 S. 

Die Ansätze im Verwaltungsaufwand sind um 
13,834.000 S höher als im Vorjahr. Dieser Mehr­
aufwand dient vor allem der Vornahme von 
Umstellungs- und Adaptierungsarbeiten für die 
Einrichtung einer eie k t r 0 n i s c h enD a­
t e n ver a ,r rb ,e i tun g san lag c, die Anfang 
1968 ihren Betrieb aufnehmen soll. Diese Anlage 
wird zu einer wesentlichen Verbesserung des 
Melde- und Evidenzwesens führen. 

Die Anlagekredite sind gegenüber 1965 um 
760.000 S erhöht. 
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Der sinkende Personalstand der Sicherheits­
wache und die Notwendigkeit, den sicherheits­
und verkehrspolizeilichen Einsatz den Erforder­
nissen anzupassen, lassen es unvermeidlich er­
scheinen, die Motorisierung und vor allem die. 
technische Ausrüstung auf dem Gebiete des Nach-

. richtenwesens weiter zu verbessern. 

1966 werden 10 Kraftfahrzeuge für betrieb­
liche Zwecke neu angeschafft. Außerdem ist die 
Erweiterung des Fernsprech- und Fernschreib­
netzes bei verschiedenen Dienststellen der Bun­
despolizei, die Beschaffung von 86 mobilen UKW­
Funksprechgeräten und die weitere Umstellung 
des UKW-Funksprechnetzes der B und e s­
pol i z e i b e hör den in Niederösterreich und 
Burgenlandvom 4-m- auf das 2-m-Band geplant. 
Auf dem Gebiet des Erkennungsdienstes ist die 
Anschaffung von phototechnischen Ausrüstungen 
für Tatorteinsatzwagen und die Anschaffung ein­
heitlicher Geräte für erkennungsdienstliche Per­
sonenaufnahmen vorgesehen. 

Die Aufwandskredite der Bundespolizei wur­
den gegenüber dem Vorjahr nur um 218.000 S 
erhöht. Mit dieser Erhöhung kann nur ein Teil 
der im letzten Jahr eingetretenen Preiserhöhun­
gen abgefangen werden. Der Rest muß durch 
entsprechende Ersparungsmaßnahmen bedeckt 
werden. 

Bei der Bekämpfung des Verbrechertums hatte 
die Bundespolizei im vergangenen Jahr bedauer­
licherweise ein Todesopfer unter ihren Angehöri­
gen zu beklagen; 24 Beamte erlitten schwere und 
232 leichte Verletzungen. Daß nicht mehr Todes­
opfer zu beklagen sind, ist zweifellos auf den 
hohen Ausbildungsstand zurückzuführen. 

Beim 
Cypern 
Dienst. 

österreichischen Polizeikontingent in 
versehen derzeit 18 Polizeibeamte 

Bei Titel'4 ist der Sachaufwand für die Bun~ 
desgendarmerie mit 177,355.000 S präliminiert. 
Die Bundesgendarmerie hat flächenmäßig den 
größten Teil des Bundesgebietes zu überwachen. 
Der von Jahr zu Jahr zunehmende Straßenver­
kehr, der Grenzkontrolldienst sowie die Ause 

w;irkungen des ständig steigenden Fremdenver­
kehrs stellen an die Bundesgendarmerie beson­
dere Anforderungen. Auch der alpine Rettungs­
und Bergungsdienst erfordert oft den tagelangen 
Einsatz zahlreicher Gendarmeriebeamter. 

Der mit 1. September 1964 im gesamten Bun­
desgebiet probewe~se eing.eführteFunkpatrouiIlen­
dienst hat sich sehr gut bewährt und soll im 
Jahre 1966 weiter ausgebaut werden. Derzeit 
stehen 189 Funkpatrouillenwagen im Einsatz. 
Außerdem sind bei' 718 Gendarmerieposten 
Kraftfahrzeugstationen eingerichtet, die über ins­
gesamt 767 Kraftfahrzeuge verfügen. Die übrigen 
630 Gendarmerieposten sind mit Motorfahr­
rädern ausgerüstet. 

1966 ist die Neuanschaffung von 54 Kraft­
fahrzeugen und der Austausch von 122 weiteren 
Kraftfahrzeugen sowie von 200 Motorfahrrädern 
geplant. 

Für das Nachrichtenwesen sind im Budget 1966 
13'5 Millionen Schilling vorgesehen. Damit soll 
die Umstellung des Funksprechnetzes vom 
4-m- auf das 2-m-Band in den Bereichen der 
Landesgendarmeriekommanden 
für Niederösterreich und Burgenland durchge­
führt werden. Die Verkehrsabteilungen der ge­
nannten Kommanden werden 20 UKW-Geräte 
für Motorräder zur Verbesser:ung der Verkehrs­
überwachung erhalten. In Niederösterreich ist 
ferner die Errichtung von Relaisstationen not­
wendig, für welche 10 Stück Funkmaste mit 
Kabinen aufgestellt werden müssen. 

Für den Erkennungsdienst ist die. Anschaffung 
von 110 Fotoausstattungen beabsichtigt. 

Trotz der aufgezeigten Personal- und sonstigen 
Schwierigkeiten hatte die Bundesgendarmerie be­
achtliche Erfolge zu verzeichnen. So konnten zum 
Beispiel im Jahre 1965 von 108.681 bekanntge­
wordenen Kriminalfällen 100.245 (das. sind 
92%) geklärt werden; 

Seit 1945 wurden 144 Gendarmeriebeamte im 
Dienst getötet und 1239 schwer verletzt. 

Beim österreichischen Polizeikontingent in 
Cypern versehen derzeit 16 Gendarmeriebeamte 
Dienst. 

Für das W a n der u n g s wes e n sind bei 
Titel 5 258.000 S veranschlagt, bei· Titel 6 für· die 
K r i e g s g r ä b e r für S 0 r ge 3,340.000 S. 

Bei Titel 7 sind für die Kosten der National­
ratswahl 1966, für die restlichen Kosten der Bun­
despräsidentenwahl 1965 sowie für die Kosten 
der Wählerevidenz insgesamt 6,621.000 S vorge­
sehen. Hierin enthalten sind auch die Kosten 
für allfällige Volksbegehren und Volksabstim­
mungen, 

Für die Kennzeichnung der Staatsgrenze sind 
bei Titel 8 50.000 S vorgesehen. 

Die Ausgaben und Einnahmen für die B e­
t r e u u n g der F I ü c h t I i n g e sind auch 
1966 wieder in zwei Titelgetrlennt: 

Titel 9 betrifft die Betreuung der Um siedler, 
Heimatvertriebenen und Flüchtlinge, wobei die 
sachlichen Ausgaben mit 15'6 Millionen Schilling 
um 4 Millionen Schilling niedriger veranschlagt 
wurden als 1965; 

Titel 10 betrifft die Flüchtlingsanstalten als 
betriebsähnliche Verwaltungszweige. 

Zu den vom Bundesministerium für Inneres 
geführten Anstalten zählen derzeit noch die 
Pflegeanstalt für chronische Kranke in Thalharn 
und das Fürsorgeheim . in Bad Kreuzen, beide in 
Oberösterreich. Verhandlungen wegen der über­
nahme dieser beiden Anstalten durch das Land 
Oberösterreich sind bisher ergebnislos geblieben. 
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Der Sachaufwand bei Titel 10 wurde mit 
2,850.000 S ebenfalls niedriger angesetzt als 1965. 

Bei beiden finanzgesetzlichen Ansätzen ergibt 
sich gegenüber 1965 eine Ausgabtmverminderung 
in der Höhe von 4,566.000 S. 

Seit dem 'Vorjahr ist ein merkliches Ansteigen 
des Zustromes an Flüchtlingen zu verzeichnen, 
der vor allem auf die Liberalisierung des Reise­
verkehrs in den östlichen Nachbarstaaten zurück­
zuführen sein dürfte. Falls die derzeitige Tendenz 

. weiter anhält, ist mit einem durchschnittlichen 
Mehrbelag von 500 Flüchtlingen zu rechnen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß das 
Bundesministerium für Inneres trotz der Kür­
zungen im Sachaufwand durch eine teilweise 
Umschichtung der Kredite im Jahre 1966 die 
Verbesserung der technischen Ausrüstung der 
Exekutive vor allem auf dem Gebiete der Moto­
risierung und des Nachrichtenwesens weiter fort­
führen wird können. 

Reich 
Spezialberichterstatter 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten Mac h u n z e, S t ein i n ger, 
Dr. Gei ß I e r, Dr: va n Ton gel, J u n g­
wir t h, Gab r i eIe, S k r i t e k, lt e gen s­
bur ger, S t r ö e r, P f e f f e r, Dr. Kr a n z 1-
m a y rund C z e t tel sowie der Ausschuß­
obmannstellvertreter das' Wort. Bundesminister 
für Inneres Dr. He t zen aue r beantwortete 
eingehend die in der Debatte an ihn gerichteten 
Anfragen . 

Bei der Abstimmung über die Gruppe IV in 
der Sitzung des Finanz- und Budgetausschusses 
am 13. Juni 1966 wurden die Ausgaben- und 
Einnahmen-Ansätze des Kapitels 9 unverändert 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 9: "Inneres" des Bundesvoran­
schlages für das Jahr 1966 (15 der Beilagen) wird 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Mitterer 
Obmannstellvertreter 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI.'GP., 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe V 

Kapitel 10: Justiz 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat dieses 
Kapitel des Bundesvoranschlages 1966 in seiner 
Sitzung vom 18. Mai 1966 der Beratung unter­
z,ogen. 

Die Gesamtkosten der Rechtspflege (Ausgaben 
weniger Einnahmen) sind von 334 Millionen 
Schilling auf 316 Millionen Schilling gesunken; 
der Anteil der verbliebenen Ausgaben des Justiz­
ressorts am Gesamtbudget ist von 0·52010 auf 
0·46010 gesunken. 61·3010 der Ausgaben werden 
durch eigene Einnahmen gedeckt (1964: 52·2010, 
1965: 557010). 

Die gesamten Staatsausgaben haben im Jahre 
1965 täglich pro Kopf der Bevölkerung 24·38 S 
betragen und werden im Jahre 1966 auf 25·68 S 
steigen. Von den verbleibenden Ausgaben ent­
fallen auf die Justiz - unter Bedachtnahme auf 
die gestiegene Bevölkerungszahl - täglich pro 
Kopf der Bevölkerung 11·93 Groschen gegen­
über 127 Groschen im Jahre 1965. 

Die Personalkosten sind weiter von 510 Mil­
lionen Schilling auf 567 Millionen Schilling an­
gewachsen, die Sachausgaben von 247 Millionen 
Schilling auf 249 Millionen Schilling, sodaß ein 
Verhältnis von 69·4010 zu 30·6010 besteht. 

Gegenüber dem Dienstpostenplan 1965 tritt 
1m Dienstpostenplan für 1966 eine Vermehrung 
von 88 Posten ein (davon 2 Posten für den höhe­
ren Ministerialdienst). 

Der Personalstand beträgt insgesamt 9116 Be­
dienstete, hievon sind 1479 Richter (+ 29), 155 
Staatsanwälte, 3171 Beamte der allgemeinen Ver­
waltung (+ 7), 16 Bundeslehrer, 2159 Justiz­
wachebeamte (+ 33), 1652 Vertragsbedienstete 
nach dem Entlohnungsschema I (+ 19), 484 Ver­
tragsbedienstete nach dem Entlohnungsschema II. 

Der Arbeitsanfallsowie auch die Zahl der Er­
ledigungen ist, wie die folgende Tabelle zeigt, 
in den Jahren 1964 und 1965 im wesentlichen 
gleich geblieben: 

Anhängig Anfall Ededigungen Anhängig 
Ende 1963 1964 1964 Ende 1964 

Streits amen .... 129.645 1,626.679 1,631.109 125.215 
Außerstreitsamen 527.575 1,464.211 1,491.851 499.935 
Strafsamen •... 43.126 488.613 489.014 42.725 
Justizverwal- ' 

tungssamen .. 9.952 349.484 349.271 3.165 

Ende 1964 1965 1965 Ende 1965 

Streitsamen .... 125.215 1,600.921 1,614.172 111.964 
Außerstreitsamen 499.935 1,451.043 1,468.745 482.233 
Strafsachen .... 42.725 490.701 489.274 44.152 
J ustizverwal-

tqngssachen .. 3.165 348.955 349.390 2.730 

Von den Sachausgaben entfa,llen in Millionen, 
Schilling: 34'6 auf die Rechtspflege, 30·5 auf die 
Haftkosten, 22·2 auf Beheizung und Beleuch­
tung, 33·9 auf Post, Telephon und Telegraph, 
28·5 auf die Arbeitsbetriebe, 19·6 auf die Ein­
richtung der Amter und Justizanstalten, 8·2 auf 
Vollstreckungskosten und 10 auf Pauschalver­
gütungen an die Rechtsanwaltskammer. 

Die Zahl der Justizanstalten hat gegenüber dem 
Vorjahre keine Erhöhung erfahren. Derzeit sind 
29 bezirksgerichtliche Gefangenhäuser in Be­
trieb. Mit der übernahme weiterer bezirksge­
richtlicher Gefangenhäuser in die Strafvoll­
zugsverwaltung muß zugewartet werden, bis die 
notwendigen baulichen Adaptierungen durchge­
führt werden können. 

Die Entwicklung des Belages in den österrei­
chischen Justizanstalten, die bis Ende 1962 noch 
eine steigende Tendenz aufgewiesen hat, ist seit 
Beginn des Jahres 1963 rückläufig. 

Der Belag an Untersuchungs- und Strafgefan-
genen belief sich am 30. September 1965 auf: 

Männer ........................... 5905 
Frauen............................ 504 
Burschen .......................... 323 
Mädchen .......................... 15 

Zusammen ... 6747 
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Unter ihnen befanden sich in Untersuchungs­
haft 1531 Männer (um 44 mehr als am: gleichen 
Stichtag des Vorjahres), 103 Frauen (-11), 
103 Burschen (- 32) und 8 Mädchen (+ 1). In 
den Arbeitshäusern gab es 532 Insassen (425 Män­
ner uI.1d 107 Frauen), in den Erziehungsanstalten 
353 Zöglinge (261 Burschen und 92 Mädchen). 

Die Zahl der in den bezirksgerichtlichen Ge­
fangenhäusern angehaltenen Gefangenen be­
trug am 31. Dezember 1965 insgesamt 312 
(31. Dezember 1964 - 316). 

Am 30. September 1965 waren von den männ­
lichen Strafgefangenen 509 in Anstalten mit be­
schränkter Sicherheit untergebracht, somit um 
29 weniger als am gleichen Stichtag des Jahres 
1964. 

Die Zahl der an diesem Stichtag zur Arbeit 
eingesetzten Insassen betrug 4871. Auf Grund 
der bisherigen Entwicklung des Arbeitseinsatzes 
der Insassen der Justizanstaltenkann schon jetzt 
gesagt werden, daß das Verhältnis zwischen der 
Anzahl der ständig zur Arbeit eingesetzten In­
sassen und der Zahl. der aus den verschiedensten 
Ursacheri unbeschäftigten Insassen gegenüber dem 
Vorjahr wesentlich verbessert werden konnte. Es 
läßt sicli daher eine Steigerung der -Einnahmen 
aus der Gefangenenarbeit voraussehen. 

An der Debatte über das Kapitel "Justiz" be­
teiligten sich außer dem Spezialberichterstatter 
die Abgeordneten Dr. K 1 ein e r, Dr. Ku m-

Dipl.':Ing. Dr. Zittmayr 
Spezial berichterstatter 

me r, Dr. van Ton gel, Dr. Tu 11, Re gen s­
burger" Moser, Gabriele, Dr. Stella 
K lei n - L ö w, Dr. Hai der, J u n g wir t h, 
Ing. Karl Hof s t e t t e r, S k r i t e k, Lu p­
t 0 w i t s, Dr. B rod a und Dr. Hau s e r. 

Der Bundesminister für Justiz Dr. K I e­
c a t s k y nahm zu den vorgebrachten Anregun­
gen Stellung und beantwortete die von den Ab­
geordneten während der Debatte an ihn gestell­
tenAnfragen. 

Bei der Abstimmung am ~3. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichen Ansätze für die Gruppe V 
gemäß der Regierungsvorlage (15 der Beilagen) 
vom Finanz- und Budgetausschuß mit Stimmen-
mehrheit angenommen. -. 

Ferne~ hat der Finanz- und Budgetauss~uß 
auf Antrag der Abgeordneten Dr. van Tön gel, 
Mac h u n z e und Dipl.-Ing. Dr. W e i h s 
Oskar die beigedruckte Entschließung einstimmig 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt· auf 
Grund seiner Beratungen den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

1. Dem Kapitel 10 "Justiz" 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 inder 
Fassung der Regierungsvorlage (15 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

2. Die bei g e d r u c k teE n t s chi i e­
ß u n g wird angenommen. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c.Prinke· 
Obmann 

'j. 
Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, dem Natio­
nalrat im Laufe des Jahres 1966 den Entwurf 
eines modernen Pressegesetzes vorzulegen. 

'j. 
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79 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 . 

Spezialbericht ZU Gruppe VI 

Kapitel 11: Bundesministerium für Unterricht 
Kapitel 12: Unterricht 
Kapitel 13: Kunst 
Kapitel 28 Titel 8: Bundestheater 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in richtsressorts (Haushaltskapitel 11 bis 13) ein­
der Gruppe VI zusammengefaßten Teile des Bun- schließlich der Bundestheaterverwaltung (Kultur­
desvoranschlages für das Jahr 1966 in seiner Sit- budget) eine echte Budgeterhähung um 
zung am 1. Juni 1966 der Vorberatung unterzo- 757,982.000 S. Das bedeutet, daß der Anteil des 
gen. Kulturbudgets gemessen am Gesamtaufwand der 

Der Budgetrahmen des eigentlichen Unter-' ordentlichen Gebarung von 8'81°/0 im Jahre 
richtsbudgets ohne Bundestheater -das sind die 1965 auf 9'38°/0 im Jahre 1966 - sohin 'um 
Haushaltskapitel 11 bis 13 beträgt 0'57°/0 gegenüber dem Vorjahr - angestiegen 
6.000,502.000 S. Von diesem Betrage entfallen ist. Stellt mari das Unterrichtsbudget dem Ge-
4.391,420.000 S auf den Personalstand und samtaufwand in der ordentlichen Gebarung ge~ 
1.609,082.000 5 auf den 5achaufwand. Im Bereich I genüber, so ergib~ sich ei~e ~r~ähung um 
der Bundestheaterverwaltung beträgt der Ge-I 752,686.0005, womIt der antellsmaßlge Prozent­
samtausgabenrahmen 378,222.000 5, wovon: satz von 8'22 im Jahre 1965 auf 8'82 im Jahre 
292,011.000 S auf den Personalaufwand und '11966 erhöht werden konnte. 
86,211.000 S auf den 5achaufwand entfalien. Von Der Gesamtsachaufwand einschließlich Dur~­
diesem Gesamtbudget der Bundestheater wird Ilaufergebarung wurde von 1.4~9,955,000 S 1m 
ein Betrag von 108,500.0005 aus eigenen Ein- i Jahre 1965 auf 1.609,082.0005 1m Jahre 1966; 
nahmen bedeckt, während für den Restbetrag I da,s ist ~. 179,127,900 ~ oder. 12'53%

, erhöht. 
von 269,722.000 S der Bund in Form eines Zu- Demgegenuber betragt dIe SteIgerung des Sach­
schusses aufkommt. Ein Vergleich mit dem vor-I aufwandes ohne Durchlaufergebarung für den 
jährigen Budget der Bundestheater von gleichen Zeitraum 167,570.000 S oder 1276% • 

372,926.000 S ergibt eine Budgetsteigerung um Der Schwerpunkt der Budgetaufstockung im 
rund 5 Millionen Schilling, die durch erhöhte Bereich des Sachaufwandes liegt beim Haushalts­
Einnahmen seitens der Bundestheater bedeckt kapitel 12 "U nt e r r ich t" und teilt sich auf 
wird. Es ergibt sich für den Bereich des Unter-, die einzelnen Bereiche wie folgt auf: 

Wissenschaft und Forschung (Hochschulen, wis-
senschaftliche Anstalten und Bibliotheken) .. 

Allgemeinbildendes Schulwesen .............. 
Berufsbildendes Schulwesen .................. 
Volkserziehung (Volksbildung, außerschulische 

Jugenderziehung und Sport) ............... 

Bei Kapitel 13 "Kunst" ist ein Rückgang des 
Sachaufwandes von 231,815.000 Sim Jahre 1965 
auf 199,318.000 S im Jahre 1966 zu verzeichnen. 

Dieser rein optische Rückgang ist im wesent­
lichen durch den Umstand bedingt, daß im Jahre 
1965 bei Kapitel 13 Titel 8 "Kulturelle Auslands­
beziehungen" bei der Unterteilung 3, Anlagen, 

BVA 1965 . BVA 1966 
Schilling 

Erhöhung 

694,579.000 ·822,939.000 128,360.000 
195,591.000 253,395.000 57,804.000 
92,737.000 96,999.000 4,262.000 

·81,030.000 87,310.000 6,280.000 

ein einmaliger Budgetbetrag von 31' 5 Millionen 
Schilling für den Ankauf von Liegenschaften 
(Kulturinstitute New York und Paris) enthalten 
war, der naturgemäß im Jahre 1966 weggefallen 
ist. 

Die Erhöhung des Gesamtpersonalaufwandes 
für die Kapitel Unterricht und Kunst von 
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2 79 der Beilagen 

3.817,861.000 Sauf 4.391,420.000 S ist - soweit 
ihr nicht generelle Bezugse1"höhungen zugrunde 
liegen - im wesentlichen durch Vermehrung von 
Dienstposten bedingt. Dementsprechend wurde 
auf dem Hochschulsektor die Zahl der Ordina­
riate um 49 und jene der Extraordinariate um 16 
erhöht. Damit wird sich der Gesamtstand der 
Ordinariate auf 588 und der Extraordinariate auf 
135 Dienstposten belaufen. Der Stand an Dienst­
posten für Hochschulassistenten wurde um 176, 
und zwar von 2393 im Jahre 1965 auf 2569 im 
Jahre 1966, jene für das nichtwissenschaftliche 
Personal an Hochschulen und Bibliotheken um 
342 vermehrt. Darüber hinaus erfolgten auch bei 
den übrigen Schulkategorien entsprechende Ver­
mehrungen an Dienstposten. So wurden im Be­
reiche des allgemeinbildenden Schulwesens für all­
gemeinbildende höher.e Schulen beziehungsweise 
für die Lehrerbildung 387 zusätzliche Dienst­
posten, für die berufsbildenden mittleren und 
höheren Schulen 187 und für das PfLichts·chul­
wesen 3530 neue Dienstposten geschaffen. 

Ein Vergleich zwischen den Kapiteln 11 bis 13 
(6.000,502.000 S), dem Kapitel 28 Titel 8 Bundes­
theaterverwaltung (378,222.000 S) und den beim 
nunmehrigen Bundesministerium für Bauten und 
Technik veranschlagten Bau- und Liegenschafts­
krediten für den Bereich des Unterrichtsressorts 
(587,000.000 S) (Erweitertes Kulturbudget) zeigt, 
daß der Anteil des erweiterten Kulturbudgets 
von 9'22% im Jahre 1965 auf 10'24% im Jahre 
1966 gestiegen ist. 

In der Debatte ergriffen nach den Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters die Abgeordneten 
Dr. Stella K 1 ein - L ö w, H a r wal i k, Pet er, 
Dr. Kleiner, Dr. Johanna Bayer, Liwa­
ne c, Dr. Lei t her, Dr: Hertha F i rn b erg, 

lng; Hofstetter 
Spezialberichterstatter 

lng. Tschida, Zankl, Haas, Dr. Kranzl-
m a y r, Herta W i n k 1 e r, M a r w a n -
Sc h los s e r, Lu'p t 0 w i t s, G run d e-
man n - F alk e nb erg, Lu k a s, Dr. Gei ß-
1 e r, S t r ö e r, Dr. G ru b er, Anna C 7.. ern y, 
S k r i t e kund R e gen s bur ger das Wort. 
Bundesminister Dr. Pi f f 1- Per c e v i c nahm 
zu allen während der Debatte an ihn gerichteten 
Fragen ausführlich Stellung. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichen Ansätze der zur Gruppe VI 
gehörenden Teile des Bundesvoranschlages gemäß 
der Regierungsvorlage mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Ferner hat der Finanz- und Budgetausschuß 
auf Antrag der Abgeordneten Dipl.-Ing. Doktor 
Lei t n er, Z a n k 1, P e, t e rund H a r wal i k 
die beigedruckte Entschließung angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Dem Kapitel 11: "Bundesministerium für 
Unterricht", 

dem Kapitel 12: "Unterricht", 

dem Kapitel 13: "Kunst" und 

dem Kapitel 28 Titel 8: "Bundestheater" samt 
dem dazugehörigen Geldvoranschlag (An­
lage III/8) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 (15 der 
Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

2. Die bei g e cl r u c k teE n t s chI i e­
ß u n g wird angenommen. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 

"/. 
Entschließung 

Der Bundesminister für Unterricht wird er- nicht staatlichen Bühnen bestehenden Budget­
sucht, im Einvernehmen mit dem Bundesminister posten ausreichend erhöht werden und für die 
für Finanzen darauf Rücksicht zu nehmen, daß, Förderungszuwendungen an das Laienspielwesen 
in Hinkunft die Förderungszuwendungen zur eine eigene Budgetansatzpost geschaffen und diese 
Stützung der von den Gebietskörperschaften ausreichend dotiert wird. 
betriebenen Theater und der für die sonstigen 

'j. 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(5 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966. 

Spezialbericht ZU Gruppe VII 

Kapite115:Soziale Verwaltung 
Kapitel 28 Titel 9: Bundesapotheken 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner fügigen Vermehrung des Gesamtdienstposten­
Sitzung vom 31. Mai 1966 die zur Gruppe VII standes um 16 - ausschließlich durch generelle 
zusammengefaßten Teile des Bundesvöranschlages Bezugserhöhungen bedingt. 
für das Jahr 1966 beraten. 

A. Bundesvoranschlag 
Kapitel 15 "Soziale Verwaltung" 

Der Voranschlag für 1966 sieht bei Kapitel 15 
Ausgaben von .... ' ... 10.961,408.000Sund 
Ein nah m e n von .... 1.738,868.000 S 
vor. 

Gegenüber den Ansätzen des Bundesvoran­
schlages 1965 bedeutet dies 
Mehrausgaben von ....... 1.264,227.000 Sund 
Mehreinnahmen von ..... 205,468.000 S. 

Bei Vergleich dieses Ausgaben~VoranschJages 
mit dem für den Gesamthaushaltergibt dies 
einen Anteil der "Sozialen Verwaltung" von 
rund 15'5%. Hinsichtlich der Einnahmen beträgt 
der Anteil rund 2'60/0. 

Ausgaben 
Von' den Ausgaben entfallen 

auf den Personalaufwand 315,551.000 S 
oder 2'9% und auf den S ach a ti f w a n d 
10.645',857.000 S oder 97'111/0. 

Innerhalb des S ach auf w a n cl es stellt sich 
der Anteil der "G es e t z I ich e n V e r­
p f I ich t un gen" auf 98'2%, der der sog.e­
nannten "E r m e s sen s k red i t e" (einschließ­
lich des " Verwaltungsaufwandes") auf nur l' 80fa. 

Von den Gesamtausgaben bei Kapitel 15 (ein­
schließlich PersonaJa,ufwand) entfallen rund 
64'50J0 auf. die "Leistungen des Bundes zur 

Sozial versicherung", 
1TO% auf die "Kriegsopferversorgung", 
12'6% auf die "Arbeitslosenversicherung", 
2'1% auf die "Volksgesuildheit", 
1'5% auf die "Allgemeine Fürsorge" und 
2'3% auf "Sonstiges". 

Zu den einzelnen Ausgaben-Ansätzen ist zu 
bemerken: 

Personalaufwand 

Das Mehrerfordernis· von rund 25 Millionen 
Schilling ist - abgesehen von einer gering-

Sachallfwand 

Das Mehrerfordernis gegenüber dem Bundes­
voranschlag 1965 von rund 1240 Millionen Schil­
ling betrifft fast ausschließIich die "Leistungen 
des Bundes zur Sozialversich,erung". 

Bei Titel 1 "Bundesministerium für soziale 
Verwaltung" ergeben si,ch Mehraufwendungen 
im wesentlichen durch höhere Beitragsleistungeh 
an die Internationale Arbeitsorganisation und die 
Weltgesundheitsorganisation sowie durc4 höhere 
Verwaltungskosten auf Grund der allgemeinen 
Preissteigerungen und durch die übernahme von 
bisher bei Kapitel 18 mitveranschlagten Kosten 
der Aufsicht über die Träger der Sozialversiche­
rung. 

Bei Titel 2 "Leistungen des Bundes zur Sozial­
versicherung" ist das Mehrerfordernis, abgesehen 
von der natürlichen Zunahme der Pensionslast, 
im wesentlichen auf die finanziellen Auswirkun­
gen des Pensionsanpassungsgesetzes und des 
Bauern-Krankenvers,icherungsgesetzes zurückzu­
führen, 

Bei Titel 3 "Arbeitslosenversicherung" ist der 
Mehraufwand im wesentlichen durch die höheren 
Ansätze für Unterstützungsleistungen infolge 
höherer Durchschnittssätze und mehr Bezie­
herinnen von KarenzurlaUlbsgeld boo1ingt. 

Vergleich der Voranschlags·grundlagen: 

Ja h res dur c h s c h n i t t sz a h I der 
Unterstützungsbezieher 

Arbeitslosengeld ....... . 
Notstandshilfe ......... . 
Karenzur laubsgeld 

BVA 1966 

47.500' 
8.500 

30.000 

BVA 1965 

47.500 
8.000 

27,500 

Bei Titel 4 "Kriegsopferversorgung" ist hin­
sichtlich der Versorgungsgebühren für weitere 
Leistungsverbesserungen (Erhöhung der Einkpm­
mensgrenzen und Änderung der Richtsätze) vor­
gesorgt. 
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2 79 der Beilagen 

Der sonstige Mehraufwand betrifft in erster 
Linie die steigenden Kosten der Heilfürsorge 
(Anpassung ,des Voranschlages an den tatsädl­
lichen Vorjahresaufwand). 

Bei Titel 5 "Wohnungsfürsorge" ist keine 
Dotierung des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds vorgesehen; aber auch der im Bundes­
finanzgesetz 1965 in Höhe von 50 MilLionen 
Schilling beschlossene Bundesbeitrag karn auf 
Grund der mit dem 4. Budgetüberschreitungs­
gesetz, BGBI. Nr. 76/1965, verfügten Ausgaben­
rückstellungen nicht z,ur Auszahlung. 

Artikel VII Abs. 2 Z. 1 des Bundesiinanz­
gesetz-Entwurfes ennhält jedoch Ermächtigungen 
für den Bundesminister für F,inanzen, um diesem 
Fonds d~e Darlehensaufnahme von 350 Millionen 
Sdlilling zur Finamierung von Volkswohnungen 
zu erleidli::ern. 

Bei Titel 6 "Allgemeine Fürsorge" ist ein 
Minderaufwand von rund 80 Millionen SchilLing 
zu verz.eichnen, der insbesondere auf den rück­
läufigen Aufwand für Entschädigungsleistungen 
nach dem Opferfürsorgegesetz - die 12., 16. und 
17. OFG.-Novelle ist bereits zum Großteil dur,ch­
geführt - zurückzuführen ist. 

Bei Titel 7 "Volksgesundheit" ist der Gesamt­
voranschlag gegenüber dem für 1965 praktisch un­
verändert. Wesentliche Differenzen, und zwar in 
Höhe von je 20 Millionen Sch.illing, sind lediglich 
bei den Ansätzen "Aufwand nachdem Kranken­
anstahengesetz',' (Mehrerfordernis an Zweck­
zuschüssen ,infolge steigender Betriebsabgänge bei 
den Krankenanstalten) und "Aufwand nach der 
T uberkulolS,ehllfe-Verordnung" (Mindererforder­
nis infolge genauerer Berechnungsgrundlagen für 
die Veranschlagung dieses erstmalig im Jahre 
1965 angefallenen Aufwandes) zu verzeichnen. 

Bei Titel 8 "Arbeitsinspektion" ergibt sich 
trotz gewisser Verwaltungsmehrerfordernisse 
insgesamt ein geringfügiger Minderaufwand, da 

, für 'den Austausch des Großteiles der wegen 
Unwirtschaftlichkeit auszuscheidenden Dienst­
kraftwagen bereits im Bundesvoranschlag 1965 
vorgesorgt wurde. 

Einnahmen 

Der gegenüber 1965 um rund 205 Millionen 
Schilling günstigere Voranschlag ist im wesent­
lichen durch höhere Netto-Einnallmen an Ar­
bei tslosenversicherungsbeiträgen und durch 
höhere Einnahmen' des Res·ervefonds nadl dem 
AIVG. auf Grund des voraussicht!i.chen Ge­
barungsüberschusses der Arlbeitslosenversicherung 
bedingt. 

Kapitel 28, Titel 9 "Bundesapotheken" 

Infolge des durch Bezugserhöhungen bedingten 
steigenden Personal aufwandes (bei gleichbleiben-

Titze 
Spezialberichterstatter 

dem Personalstand) und der im Zusammenhang 
mit der Verlegung der Schönbrunner Apotheke 
in das Ecklokal Meidlinger Tor - Grünbergstraße 
erforderlichen Ans,chaffungen wird sich der kassa­
mäßige Betriebsüberschuß gegenüher' dem Bun­
desvoranschlag 1965 voraussichtlich um rund 
70.000 S vermindern. 

B. Dienstpostenplan 
Für die "Soziale Verwaltung" sind insgesamt 

5608 Dienstposten vorgesehen; im Vergleich zum 
Gesamtstand für 1965 somit um 16 Posten mehr. 
Hiebei steht einer Vermehrung der Planstellen 
bei der Zentralstelle, den LandesinvaJidenämtern, 
der Bundesfachschule für Technik und den 
Untersuch'ungsanstalten eine weitere Verminde­
rung der Dienstpostenanzahl bei. den Landes­
arbeitsämtern und Arheitsämtern' und der Weg­
fall der Dienstposten für die Kuranstalt für 
Kriegsbeschädigt'e in Bad Hofgastein gegenüber. 

Bei den "Bundesapotheken" bedarfes ke,iner 
Anderung des derzeitigen Dienstpostenstandes. 

C. Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge 
Die Gesamtzahl der zur Systemisierung· vor­

gesehenen Kraftfahrzeuge der "Sozialen Verwal­
tung" erhöht sich um 5 (Zentralstelle: 1 Per­
sonenk.raftwagen der Kategorie III; Landes­
arbeitsämter: 3 Fahrzeuge für betri.ebli,che 
Zwecke; Untersuchungsanstalten: 1 Fahrzeug für 
betr,iebliche Zwecke). 

-----
In der an die Ausführungen des Spezialbericht­

erstatters sich anschließenden Debatte ergriffen 
die AbgeordnetJen Mo se r, Dr. Ku m!TI e r, 
Me I t e r, Pr e u ß 1 e r, Dr. HaI der, 
L i bai, Dr. Gei ß I er, Pan s i, R e gen s­
b 'u r ger, Anna C zer n y, K u I h a n e k, 
Ste'ininger, Gabriele, Herta W<inkler, 
S t ein e r und S ehe i ben r e i f das Wort. 
Anschließend beantworteten Bundesminister für 
soziale Verwaltung Grete Reh 0 r und Staats­
sekretär S 0 .r 0 nie s eingehend die in der De­
batte aufgeworfenen Fragen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat 
der Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der Gruppe VII mit Stimmen­
mehrheit entsprechend der Regierungsvorlage 
unverändert angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den A n t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 15: "Soziale Verwaltung" und 
dem Kapitel 28 Titel 9: "Bundesapotheken" 

samt dem dazugehörigen ~eldvoranschlag 
(Anlage III/9) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 (15 der 
Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Mitterer 
Obmannstellvertreter 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe VIII 

Kapitel 19: Land- und Forstwirtschaft 
Kapitel 28 Titel 3: Österreichische Bundesforste 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung vom 2. Juni 1966 die in Gruppe VIII 
zusammengefaßten Teile des Bundesvoranschlages 
für das 1966 in Verhandlung genommen. 

Kapitel 19 "Land- und Forstwirtschaft 

Im Bundesvoranschlag 1966 sind für die Land­
und Forstwirtschaft in der 0 r den t I ich e n 
Gebarung 1218'265 Millionen Schilling und in 
der a u ß e r 0 r den t I ich e n Gebarung 
375 Millionen Schilling, insgesamt daher 1593'265 
Millionen Schilling veranschlagt. 

Dazu kommen noch 180 Millionen Schilling, 
die laut dem Allgemeinen Teil des Bundesfinanz­
gesetzes zur Behebung der vorjährigen Hoch­
wasserschäden zusätzlich bereitgestellt werden, 
und 40 Millionen Schilling für Maßnahmen des 
Grünen Planes aus dem Saldo der zweckgebun­
denen Gebarung "Futtermittelpreisausgleich", so 
daß für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft 
im Jahre 1966 insgesamt 1813'265 Millionen 
Schilling zur Verfügung stehen. 

Die veranschlagten Ausgabenkredite verteilen 
sich folgendermaßen: 

275"255 Millionen Schilling für den Personalauf­
wand, 

251'262 Millionen Schilling für den Sachaufwand 
des Bundesministeriums, der nachgeord­
neten Dienststellen und für Staatsauf­
gaben im Interesse der Land- und Forst­
wirtschaft (Titel 1 bis 7), 

155'177 Millionen Schilling für Maßnahmen zur 
Produktivitätssteigerung und zum 
Schutz der Landwirtschaft (Titel 8), 

11731 Millionen Schilling für Maßnahmen zur 
Produktivitätssteigerung und zum 
Schutz der Forstwirtschaft (Titel '8 a), 

180'000 Millionen Schilling in der ordentlichen 
Gebarung unter Titel 8 bund '. 

360'000 Millionen Schilling in der außerordent­
lichen Gebarung unter Titel 10, insge~ 

samt daher 540 Millionen Schilling für 
Maßnahmen gemäß § 10 des Landwirt­
schaftsgesetzes, 

167"000 Millionen Schilling für die Treibstoff­
verbilligung (Titel 8 c), und 

177"840 Millionen Schilling in der ordentlichen 
Gebarung unter Titel 9, und 

15'000 Millionen Schilling in der außerordent­
lichen Gebarung unter Titel 10 für die 
im gesamtvolkswirtschaftlichen Inter­
esse gelegenen wasserwirtschaftlichen 
Bau- und Erhaltungsmaßnahmen ein­
schließlich . der Leistungen auf Grund 
internationaler wasserwirtschaftlicher 
Vereinbarungen und für die· Wildbach­
und Lawinenverbauung. 

Die Verwendungszwecke der einzelnen Kredite 
sind in den Erläuter:ungen zum Bundesfinanz­
gesetz eingehend erörtert. Die für die einzelnen 
Zwecke vorgesehenen Kredite scheinen unter den 
jeweiligen finanzgesetzlichen Ansätzen auf. 

hn einzelnen wäre folgendes zu bemerken: 

Im Titel 1 mit einem Kredit von rund 53 Mil­
lionen Schilling sind neben dem Aufwand für das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft unter anderem die Beiträge österreichs zu 
internationalen landwirtschaftlichen Organisa­
tionen, wie zur FAO, zum Internationalen 
Weizenabkommen, Weinamt, Tierseuchenamt 
u. ähnl. sowie der Aufwand für wasserwirtschaft­
liche Fachgutachten, für die Staubeckenkommis­
sion usw. veranschlagt. Außerdem ist bei diesem 
Titel auch ein Betrag von 10 Millionen Schilling 
als Beitrag österreichs am FAO-UN-Welternäh­
rungsprogramm vorgesehen. 

Für Zivilschutzmaßnahmen ist so wie im Vor­
jahr kreditmäßig für alle beteiligten Ressorts nur 
bei Kapitel 9 "Inneres" vorgesorgt. Die Ver­
rechnung der Ausgaben jedoch erfolgt bei den 
Verrechnungsansätzen der Ressortkapitel, bei 
Kapitel 19 unterTitel 1 a. 
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Die unter den Titeln 2 bis 7 veranschlagten, 36'3 Millionen Schilling vorgesehen, für letztere 
Kredite von insgesamt 473'5 Millionen Schilling Maßnahmen sind im Grünen Plan noch weitere 
dienen zur Bestreitung des Personal- und Sa(h- 236'4 Millionen Schilling veranschlagt, 
a~fwa,ndes der nachgeordneten Dienstst~llen und Im Titel 8 a sind die Kredite für die Produk­
fur die Erfüllung von Staats~ufgaben l~ Inter- i tivitätssteigerung und zum Schutz der Forstwirt­
ess~ der ~and~ und Forstwirtschaft. D1e, ver-, schaft in der Höhe von 117 Millionen Schilling 
sch1edenar:1gke1t der nach geordneten ~::henst- vorgesehen, Sie dienen zur Unterstützung von 
stellen ze1gtden großen Aufgabenberelch des A ff t F t ch tz d Forstpflegp aß , ' .. ' u ors ungs-, ors s u - un _ill -

Landw1rtschaftsres~orts, So, geho~en dazu unt~r nahmen sowie zur Gewährung von Beiträgen für 
anderem 10 landw1rtschafthche, Mmelsch,:len, die die Durchführun von Forstaufschließungsbauten, 
Bundesförsterschulen und forstl1chen Ausbildungs- g , 
stätten, eine Reihe ,von Versuchs- und For-, Unter Titel 8 b sind für Maßnahmen gemäß 
schungsanstalten, aber auch die Bundesgärten, die I § 1,0, des Landwirtschaftsgese~zes 180 Millionen 
Spanische Reitschule, die land- und forstwirt- 1

1 

Schillmg vorgesehen, Dazu w1rd aus dem ~aldo 
schaftlichen Betriebe und die Bundesforstgärten, ' der zweckgebundenen Gebarung des Futtermlttel-

, I preisausgleiches der vergangenen Jahre, wie be-
Von den ,Staatsaufg~ben im Interes~e de~ Lan?- reits eingangs erwähnt, ein Betrag von 40 Mil­

u?d Forstw1rtsch~ft sel(,~~ vor al~em d,le Ep1zo~t1e, , lionen Schilling für die gleichen Maßnahmen zur 
die Hyd,ro,graph1e SOW1e betnebsw1rtschafthche Verfügung gestellt, Außerdem sind in der außer­
und statistische Aufgaben hervorgehoben, ordentlichen Gebarung unter Titel 10 für Maß-

Besonders zu erwähnen sind auch noch die nahmen gemäß § 10 des Landwirtschaftsgesetzes 
unter Titel 5 vorgesehenen Kredite für die He- 'I weitere' 360 Millionen Schill,ing veranschlagt, Die 
streitung des Personalaufwandes und der Reise- Mittel haben den Zielsetzungen des Landwirt­
kosten für die an den landwirtschaftlichen Berufs- schaftsgesetzes zu dienen und sind im Sinne des 
und niederen landwirtschaftlichen Fachschulen von der Bundesregierung gemäß § 9 Abs, 2 des 
tätigen Lehrkräfte, Außerdem sind unter d:eseni Landwirtschaftsgesetzes erstatteten Berichtes über 
Ansatz auch 1'850 Millionen Schilling als Subven- die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft zur 
tion zum Personalaufwand der konfessionellen Verbesserung der landwirtschaftlichen Produk­
landwirtschaftlichen Privatschulen vorgesehen, tionsgrundlagen, der Verkehrslage, der Produk­
um im Sinne des Vertrages der Republik Oster- tiv1tat und der Agrarstruktur einzusetzen, 
reich mit dem Heiligen Stuhl auch eine Subven- Weiters dienen diese Mittel zur Durchführung 
tion auf dem landwirtschaftlichen Schulsektor zu von Absatz- und Verwertungsmaßnahmen und, 
ermöglichen, wie bereits erwähnt, für sozialpolitische Maßnah­

Im Titel 7 schließlich sind auch die K'Jstcn 
für die Anschaffung bundeseigener Baumaschinen 
und Groß geräte, die im Güterweg- und Forst­
wegebau, im Schutzwasserbau und bei der Wild­
bach- und Lawinenverbauung eingesetzt sind, 
veranschlagt, 

men und für Zinsenzuschüsse, 

Die unter Titel 8 c veranschlagten M~ttel in 
der Höhe von 167 Millionen Schilling bezwecken 
eine Verbilligung der Treibstoffkosten für Land­
maschinen in land- und forstwirtschaftlichen Be­
trieben und sollen eine Umstellung auf neuzeit­
liche Arbeitsmethoden erleichtern, 

Unter Titel 8 sind für Maßnahmen der Pro-
Unter Titel 9 sind die Kredite für Schutz- und duktivitätssteigerung und zum Schutz der Land-

wirtschaft 155'2 Millionen Schilling veranschlagt, Regulierungsbauten an Flüssen und Bächen, für 
§ 1 a weist Kredite für die Zinsenzuschüsse für Leistungen auf Grund internationaler wasserwirt­
Agrarkredite in der Höhe von 25'2 Millionen schaftlicher Vereinbarungen und für die Wild­
Schilling aus, Außerdem sind für Zinsenzuschüsse, bach- und Lawinenverbauung in der Höhe von 
und zwar zu den seit dem Jahre 1961 vergebenen 177'8 Millio?en Schilling pr~limini~rt, In d~r 
Agrarinvestitionskrediten, bei den Kreditansätzen ~ußerorde~t~lchen Gebarung sltld we1tere 15 M1!­
des Grünen Planes insgesamt 142 Millionen Schil- \ hon~n Sch1~lmg veranschlagt., Dazu ko~~e~ die 
ling präliminiert. Für sozialpolitische Maßnahmen I bere1ts, , emgangs, ,aufgeze1gten , zusatzhchen 
für land- und forstwirtschaftliche Dienstnehmer. 180 M1llionen Schillmg zur Behebung der Hoch­
sind ein Kredit von 6 Millionen Schilling und I wasserschäden des vergangenen Ja~res, Außerdem 
'd ß' d tl'ch G b 't' werden aus den Hochwasserkrediten des Jahres m er au eror en 1 en e arung wel ere ' , , "',. r 
27 Millionen Schilling veranschlagt, Diese Mittel 1965, rund 40 ~llhonen S~l1lllllg 1m wesent 1chen 
dienen vor allem für die Gewährung von Bei- erst 1m Jahre ,966 voll Wirksam, 
hilfen für die Errichtung, Herstellung und Ver- Die unter Kapitel 19 präliminierten Einnah­
besserung oder Erwerbung von Eigenheimen und men in der Höhe von 236'9 Millionen Schilling 
Dienstwohnungen für Land- und Forstarbeiter. weisen gegenüber dem Vorjahr eine Steigerung 
Zur Verbesserung der Agrarstruktur, vor allem um rund' 21 Millionen Schilling aus. Die Mehr­
zur Verkehrserschließung bäuerlicher Betriebe, eingänge ergeben sich einerseits beim Titel 5 a, 
und für besitzfestigende Maßnahmen sind da sich durch die Erhöhung des Personalauf-
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wandes für die Landwirtschaftsschulen auch der 
50% ige Beitrag erhöht, anderseits sind vor allem 
beim Grenzbeschaudienst, bei den landwirtschaft­
lichen Lehr- und Versuchsanstalten und den land­
wirtschaftlichen Betrieben Mehreingänge zu er­
warten. Höhere Einnahmen ergeben sich auch 
aus Fleischerlösen im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche. 

Kapitel 28 Titel 3 "österreichische Bundesforste" 

Der mit dem Bundesgesetz vom 28. Juli 1925, 
BGBL Nr. 282, gebildete Wirtschaftskörper 
"österreichische Bundesforste" verwaltet von den 
im Eigentum des Bundes befindlichen Forsten 
eine Waldfläche von 483.652 ha. Auf dieser Wald­
fläche ist im Jahre 1966 die Nutzung des nach­
haltigen Jahreshiebsatzes von 1,673.000 fm ge­
plant, wovon auf Grund der Einforstungsrechte 
eine Jahresgebühr von 248.000 fm für die Holz­
bezugsberechtigung entfällt. Zur freien Verwer­
tung verbleiben somit 1,425.000 Fm. 

Die Leitung der österreichischen Bundesforste 
obliegt der Generaldirektion, die dem Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft unter­
stellt ist. Die Generaldirektion besteht aus einem 
Generaldirektor und drei Direktoren. Unter ihrer 
Leitung wird die Betriebsführung von 96 Forst­
verwaltungen, von drei selbständigen Sägewer­
ken, zwei Bau- und Maschinenhöfen und von 
einem Kurhaus (Goisern) besorgt. 

Im Voranschlag 1966 der österreichischen Bun­
desforste sind Bruttoausgaben von 646'3 Mil­
lionen Schilling und Bruttoeinnahmen: von 
683'8 Millionen Schilling vorgesehen, sodaß der 
Voranschlag mit dem kassamäßigeri Einnahmen­
überschuß von 37"5 Millionen Schilling abschließt. 

Gegenüber dem Voranschlag 1965 sind Mehr­
ausgaben von 78'1 Millionen Schilling und Mehr­
einnahmen von 58'6 Millionen Schilling zu ver­
zeichnen. Von den. Mehrausgaben entfallen durch 
die Bezugsregelungen auf den Personalaufwand 
42'1 Millionen Schilling und durch die sonstigen 
Mehrleistungen auf den Sachaufwand einschließ­
lich der Ausgaben na·ch Maßgabe der zweckge­
bundenen Einnahmen 36'0 Millionen Schilling. 
An den Mehreinnahmen sind die Forstverwal­
tungen mit 38'3 Millionen Schilling, die Säge-

Scheibenreif 
Spezialberichterstatter 

werke mit 19'8 Milliorien Schilling und das Kur­
haus Goisern mit 0'5 Millionen Schilling beteiligt. 

Die österreidlischen Bundesforste erbringen 
durch die Abfuhr des kassamäßigen Einnahmen­
beziehungsweise Betriebsüberschusses von 
37"5 Millionen Schilling, öffentliche Abgaben und 
Beiträge von 54'4 Millionen Schilling und 
Leistungen nach den Einforstungsrechten einen 
erheblichen Beitrag zur Entlastung des Staats­
budgets: Sie haben ferner auch für den aus der 
Zeit vor der Bildung des Wirtschaftskörpers 
stammenden Aufwand für Ruhe- und Versor­
gungsgenüsse von 507 Millionen Schilling auf­
zukommen. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen 
die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar W e i h s, 
G run dem a n n - F alk e n b erg, M eiß 1, 
Wie 1 a n d n e r, M i n k 0 w i t s eh, Mon d 1, 
Fa chI eu t ne r, P f ei fe r, S t ein e r, 
R 0 b a k, G r i e ß n e r, Adam Pie h 1 e r, Dipl.­
lng. Dr. Z i t t m a y r, Wo die a, lng. Karl 
Hof s t e t t e r, S pie 1 b ü chI e r, Gab r i eie, 
E b e r h a r d, R e gen s bur ger, Pan s i, 
Ni m m e r voll und Sc h rot t e r das Wort. 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
Dipl.-Ing. Dr. Sc h 1 ein zer beantwortete ein~ 
gehend die in der Debatte an ihn ge):ichteten 
Anfragen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat der 
Finanz- und Budgetausschuß die finanzgesetz­
lichen Ansätze der Gruppe VIII mit Stimmen­
mehrheit entsprechend der Regierungsvorlage 
unverändert angenommen. ' 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 19: "Land- und Forstwirtschaft" 
und 

dem Kapitel 2~ Titel 3: "österreichische Bun­
desforste" samt dem dazugehörigen Geld­
voranschlag (Anlage III/3) 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 (15 der 
Beilagen) wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
,Obmannvertreter 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe IX 

Kapitel 20: Handel, Gewerbe, Industrie 
Kapitel 21: Bauten und Technik 
Kapitel 22: Bauten für die Landesverteidigullg 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner I lediglich die für Grenzgewässer vorgesehenen 
Sitzung am 6. Juni 1966 die in der Gruppe IX 
gefaßten Teile des- Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1966 der Vorberatung unterzogen. Unter 
den Kapiteln 20, 21 und 22 sind im Jahre 1966 
letztmalig die Kredite veranschlagt, die dem bis­
herigen Bundesministerium für Handel und Wie­
deraufbau zur Verfügung standen, vom Beginn 
der Wirksamkeit des Kompetenzgesetzes 1966 
aber von den neu errich,teten Bundesministerien 
für Handel, Gewerbe, Industrie und Bauten und 
Technik verwaltet werden. Im Grunde genom­
men ist von der neuen Kompetenzregelung nur 
das Kapitel 20 betroffen. Dieses weist Kredite 
auf, über die in Hinkunft zu rund 46% das Bun­
desministerium für Handel, Gewerbe' und Indu­
strie und zu 38% das Bundesministerium für 
Bauten und Tech'nik anweisungsberechtigt sein 
werden, während rund 16% für die gemeinsame 
Zentralleitung verfügbar sind. 

Die Kapitel 21 und 22 in ihrer bisherigen Glie­
derung gehören fast zur Gänze in den Bereich 
des Bundesministeriums für Bauten und Technik, 

Kredite (in Kapitel 21 Titel 6 § 1 mitenthalten) 
fallen dem Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft zu (Kapitel 19), während d\e 
unter Kapitel 15 Titel 5 §§ 1 bis 4 ausgewiesenen 
Kredite nunmehr vom Bundesr:ninist,erium für 
Bauten und Technik (Kapitel 21) verwaltet wer­
den. 

-Aus verschiedenen Gründen war es nicht mög­
lich, die Kompetenzänderung, die mitten im 
Finanzjahr Platz greifen wird, im Bundesfinanz­
gesetz 1966 auch äußerlich vollständig zu be­
rüJcksicinigen. Es blieb also zunächst noch das alte 
Kleid des Voranschlages erhalten, doch bekam es 
gewissermaßen eine neue Drapierung. 'In Kapi­
tel 21, das in Hinkunft die Kredite des Bundes­
ministeriums für Bauten und Technik ausweisen 
wird, wurden für die Ansätze des Kapitels 20, die, 
wie oben erwähnt, diesem Bundesministerium 
zustehen, besondere, im Augenblick noch nicht 
dotierte Ansätze geschaffen. Diesbezüglich wird 
auf Artikel III Abs. 5 Punkt 1 des Bundesfinanz­
gesetzes 1966 verwiesen. 

Im einzelnen ist zu bemerken, daß folgende Ausgabenansätze zur Verfügung stehen werden: 

In der 0 r den t 1 ich e n Gebarung: 

bei Kapitel 20 ........................... . 
bei Kapitel 21 ........................... . 
bei Kapitel 22 ........................... . 

594,925.000 S, 
4.048,354.000 S, 

110,250.000 S 

In der au ß e r 0 r den t 1 ich e n Gebarung: 

bei Kapitel 21 ............................ 852,898.000 S, 

.............. 4.753,529.000 S. 

bei Kapitel 22 ............................ 107,710.000 S . . . . . . . . . . . . . . 960,608.000 S, 

sodaß sich eine Gesamtsumme von ........................................ 5.714,137.000 S 
ergibt. 

79 der Beilagen XI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 39 von 55

www.parlament.gv.at



2 79 der Beilagen 

Vergleichsweise sah' der Voranschlag für das Jahr 1965 (Kapitel 20 bis 22) 

in der ordentlichen und außerordentlichen Gebarung eine Gesamtsumme von .... 5.343,712.000 S 

vor. Demnach werden im Jahr 1966 insg,esamt ...... ~ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 370,425.000 S 

mehr zur Verfügung stehen. 

Die Gesamteinnahmen wurden 1965 mit insgesamt (Kapitel 20 bis 22) ..... . 543,852.000 S 
582,765.000 S, veranschlagt, 1966 hingegen mit .......................................... . 

sodaß sich Mehreinnahmen in Höhe von 

ergeben. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38,913.000 S 
====== 

Die Summe der bei den Kapiteln 20, 21 und 22 veranschlagten Kredite beansprucht zirka 8'1% 
der Gesamtsumme der Ausgaben des Voranschlages des Bundes für das Jahr 1966 (Kapitell bis 30, 
ordentliche und außerordentliche Gebarung). Die entsprechenden Vergleichsziffern der Vorjahre 
betrugen: 

1963 ....................................................................... 7'1% 
1964 .......................................... ; ............................ 7'3% 
1965 ....................................................................... 8'0%. 

Die Ausgaben werden sich verteilen (in Millionen Schilling): 
auf die gemeinsame Zentralleitung mit .......................... . . . . . . 94'026 = 1'65% 
auf das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie .......... 274'293 = 4'80% 

auf das Bundesministerium für Bauten und Technik .................... 5345'818 = 93'55% 

zusammen ... 5714'137 = 100'00% , 

sodaß an den erwähnten Ge~amtausgaben des Bundes die Zentrale mit 0'13%, das Bundesmini­
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie mit 0'39% und das Bundesministerium für Bauten und 
Technik mit 7'58% partizipieren. 

Kapitel 20 

Die bei Kapitel 20, Handel, 
Gewerbe, Industrie veranschlag-
ten Ausgaben betragen insge-
samt ....................... . 
die zur Gänze auf die ordentliche 
Gebarung entfallen. 

Der Personalaufwand wird mit 
und der Sachaufwand mit ..... 
verans-chlagt. 

594,925.000 S 

256,995.000 S 
337,930.000 S 

Die Einnahmen sind mit .... 405,739.000 S 
veranschlagt; sie sind gegenüber 
1965 um .................... 18,502.000 S 
höher geschätzt. 

Höhere Einnahmen ergeben sich insbesondere 
beim Fremdenverkehr (rund 2'0 Millionen Schil­
ling), weil vor allem die Beiträge der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft und der 
Länder zu den Kosten des Vereines "österreichi­
sche Fremdenverkehrswerbung" erhöht wurden, 
bei der Wirtschaftsförderung (rund 2'0 Millionen 
Schilling), weil höhere Rückflüsse aus gewährten 
Darlehen zu erwarten sind, beim österreichischen 
Patentamt (rund 7'2 Millionen Schilling), beim 
Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen 
(rund 1'0 Millionen Schilling), bei beiden Dienst­
stellen wegen gesteigerter Geschäftstätigkeit und 
beim Bergwesen (rund 5'0 Millionen Schilling) 
wegen erhöhten Anfalls· an Montangebühren. 

Der höhere Personalaufwand ist zum Teil be­
dingt durch die Vermehrung des veranschlagten 

Personalstandes, zum anderen Teil durch die 
Vorsorge für die Gehaltsregulierung der Bundes­
bediensteten, für die alljährlichen Vorrückungen 
und für die Anrechnung von Vordienstzeiten. 

Der Sachliche Verwaltungsaufwand wurde ins­
gesamt um mehr als 3'3 Millionen Schilling ge­
senkt. Zu dieser Senkung hat vor allem die Zen­
tralleitung beigetragen, während die übrigen, bei 
diesem Kapitel veranschlagten Verwaltungsstellen 
geringfügige Mehrerfordernisse ausweisen, die 
vor allem auf gesteigerter Geschäftstätigkeit be­
ruhen. Deshalb sind auch Mehreinnahmen zu 
verzeichnen. 

Die Anlagen, die an sich bei diesem Kapitel 
keine große Rolle spielen, wurden um insgesamt 
rund 3'0 Millionen Schilling niedriger gehalten. 
Dies ist zum Teil auf das Auslaufen von Investi­
tionsvorhaben zurückzuführen, teilweise aber 
auch auf äußerste Zurückhaltung bei der Vor­
sorge für Neuanschaffungen. 

Die Förderungskredite mußten um rund 
22'3 Millionen Schilling niedriger veranschlagt 
werden. Diese Senkung betrifft in erster Linie 
die Förderung des Bergbaues, während es gelang, 
die Kredite für Wirtschaftsförderung und die 
Förderung des Fremdenverkehrs annähernd auf 
der Höhe des Vorjahres zu halten. 

Die Vermehrung der Aufwandskredite, die 
zusammen mit dem Verwaltungsaufwand eine 
gesteigerte Geschäftstätigkeit vieler Dienststellen 
überhaupt erst ermöglicht, ist bescheiden, näm-
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lich rund 27 Millionen Schilling. Diese Steigerung 
ist in Mehreinnahmen mehr als gedeckt. 

Kapitel 21 

Die bei Kapitel 21, Bauten und 
Technik, veranschlagten Aus-
gaben betragen insgesamt ...... 4.901,:?52.000 S. 

Davon entfallen auf die 
ordentliche Gebarung ......... 4.048,354.000 S 
und auf die außerordentliche 
Gebarung ................... 852,898.000 S. 

Der Personalaufwand ist mit 212,850.000 S 
und der Sachaufwand mit ...... 4.688,402.000 S 
veranschlagt. 

Gegenüber 1965 ist ein Mehr-
erfordernis von ...... , .. , .. ,. 354,531.000 S 
zu verzeichnen, das sich auf den 
Personalaufwand mit ."".". 
und auf den Sachaufwand mit 
verteilt. 

21,983,000 S 
332,548,000 S 

Die Einnahmen sind mit .... 174,116.000S 

jahr veranschlagt, während für Zwecke der Ge­
bäudeerhaltung rund 12'3 Millionen Schilling 
weniger eingestellt wurden. 

Kapitel 22 

Die bei Kapitel 22, Bauten für 
die Landesverteidigung, veran­
schlagten Ausgaben betragen 

in der ordentlichen Gebarung 
in der außerordentlichen Ge-
barung ....... , .. , .... , .. . 

so daß sich ein Gesamtbetrag 
I von ... , .. """ .. ,.",.,. 
ergibt, 

Gegenüber 1965, in welchem 
Jahr ........ , , ... , .... , ., ,. , 

veranschlagt waren, ist Kapitel 22 
nunmehr um ............... . 
höher dotiert. 

Die Einnahmen sind mit .... 

110,250.000 S, I 

107,710,000 S, 

217,960.000 S 

200,000.000 S 

17,960.000 S 

2,910.000 S 
angenommen. Sie sind gegenüber 
1965 um .................... 17,622.000 S I angenommen. 
höher geschätzt. . Bei diesem ~api~el ist kei~ Per.sona;aufwand 

H "h E' h . d ck b d vorgesehen, er 1st m dem bel KapItel _1 ausge-
o ere mna men sm - zwe ge un en -. K d' . h 1 

. L" b' W b ( d M'l Wlesenen re It mIt ent a ten. m erster mle elm asser au run 11 1 -
lionen Schilling) und bei der Bundesstraßen ver- Di.e Kredite der ordentlichen Gebarung ge­
waltung (rund 4 Millionen Schilling) veranschlagt. hören der Gruppe der Aufwands-, die der außer­
Höhere Rückersätze für Betriebskosten (rund ordentlichen Gebarung der der Anlagenkredite 
2 Millionen Schilling) verzeichnen die Dienst- an. 
stellen der Bundesgebäudeverwaltungen I und H. 

Die Erhöhung des Personalaufwandes ist be-
dingt durch die Vorsorge für die Gehaltsregulie­
rung der Bundesbediensteten, für die alljährlichen 
Vorrückungen und die Anrechnung von Vor­
dienstzei ten. 

Der Sachliche Verwaltungs aufwand wurde um 
rund 2'4 Millionen Schilling erhöht. 

Die Anlagen sind l:m rund '306'9 Millionen 
Schilling höher veranschlagt. Dies härigt damit 
zusammen, daß für den Ausbau der Bundes­
straßen und Autobahnen insgesamt rund 
246'5 Millionen Schilling und für den Neubau 
von Bundesgebäuden, insbesondere Schulen, ins­
gesamt rund 70'0 Millionen Schilling mehr zur 
Verfügung. stehen werden. Andere kleinere An­
lagenkredite erfuhren hingegen im Zuge der 
Sparmaßnahmen Verkürzungen, die ein Ausmaß 
von rund 9'6 Millionen Schilling erreichen. 

Die Förderungskredite wurden um rund 
58'9 Millionen Schilling gekürzt ausgewiesen, weil 
vor. allem der Bundesbeitrag zum W ohnhaus­
Wiederaufbaufonds entfiel. 

Die Aufwandskredite wurden um rund 
82'1 Millionen Schilling erhöht, Für die Erhal­
tung der Bundesstraßen wurden nämlich rund 
72'2 Millionen Schilling und für den Wasserbau 
rund 22'2 Millionen Schilling mehr als im Vor-

Die Debatte im Finanz- und Budgetausschuß 
wurde zunächst Über die Ansätze des Bundes­
ministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie 
eröffnet. Nach dem Berichterstatter sprachen die 
Abgeordneten . K 0 S t r 0 u n, K u I h a n e k, 
Me i ß I, C zer n e t z, Mit t e r e r, DipI.-Ing. 
Dr. Oskar W e i h s, Re gen s bur ger, Doktor 
Tu I I, Dr. F i e cl I e r, Pa y, T öd I i n g, W i e­
I a n d n e r, T haI harn m e r, G run d e­
rn an n - F alk e n b erg, Erich Hof s t e t t e r, 
Müll e r und Adam Pie h I e r. Vizekanzler 
Dr. B 0 c k nahm ausführlich zu den in der 
Debatte aufgewotfenen Fragen Stellung. Sodann 
behandelte der Ausschuß die Ansätze des Bun­
desministeriums für Bauten und Technik. Hiezu 
sprachen die Abgeordneten H 0 r r, Mi n k 0-

w i t s c h, Me i ß I, We i k ha r t,R e gen s­
bur ger, Müll e r, Dr. Tu 11, S t ein e r, 
S k r i t e k, Mo se r, T ö d ti n g, Wie I a 11 d-' 
n e r, T haI harn m e r, Ing. Karl H 0 f­
s t e t t e rund K 0 s t r 0 u n. Bundesminister 
Dr. Kot z i na beantwortete die im Laufe der 
Debatte gestellten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichen Ansätze der in der 
Gruppe IX zusammengefaßten Teile des Bundes-
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4 79 der Beilagen 

voranschlages gemäß der Regierungsvorlage mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem K:l.pitel 20: "Handel, Gewerbe, Indu­
strie", 

dem Kapitel 21: "Bauten und Tedmik" sowie 

Ing. Helbich 
Spezialberichterstatter 

dem Kapitel 22: "Bauten für die Landesvertei-
digung" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 in der 
Fassung der Regierungsvorlage (15 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage· 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe X 

Kapitel 24: Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen 
Kapitel 28 Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt 
Kapitel 29: Eisenbahnen 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die zur 
Beratungsgruppe X gehörenden Teile des Bundes­
voranschlages für das Jahr 1966 in seiner Sitzung 
am 3. Juni 1966 beraten. 
Kapitel 24: Verkehr und verstaatlichte Unter­

nehmungen 
Im Kapitel 24 "Verkehr und verstaatlichte 

Unternehmungen" sind im Titel 1, Bundesmini­
sterium für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen, Ausgaben in der Höhe von 
133"4 Millionen Schilling vorgesehen. Davon ent­
fallen IlT3 Millionen Schilling auf Personalaus­
gaben und 16·1 Millionen Schilling auf Sachaus­
gaben. Die Steigerung der persönlicIlen Ausgaben 
gegenüber dem Vorjahr ist auf die Bezugserhö­
hungen zurückzuführen. Die Einnahmen unter 
diesem Ti tel sind mit 1· 2 Millionen Schilling 
präliminiert. Veranschlagt ist unter Kapitel 24 
neben der Zentralsektion die Gebarung der Gene­
raldirektion für die Post- und Telegraphenver­
waltung, die Gebarung der Generaldirektion der 
Österreichischen·Bundesbahnen saint deren Gene­
ralvertretungen im Ausland sowie die Gebarung 
der Sektion IV (Elektrizitätswirtschaft). 

In den sachlichen Ausgaben sind unter anderem 
auch jene B~träge enthalten, die auf Grund ge­
setzlicher Verpflichtungen an die internationalen 
Fachorganisationen, wie Internationale Zivilluft­
fahrt-Organisation (ICAO), Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), Europäische Konferenz der Verkehrs­
minister (CEMT) usw., zu leisten sind. 

Im Titel 1 unter § 4 ist Vorsorge getroffen 
zur übernahme der Gebarung, die auf Grund 
des Kompetenzgesetzes zu gewärtigen ist. 

Im Titel "Schiffahrt" sind Ausgaben in der 
Höhe von 32·2 Millionen Schilling vorgesehen, 
wovon auf sachliche Ausgaben 29·4 Millionen 
Schilling entfallen. Gegenüber dem Vorjahr be­
deutet dies bei den sachlichen Ausgaben eine 
Senkung um 12·9 Millionen Schilling, die durch 
Herabsetzung des Kostenbeitrages an die öster-

reichischen Donaukraftwerke AG sowie durch die 
Verringerung der Förderungskredite für Länden 
und Hafeneinrichtungen herbeigeführt wurde. 
Die Einnahmen unter diesem Titel sind mit 
1·2 Millionen Schilling veranschlagt. 

Im Titel 3 "Zivil-Luftverkehr" sind Ausgaben 
in der Höhe von 10TO Millionen Schilling zu 
finden, wovon auf persönliche Ausgaben 40·5 und 
auf sachliche Ausgaben 66·5 Millionen. Schilling 
entfallen. 

Für den Ausbau der österreichischen Zivilluft­
fahrt wurde, um den derzeit noch bestehenden 
Rückstand österreichs gegenüber anderen Län­
dern auf diesem Sektor aufholen zu können, ein 
Förderungskredit in der Höhe von 6·1 Millionen 
Schilling veranschlagt. Die Einnahmen wurden 
in der Höhe von 0·5 Millionen Schilling veran­
schlagt. 

Im Titel 4 "Allgemeiner Verkehr und Ver­
kehrsförderung" sind 6·9 Millionen Schilling an 
Ausgaben vorgesehen, die vornehmlich der Wer­
bung, der Subventionierung der Fremdsprachen­
ausbildung des Zugbegleitungspersonals, ferner 
für Tagungen, Kongresse usw. dienen sollen. 

Im Titel 5 "Elektrizitätswirtschaft" sind an 
Ausgaben 5·1 Millionen Schilling vorgesehen. 

Kapitel 28 Titel 1: Post- und Telegraphenanstalt 

Im Titel 1 "P~st- und Telegraphenanstalt" be­
tragen die Ausgaben 5688·3 Millionen Schilling, 
von denen 3373·6 Millionen Schilling auf den 
Personalaufwand und 23147 Millionen Schilling 
auf den Sachaufwand entfallen. Die Betriebsein­
nahmen wurden mit 5702·0 Millionen Schilling 
veranschlagt. Der kassamäßige Betriebsüberschuß 
beläuft sich auf 137 Millionen Schilling. 

Die· Steigerung im Per S 0 n a lau f w a n d 
gegenüber dem Bundesvoranschlag 1965 um 
366·6 Mil,lionen Smilling ist auf die Erhöhung 
der Aktiv- und Ruhestandsbezüge sowie auf eine 
aus betrieblimen 'Gründen notwendig gewesene 
Personal vermehrung zurückzuführen. 
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Der S ach auf w a n d weist gegenüber den 
Ansätzen des Bundesvoranschlages 1965· eine Er­
höhung um 196'1 Millionen Schilling auf. 

Die Anlagenkredite nach Maßgabe zweckge­
bundener Fernsprechgebühren in der Höhe von 
432'0 Millionen Schilling dienen der Fortführung 
der Vollautomatisierung des österreichischen 
Fernsprechnetzes nach dem Fernsprechbetriebs­
Investitionsgesetz, BGBL Nr. 26/1964. Auf Grund 
dieses Bundesgesetzes sind die gegenüber dem 
Bundesvoransd:J.lag 1964 in den Bundesvoran­
schlägen ab dem Jahre 1965 sich ergebenden 
Mehreinnahmen an Fernsprechgebühren zur Be­
gleichul1gder von den Auftragnehmern vorge­
legten Rechnungen zu verwenden. über die beim 
Ansatz "Anlagen nach Maßgabe zweckgebunde­
ner Fernsprechgebühren" vorgesehenen Kredite 
hinaus wird die Vollautomatisierung sowie die 
Herstellung weiterer Fernsprechanschlüsse mit 
321"7 Millionen Schilling vorfinanziert werden. 

Die Kredite bei den finanzgesetzlichen An­
sätzen "Fernmeldeanlagen" und "Sonstige An­
lagen", die zusammen dem finanzgesetzlichen An­
satz "Sonstige Anlagen" des Jahres 1965 ent­
sprechen, haben in Summe eine Verminderung 
von 46'5010 gegenüber dem Ansatz 1965 erfahren. 

Die stärkere Dotierung der Aufwandskredite 
(Gesetzliche Verpflichtungen) um rund 78'4 Mil­
lionen Schilling gegenüber 1.965 ist einerseits die 
Folge des ständig steigenden Verkehrsaufkom­
mens, andererseits tritt die Erhöhung der Auf­

. wendungen bei den überweisungen von Gebüh-
reneinnahmen an die "österreichische, Rundfunk" 
Ges. m. b. H. in Erscheinung. 

Die B e tri e b sei n nah m e n wurden in 
der Annahme einer weiterhin anhaitenden gün­
stigen Verkehrsentwicklung gegenüber dem Bun­
desvoranschlag 1965 um 682'2 Millionen Schilling 
höher, somit mit einem Betrag von 5702'0 Mil­
lionen Schilling angesetzt. Die Steigerung beträgt 
13'60J0 gegenüber den Ansätzen des Jahres 1965. 
Diese Einnahmenverbesserungbetrifft überwie­
gend die Post-, Fernmelde- und Fernsehrundfunk­
gebühren sowie die Postautoeinnahmen. 

Kapitel 29 "Eisenbahnen" 

Im Kapitel 29 Titel 1 "österreichische Bundes­
bahnen" sind folgende Beträge budgetiert: 
Betriebseinnahmen '" 7703 Millionen Schilling 
Betriebsausgaben ,;... 9702 Millionen Schilling 

Im Vergleich zum Jahre 1965 sind die Betriebs­
ausgaben um rund 133 Millionen Schilling und 
die Betriebseinnahmen um rund 440 Millionen 
Schilling höher veranschlagt. Hiedurch ergibt sich 
eine Entlastung des Bundeshaushaltes gegenüber 
dem Vorjahr von rund 307 Millionen Schilling. 
Die budgetierten Mehreinnahmen setzen sich zum 
überwiegenden Teil aus den Erträgnissen der vor­
gesehenen Tariferhöhungen beim Personen- und 
Güterverkehr (rund 250 Millionen Schilling) und 

auf Grund der zu erwartenden allgemeinen 
Frequenzsteigerung (rund 190 Millionen Schil­
ling) zusammen. Die Budgetausweitung im Ordi­
narium beträgt gegenüber dem Vorjahr l' 40J0. 
Die Ausweitung des gesamten Bundeshaushaltes 
beträgt hingegen 6'6%. Die Mehrausgaben ent­
fallen zur Gänze auf den Personalaufwand in­
folge gesetzlicher Bezugsregelungen. 

Die Betriebsausgaben verteilen sich mit 
6719 Millionen Schilling (69% gegenüber 64% 
im Jahre 1965)auf den Personalaufwand und mit 
2983 Millionen Schilling (310J0) auf den Sach­
aufwand. Von den Betriebseinnahmen entfallen 
727 Millionen Schilling auf allgemeine Einnahmen 
und 6976 Millionen Schilling auf Verkehrsein­
nahmen. Hievon sind rund ein Drittel Personen­
verkehrseinnahmen und etwa zwei Drittel Güter­
verkehrseinnahmen. 

Beim Personalaufwand sind im Vergleich zum 
Jahre 1965 um 618 Millionen Schilling mehr 
präliminiert, während der Sachaufwal1d gegen­
über dem Jahre 1965 um rund 485 Millionen 
Schilling weniger veranschlagt ist. 

Für die Erneuerung der Anlagen der öster­
reichischen Bundesbahnen stehen im Bundesvor­
anschlag 1966 rund 592 Millionen Schilling und 
damit um 449 Millionen Schilling weniger als 
im Bundesfinanzgesetz 1965 (1041 Millionen 
Schilling) zur Verfügung. Unter Berücksichtigung 
der auch im Investitionsaufwand enthaltenen 
Erneuerungsan teile sowie des im Jahre 1966 an­
.laufenden Güterwagen-Großbauprog.l'amms, das 
für die Erneuerung des Güterwagenparkes Jah­
res quoten von 1800 Neubauwagen vorsieht, 
nähert sich der echte Erneuerungsaufwand zwei­
fellos dem "Erneuerungs soll" . 

In der außerordentlichen Gebarung sind Aus­
gaben in der Höhe von 640 Millionen Schilling 
vorgesehen, das sind um 110 Millionen Schilling 
weniger als im Bundesfinanzgesetz 1965. Davon 
entfallen 330 Millionen Schilling auf die Fort­
setzung der. "Elektrifizierung", 100 Millionen 
Sd:J.illing auf die "Wiener Schnellbahn", 209 Mil­
lionen Schilling auf "Fahrpark und sonstige In­
vestitionen" und eine Million Schilling auf Ver­
besserungen für den Autodurmschleusverkehr 
der Tauernbahn. 

Die Elektrifizierungsvorhaben der österreichi­
schen Bundesbahnen im Jahre 1966 umfassen die 
Abschlußarbeiten auf der Strecke Bruck-Graz, 
den Bau von Energieversorgungsanlagen sowie 
die Beschaffung von elektrischen Triebfahrzeugen. 
Mit den für den Bau der Wiener Schnellbahn 
vorgesehenen Mitteln werden Restarbeiten aus­
geführt sowie Zahlungen für die bereits 1964 
bestellten zusätzlichen Fahrbetriebsmittel ge­
leistet. Von den für "Fahrpark und sonstige In­
vestitionen" veranschlagten Krediten werden 
100 Millionen Schilling für das Güterwagenpro­
gramm der österreichischen Bundesbahnen ver­
wendet. Die restlichen 109 Millionen Schilling 
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sind vor allem für den Bau von Sicherungs an­
lagen, für Linienverbesserungen sowie für den 
Bau von Bahnhöfen und Betriebsanlageri be­
stimmt. 

Der Betriebsabgang wird 1966 rund 1999 Mil­
lionen Schilling betragen und somit um rund 
307 Millionen Schilling niedriger sein als im 
Bundesfinanzgesetz 1965. Die Senkung des Be­
triebsabganges ergibt sich sowohl durch Tarif­
rnaßnahmen als auch durch Reduzierungen des 
Erneuerungsaufwandes. 

Der Personalstand wurde gegenüber 1965 mit 
80.994 aktiven Bediensteten trotz höher veran­
schlagter Leistungen unverändert beibehalten. 
Hievon sind 66.060 pragmatisiert. Diesen aktiven 
Bediensteten stehen 80.310 Ruhe- und Versor­
gungsgenußempfänger gegenüber, was gegenüber 
1965 ein geringfügiges Ansteigen bedeutet. Die 
daraus resultierende Pensionslast beträgt etwa 
610f0 des Aktivitätsaufwandes. 

In der Debatte, die sich an die Ausführungen 
des Spezialberichterstatters anschloß, ergriffen die 
Abgeordneten U I b r ich, M a y r, Dr. va n 

Deutschmann 
Spezialberidlterstatter 

Ton gel, He i n z, M it t e r e r, R e gen s­
bur ger, F r ü bau e r, M a r w a n - S chi 0 s­
se r, J u n g wir t h, La n dm a n n, T h a 1-
harn m e r, G run dem a n n - F alk e n b erg, 
Pa y, Dipl.-Ing. H ä m m e r 1 e, S t ein maß 1, 
T ö d I i n g, W e i k hart, N i m m e r voll und 
S t ein e r das Wort. Bundesminister Dipl.-Ing. 
Dr. W eiß beantwortete alle in der Debatte auf­
geworfenen Fragen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichenAnsätze der Gruppe X 
unverändert mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 24: "Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen" , 

dem Kapitel 28 Titel 1: "Post- und Tele­
graphen anstalt" samt dem dazugehörigen Geld­
voranschlag (Anlage III/1) und 

dem Kapitel 29: "Eisenbahnen" samt dem zu 
diesem Kapitel gehörigen Geldvoranschlag (An­
lage IIl/I0) des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1966 (15 der Beilagen) wird die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13 . Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe XI 

Kapitel 4: Finanzschuld 
Kapitel 5: Finanzausgleich 
,Kapitel 6: Pensionen (Hoheitsverwaltung) 
Kapitel 16: Finanzverwaltung 
Kapitel 17: öffentliche Abgaben 
Kapitel 18: Kassenverwaltung 
Kapitel 25: Postsparkassenamt 
Kapitel 26: Staatsvertrag 
Kapitel 27: Monopole 
Kapitel 28 Titel 7: Hauptmünzamt 
Kapitel 30: Pauschalvorsorge für Verbesserungen der Besoldung der vom Bund 

bezahlten Bediensteten 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Gruppe XI zusammengefaßten Kapitel des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 in der 

, Sitzung am 7. Juni 1966 beraten. 
Im Rahmen der Kapitel der Gruppe Finanzen 

sind an Ausgaben rund 217 Milliarden Schilling 
oder etwas mehr als 30% der Gesamtausgaben 
und an Einnahmen rund 50'1 Milliarden Schilling 
oder nahezu drei Viertel der gesamten erwarteten 
Einnahmen des Bundes im Jahre 1966 veran­
schlagt. Dazu kommt die bei Kapitel 30 veran­
schlagte Pauschal vorsorge für Verbesserungen der 
Besoldung der vom Bund bezahlten Bediensteten. 

1. Kapitel 4 "Finanzschuld" 

Die Finanzschulden des Bundes betrugen Ende 
1963 rund 25'1 Milliarden Schilling, erhöhten 
sich im Jahre 1964 auf 27"3 MilIarden Schilling 
und erreichten schließlich per 31. Dezember 1965 
einen Stand von rund 28'3 Milliarden Schilling. 

Auf den Rahmen des BV A. 1966 bezogen, 
machen die Finanzschulden des Bundes etwas 
mehr als 40% der Einnahmen- und Ausgabe~­
summe der ordentlichen Gebarung aus. 

Die Minderausgaben gegenüber dem Vorjahres­
voranschlag in Höhe von rund 580 Millionen 
Schilling sind im wesentlichen auf die bedeutend 
niedrigere Vorsorge für die Verzinsung und Til­
gung von Bundesschatzscheinenim BV A. 1966 
zurückzuführen. Allein aus diesem Titel ergeben 
sich Minderausgaben von rund 480 Millionen 
Schilling. 

Auch die Einnahmen bei Kapitel 4 weisen 
gegenüber dem BVA. 1965 ein beträchtliches Ab­
sinken, urid zwar von rund 671 auf 353 Millionen 
Schilling, sohin um rund 318 Millionen Schilling 
auf, was nahezu ausschließlich durch den Entfall 
der im Vorjahr erfolgten Rückverredmung der 
Treuhandzahlungen für den US-Kredit 1962/11 
bedingt ist. 

2. Kapitel 5 "Finanzausgleich" 

Bei Kapitel 5 sind laut dem vorliegenden Ent­
wurf für den BV A. 1966 Ausgaben von 438 Mil­
lionen Schilling und Einnahmen in Höhe von 
197 Millionen Schilling vorgesehen. 

Die Erhöhung der Ausgaben gegenüber dem 
Voranschlag für das vergangene Jahr resultiert ' 
aus der im Jahre 1966 vorgesehenen einmaligen 
Finanzzuweisung an Länder und Gemeinden für 
Straßenzwecke im Ausmaß von 75 Millionen 
Schilling, die im Zusammenhang mit der Mineral­
ölsteuererhöhung steht. und die übrigen Gebiets­
körperschaften sowie den Bund in die ILage ver­
setzen soll, ihre Straßenbauprogramme zu for-
cleren. 

Die Steigerung der Einnahmen gegenüb~r dem 
BV A. 1965 um 32 Millionen Schilling ist lediglich 
,auf eine Änderung in der Veranschlagung der 
Beiträge der Länder zum Personalaufwand des 
Allgemeinbildenden Pflichtschulwesens gemäß 
§ 13 Abs. 1 lit. ades Finanzausgleichsgesetzes 
1959 in der derzeit geltenden Fassung zurückzu­
führ,en. Diese Beiträge waren nämlich im Vor­
jahr bei Kapitel 12 "Unterricht" veranschlagt. 
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3. Kapitel 6 "Pensionen (Hoheitsverwaltung)" 

Für die Pensionen der Hoheitsverwaltung sind 
im BVA, 1966 Ausgaben von 3217 Millionen 
Schilling - gegenüber 2946 Millionen Schilling 
im Vorjahresvoranschlag - vorgesehen. 

Der Mehraufwand von rund 271 Millionen 
Schilling ist auf die ganzjährige Auswirkung der 
mit 1. Juni 1966 erfolgten 70f0igen Bezugserhö­
hung sowie auf das Inkrafttreten der Bestim­
mungen des Pensionsgesetzes 1965 ab 1. Jänner 
1966 zurückzuführen. 

Die Einnahmen sind mit 465 Millionen Schil­
ling präliminiert, das sind um rund 100 Millionen 
Schilling mehr als im BVA. 1965. Diese Ein­
nahmensteigerung ist im wesentlichen durch die 
Erhöhung des Standes an pragmatischen Bedien­
steten und durch Bezugserhöhungen sowie durch 
steigende überweisungen von Pensionsversiche­
rungsträgern und sonstigen öffentlich-rechtlichen 
Dienstgebern bedingt. 

4. Kapitel 16 "Finanzverwaltung" 

Bei Kapitel 16, welches das Bundesministerium 
für Finanzen, die Finanzlandesdirektionen, die 
Finanz- und Zollämter, die Finanzprokuratur, 
das Zentralbesoldungsamt und sonstige zuge­
hörige Ämter umfaßt, sind für 1966 - außer 
den Einnahmen aus öffentlichen Abgaben, die im 
Kapitel 17 dargestellt sind - Ausgaben von 
1454 Millionen Schilling gegen 1317 Millionen 
Schilling im Vorjahr und Einnahmen von 
283 Millionen Schilling gegen 235 Millionen 
Schilling im BV A. 1965 vorgesehen. 

Die Mehrausgaben von 140 Millionen Schilling 
entfallen zum größten Teil auf den Personal­
aufwand und sind eine Folge der Bezugserhöhun­
gen, Nebengebührenregelungen und einer Ver­
mehrung um 140 Dienstposten, die fast zur 
Gänze in der Abgabenverwaltung Platz greifen 
soll, Eine weitere Ausgabensteigerung von, fast 
30 Millionen Schilling ist beim Münzregal zu 
verzeichnen, wo sich jedoch auch Mehreinnahmen 
von rund 40 Millionen Schilling ergeben, 

Die Einnahmensteigerung bei Kapitel 16 ge­
genüber dem Vorjahresvoranschlag geht auch im 
wesentlichen auf diese Mehreinnahmen beim 
Münzregal zurück. 

5. Kapitel 17 "öffentliche Abgaben" 

Die Einnahmen aus öffentlichen Abgaben sind 
brutto mit 59'2 Milliarden Schilling veranschlagt, 
das sind 2'5 Milliarden Schilling mehr als im 
BV A, 1965, Da jedoch nach dem vorläufigen 
Gebarungserfolg für das vergangene Jahr der 
Bruttoertrag an öffentlichen Abgaben sich nur 
auf 53'2 Milliarden Schilling belief und sich somit 
ein Ausfall von 3'5 Milliarden Schilling ergab, 
liegen die präliminierten Einnahmen um 6 Mil-

liarden oder 11'4010 höher als das Ergebnis des 
Vorjahres. 

Die dem Bund verbleibenden Nettoeinnahmen 
liegen mit 387 Milliarden Schilling um 17 Mil­

'liarden Schilling über dein BV A. 1965. Da jedoch 
der vorläufige Gebarungserfolg für das Vorjahr 
nur einen Nettoertrag von 34'9 Milliarden Schil­
ling zeigt, ergibt sich beim erwarteten Nettoauf­
kommen eine Steigerung von rund 3'8 Milliarden 
Schilling oder 11 010, 

Die direkten Steuern sind mit 257 Milliarden 
Schilling um rund 3'2 Milliarden Schilling oder 
14'1010 höher veranschlagt als das vorläufige Ge~ 
barungsergebnis für i 965, Die wesentlichsten 
hievon sind die veranlagte Einkommensteuer mit 
6'5 Milliarden Schilling (+ 800 Millionen Schil­
ling), die Lohnsteuer mit 6'9 Milliarden Schilling 
(+ 1'2 Milliarden Schilling), die Körperschaft­
steuer mit 2'95 Milliarden Schilling (+ rund 
270 Millionen Schilling) und die Gewerbesteuer 
einschließlich Bundesgewerbesteuer mit 47 Mil­
liarden Schilling (+ 430 Millionen Schilling). 

Die Umsatzsteuer einschließlich Bundeszuschlag 
ist mit 14'85 Milliarden Schilling veranschlagt, 
das sind um rund 1100 Millionen Schilling mehr, 
als im Vorjahr eingegangen sind. An Zolleinnah­
men werden 4'6 Milliarden Schilling erwartet, uni 
über 300 Millionen Schilling mehr als der Ein­
nahmenerfolg im Jahre 1965. 

Die Verbrauchsteuern sind mit 7'6 Milliarden 
Schilling präliminiert und weisen damit gegen­
über dein Vorjahreserfolg eine Steigerung von 
rund 860 Millionen Schilling auf. Die ins Gewicht 
fallenden Erhöhungen werden bei der Tabak­
steuer (+ 200 Millionen Schilling) sowie bei der 
Mineralölsteuer samt Bundeszuschlag im Ausmaß 
von + 600 Millionen Schilling (einschließlich 
Erhöhung) erwartet, 

Für die Gebühren und Verkehrsteuern wur­
aen im vorliegenden BVA, für das Jahr 1966 
rund 6'2 Milliarden Schilling angesetzt, das sind 
um rund 500 Millionen Schilling mehr, als im 
Vorjahr eingegangen sind, Ins Gewicht fallende 
Steigerungen werden bei den Gebühren (ein-

'schließlich Rechnungsstempel) im Ausmaß von 
mehr ,als 300 Millionen Schilling, bei der Erb­
schaftssteuer (einschließlich Erbschaftssteueräqui­
valent) im Ausmaß von rund 60 Millionen Schil­
ling mehr sowie bei der Versicherungs- und Be­
förderungssteuer erwartet. 

Mit dem im Jahre 1966 präliminierten dem 
Bund verbleibenden Nettoaufkommen an öffent­
lichen Abgaben in Höhe von 387 Milliarden 
Schilling können rund 57010 der Ausgaben der 
ordentlichen Gebarung des BV A, 1966 bedeckt 
werden. 

6. Kapitel 18 "Kassen verwaltung" 

Im Rahmen des Kapitels 18 ist die Gebarung 
recht unterschiedlicher Angelegenheiten, wie zum 
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Beispiel die Kapitalsbeteiligungen und Darlehen 
des Bundes, die Preisstützungen, die Haftungs­
übernanmen, der Kinder- und Familienbeihilfen­
fonds und anderes mehr zusammengefaßt. Ins­
gesamt sind im BVA. 1966 bei Kapitel 18 Aus­
gaben von 10'6 Milliarden Schilling (BV A. 1965: 
10'3 Milliarden Schilling) und Einnahmen von 
7'4 Milliarden Schilling (BVA. 1965: 6'6 Milliar­
den Schilling) veranschlagt. 

Die Ausgaben liegen somit um rund 300 Mil­
lionen Schilling über denen des Vorjahresvoran­
schlages. Diese Steigerung ist das Ergebnis ver­
schiedener Mehr- und Minderausgaben bei den 
einzelnen Titeln dieses Kapitels. So weisen die 
Ausgaben für Kapitalsbeteiligungen des Bundes 
gegenüber dem BV A. 1965 eine Verminderung 
um mehr als 400 Millionen Schilling auf. Die 
Preisstützungen hingegen zeigen ein Mehr von 
über 200 Millionen Schilling; gleichfalls beträcht­
liche Erhöhungen ergeben sich bei den Ausgleichs­
fonds für Kinderbeihilfe und Familienbeihilfen 
(rund 350 Millionen Schilling). Schließlich ergibt 
sich bei verschiedenen Aufwendungen eine Aus­
gabensteigerung gegenüber dem BV A. 1965 von 
rund 150 Millionen Schilling. 

Die Einnahmenerhöhung gegenüber dem Vor­
anschlag für das vergangene Jahr im Ausmaß von 
rund 800 Millionen Schilling ergibt sich im 
wesentlichen bei den schon genannten Ausgleichs­
fonds (+ 650 Millionen. Schilling) sowie bei den 

. Preisstützungen (fast 100 Millionen Schilling 
mehr). 

7. Kapitel 25 "Postsparkassenamt" 

Bei Kapitel 25 sind im BV A. 1966 an Ein­
nahmen 523 Millionen Schilling (BV A. 1965: 
462 Millionen Schilling) und an Ausgaben 
500 Millionen Schilling (BV A. 1965: 457 Millio­
nen Schilling) veranschlagt. 

Bei den Ausgaben ist die Steigerung gegenüber 
dem Vorjahr einerseits auf die bereits mehrmals 
erwähnte Bezugserhöhung, andererseits auf 
- durch den weiter ansteigenden Geschäftsum­
fang bedingt - eine erhöhte Vorsorge für die 
Verzinsung von Spareinlagen sowie auf die mit 
den Umsätzen steigende Postvergütung zurück­
zuführen. 

Die Mehreinnahmen gegenüber dem Vorjahr 
werden hauptsächlich aus steigenden Zinserträgen 
sowie aus höheren Erlösen bei den Gebühren und 
Drucksorten erwartet. 

8. Kapitel 26 "Staatsvertrag" 

Im vorliegenden Entwurf des BV A. für das 
Jahr 1966 sind bei Kapitel 26 Ausgaben von 
641 Millionen Schilling (BV A. 1965: 958 Millio­
nen Schilling) und Einnahmim von 675 Millionen 
Schilling (BV A. 1965: 520 Millionen Schilling) 
veranschlagt. 

Die Ausgaben beinhalten im wesentlichen Ent­
schädigungszahlungen für eingezogenes österrei­
chisches Ver111ögen in Jugoslawien gemäß dem 
11. Staatsvertragsdurchführungsgesetz (55 Millio­
nen Schilling), an die Umsiedh;r und Vertrie­
benen (229 Millionen Schilling), an den Hilfs­
fonds (80 Millionen Schilling) sowie aus den Ver­
mögensverträgen mit Bulgarien, Rumänien, Un­
garn, Holland und Finnland. 

Die Minderausgaben gegenüber dem BVA. 1965 
resultieren aus einem niedrigeren Erfordernis für 
Entschädigungszahlungen nach dem Kriegs- und 
Verfolgungssachschädengesetz und U msiedler­
und Vertriebenenentschädigungsgesetz, an die 
Jugoslawiengeschädigten sowie an den Hilfsfonds. 

Bei den Einnahmen sind im wesentlichen präli­
miniert die Eingänge auf Grund der bereits er­
wähnten Vermögensverträge (rund 98 Millionen 
Schilling) sowie die Zahlungen der Bundesrepu­
blik Deutschland gemäß dem Finanz- und Aus­
gleichsvertrag (298 Millionen Schilling) und 
schließlich die Erlöse aus der Veräußerung ehe­
mals deutscher Vermögenswerte mit rund 
277 Millionen Schilling. 

Die Mehreinnahmen gegenüber dem Vorjahr 
resultieren zur Gänze aus den wesentliCh höher 
veranschlagten Erlösen aus der Veräußerung ehe­
mals deutscher Vermögenswerte. Diese Prälimi­
nierung erfolgte unter der Annahme, daß im 
heurigen Jahr noch alle Großobjekte des 
deutschen Eigentums veräußert werden können . 

9. Kapitel 27 "Monopole" 

Bei Kapitel 27 sind im vorliegenden Entwurf 
des BVA. 1966 Ausgaben von 752 Millionen 
Schilling (B VA. 1965: 793 Millionen Schilling) 
und Einnahmen von 1284 Millionen Schilling 
(BVA. 1965: 1300 Millionen Schilling) vorge­
sehen. 

a) Kapitel 27 Titel 1 "Tabak": 
Der entscheidende Ertrag des Tabak­

monopols scheint nicht bei Kapitel 27 Ti­
tell auf, sondern in der bei Kapitel 17 
"tHfentlidle Abgaben" mit 2'8 Milliaraen 
Schilling veranschlagten Tabaksteuer. 

Bei der Gebarung des Kapitels 27 Titel 1 
handelt es sich bei den Einnahmen um die 
Ausschüttung einer 60f0igen Dividende an 
den Bund als Aktionär. Als Ausgabe ist 
die darauf entfallende Kapitalertragsteuer 
in Rechnung gestellt. 

b) Kapitel 27 Titel 2 "Salz": 
Die Ausgaben und Einnahmen des Salz­

monopols haben gegenüber dem BV A. 1965 
keine ins Ge'Yicht fallende ~nderung er­
fahren. 

c) Kapitel 27 Titel 3 "Glücksspiele": 
Bei Kapitel 27 Titel 3 sind im BV A. ·1966 

Ausgaben von 365 Millionen Schilling 
(BV A. 1965: 384 Millionen Schilling) und 

----_._------_. ----------- ------------ ---- ---------------- -----_ .. ---------- ------- ---
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Einnahmen von 421 Millionen Schilling 
(BV A. 1965: 435 Millionen Schilling) vor­
gesehen. 

Die Verminderung bei den Einnahmen 
und Ausgaben gegenüber dem Voranschlag 
für das vergangene Jahr ist fast ausschließ­
lich auf die rückläufigen Tendenzen bei der 
Klassenlotterie zurückzuführen. 

d) Kapitel 27 Titel 4 "Branntwein": 
Bei Kapitel 27 Titel 4 sind im vorliegen­

den BVA. für 1966 Ausgaben von 179 Mil­
lionen Schilling (BV A. 1965: 203 Millionen 
Schilling) und Einnahmen in Höhe von 
617 Millionen Schilling (BVA. 1965: 
626 Millionen Schilling) veranschlagt. 

Die geringeren Ausgaben im Voranschlag 1966 
gegenüber 1965 sind in den durch' die geringere 
Rohspirituserzeugung bedingten niedrigeren Zah­
lungen an Branntweinübernahmegeldern und 
Reinigungsentgelten begründet. 

Das Absinken der Einnahmen gegenüber dem 
Voranschlag 1965 ist auf den zu erwartenden 
niedrigeren Absatz an Extraprimasprit zurück­
zuführen, da infolge der wesentlichen Erhöhung 
des Verkaufspreises im Jahre 1963 ein Absatz­
rückgang zu verzeichnen ist. 

10. Kapitel 28 Titel 7 "Hauptmünzamt" . 

Beim Hauptmünzamt siria im BVA. 1966 Aus'­
gaben von 140 Millionen Schilling (BV A. 1965: 
134 Millionen Schilling) und Einnahmen in Höhe 
von 167 Millionen Schilling (BVA. 1965: 152 Mil­
lionen Schilling) vOrgesehen. 

Die Mehrausgaben gegenüber dem Vorjahr 
sind einerseits auf die Gehaltserhöhungen sowie 
auf die Vermehrung von Dienstposten, anderer­
seits auf den erhöhten Bedarf an Münzmaterial 
auf Grund des Prägeprogramms für 1966 zu­
rückzuführen. 

Die Mehreinnahmen gehen in der Hauptsache 
auf erhöhte Ersätze für Ausmünzungen für Rech­
nung des Bundes zurück. Außerdem wird bei 
den Gebühren und Erlösen mit höheren Ein­
gängen gerechnet. 

11. Kapitel 30 "Pauschalvorsorge" 

Für Verbesserungen der Besoldung der vom 
Bund bezahlten Bedieqsteten hat die Regierungs­
vorlage insgesamt 785 Millionen Schilling vor­
gesehen. Hievon sollten auf Bezugserhöhungen 
750 Millionen Schilling entfallen und 35 Mil­
lionen Schilling für die vom Dienstgeber zu zah­
lenden Unfallversicherungsbeiträge Verwendung 
finden, wenn die pragmatischen Bediensteten in 
die gesetzliche Unfallversicherung einbezogen 
werden. 

Da jedoch die Erhöhung der Bezüge der öffent­
lich Bediensteten' im Jahre 1966 einen Gesamt­
bedarf an Bundesmitteln von 1050 Millionen 

Schilling erfordern wird, den vorstehenden Aus­
führungen gemäß in der Regierungsvorlage aber 
hiefür nur ein Betrag von 750 Millionen Schilling 
vorgesehen ist, ergab sich im Zuge der Ausschuß­
verhandlungen die Notwendigkeit, für das wei­
tere Erfordernis von 300 Millionen Schilling im 
Bundesvoranschlag vorzusorgen. 

Der Ausschuß hat daher beschlossen, eine Er­
höhung des bei Kapitel 30 vorgesehenen Betrages 
von 750 Millionen Schilling um 300 Millionen 
Schilling auf 1050 Millionen Schilling sowie die 
zur Bedeckung erforderlichen Maßnahmen gemäß 
dem dem Ausschußbericht beigedruckten Antrag 
in Kapitel 4 Titel 4, Kapitel 18 Titel 24, Kapitel 6 
Titel 1 sowie im Kapitel 17 Titel 1, 3 und 7 
vorzuschlagen. 

In der an die Ausführungen des Spezialbericht­
erstat~ers sich anschließenden Debatte ergriffen 
die Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Oskar We i h s, 
G run dem a n n - F alk e n be r g, Pet e r, 
Wie 1 an d n er, Dr. Hau s e r, Dr. Hertha 
F i r n b erg, Mac h u n z e, Dr. T u 11, . 
M a y r, K u 1 h a n e k, S k r i t ,e k, T ö d 1 i n g, 
M a r w a n - S chi 0 s s e r, L a n c, R e gen s­
bur ger und Dipl.-Ing. F i n k das Wort. 
Bundesminister für Finanzen Dr. S c h mit z 
beantwortete ausführlich die in der Debatte an 
ihn gerichteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 hat 
der Finanz- und ,Budgetausschuß die zur 
Gruppe XI gehörenden Kapitel mit d·en beige­
druckten Abänderungen mehrstimmig ang·enom­
men. 

Ferner hat der Finanz- und Budgetausschuß 
die gleichfalls beigedruckten Entschließungen an- . 
genommen. Die Entschließung Nr. 1 geht auf 
einen A.Q.trag der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Oskar Weihs, Tödling und Dr. van 
Ton gel, die' Entschließung Nr. 2 auf einen 
Antrag der Abgeordneten Dr. Hertha' F ir n­
b erg, Dr. h. c. P r i n k e und Dr. van 
Ton gel und die Entschließung Nr. 3 auf einen 
Antrag der Abgeordneten Wie 1 a n d n e r, 
G run cl e man n - F alk e n b erg und P e­
te r zurück. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Dem Kapitel 4: "Finanzschuld", 
dem Kapitel 5: "Finanzausgleich", 
dem Kapitel 6: "Pensionen (Hoheitsverwal­

dem Kapitel 16: 

dem Kapitel 17: 
dem Kapitel 18: 
dem Kapitel2S: 

dem Kapitel 26: 

dem Kapitel 27: 

tung)", 
"Finanzverwaltung" , 
"öffentliche Abgaben", 
"Kassenverwaltung" , 
"Postsparkassenamt", 

"Staatsvertrag" , 
"Monopole" samt den dazu­
gehörigen Geldvoranschlägen, 
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dem Kapitel 28 Titel 7: "Hauptmünzame', n ~ n Ab ä n d-e run gen wird die verfassungs-
dem Kapitel 30: "Pauschalvorsorge für Ver- -mäßige Zustimmung erteilt; 

besserungen der Besoldung 
der vom Bund bezahlten Be­
diensteten « 

2. die bei g e d r u c k t e n E n t s c h 1 i e ß u n­
gen werden angenommen. 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 
(15 der Beilagen) mit den an g e s c h los s e- Wien, am 13. Juni 1966 

Landmann 
Spezialberichterstatter 

Abänderungen 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 

zum Entwurf des Bundesvoranschlages in 15 der Beilagen 

Im Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1966 sind folgende Knderungen, vorzu­
nehmen: 

bJl Richtigzustellen Ver~sserung c:: -a ..3: (+) 
] os ·N Ansatz 

I auf Verschlech-.... von bJl .... terung (-) .1:l 'B. .1:l e .1:l 
'0) os 

~ ~ :§ Millionen Schilling tf) ~ 

Ausgaben 

15 4 4 3 - Pauschalvorsorge für wei-
tere Kreditoperationen ; 
Begebungskosten ..... 109·310 99·310 + 10·000 

78 18 24 5 - Kassenverwaltung ; 
Sonstige Ausgaben 
(Vermögensgebarung) 140·912 80·912 + 60·000 

Einnahmen 

19 6 1 - - Pensions beiträge ........ 314·971 334·971 + 20·000 
65 17 1 1 b Lohnsteuer ............. 6.900,000 7.100,000 +200·000 

3 - Körperschaftsteuer ...... 2.950,000 3.000,000 + 50·000 
8 Beitrag vom Einkommen 

zur Förderung des 
Wohnbaues und für 
Zwecke des Familien-
lastenausgleiches 
(Zweckgebundene Ein-
nahmen) 

a für den W ohnhaus-Wie-
deraufbaufonds ....... 1.645·800 1.670·800 + 25·000 

b für die Länder zur W ohn- , 

bauförderung ......... 740·610 751·860 + 11·250 
c für den Ausgleichsfonds 

für Familienbeihilfen .. 493·740 501·240 + 7·500 
d für den Wasserwirtschafts-

fonds ................ 82'290 83·540 + 1·250 
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79 der Beilagen 

, Richtigzustellen Verbesserung 
(+) 

Ansatz 
I auf Verschlech-von terung (-) 

Millionen Schilling 

Zölle .......... , ....... 4.600·000 4.650'000 + 50·000 

Ab Überweisungen der 
Ertragsanteile der Län-
der und Gemeinden ... 13.920'000 14.010·000 - 90·000 

ab Überweisungen 
des Beitrages vom Ein-

kommen zur Förderung 
des ,Wohnungsbaues 
und für Zwecke des 
Familienlastenausglei-
ches 

Anteil für den Wohnhaus-
Wiederaufbaufonds .... 1.545·800 1.570·800 - 25·000 

Anteil für die Länder zur 
Wohnbauförderung ... 740·610 751·860 - 11·250 

Anteil für den Ausgleichs-
fonds für Famili enbei-
hilfen ............... 493~740 501·240 - 7·500 

Anteil für den Wasser-
wirtschaftsfonds ...... 82·290 83·540 - 1·250 

Ausgleichsfonds für Fami-
lienbeihilfen (zweckge-
bundene Einnahmen) .. ' 

Beiträge der Lohnsteuer-
pflichtigen ........... 207·000 213-000 + 6·000 

Beiträge der Einkommen-, 
Kapitalertrag- und 
Körperschaftsteuer-

., 

pflichtigen ........... 286·740 288·240 + 1·500 

Pauschal vorsorge für Ver-
besserungen der Besol-
dung der vom Bund be-
zahlten Bediensteten ... 785·000 1.085·000 -300·000 

Weiters sind alle durch diese Richtigstellungen sich ergebenden .Änderungen von Summen­
beträgen im Bundesvoranschlag und von Beträgen in den Anlagen zum Bundesvoranschlag 
durchzuführen. 
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Entschließungen 

1. Der Nationalrat ersucht den Bundesminister 
für Finanzen zu prüfen, ob Gemeinderats- oder 
Landesregierungsbeschlüsse betreffend Zuschüsse 
für Betriebsgründungen als gesetzliche Ermäc.~­
tigung im Sinne der Einkommensteuernovelle 
1964 angesehen werden können. 

2. Der Nationalrat ersucht die Bundesregie­
rung, die Möglichkeit einer Koordinierung elek-

tronischer Datenverarbeitungsgeräte zu prüfen 
und dem Nationalrat über das Ergebnis zu be­
richten. 

3. Der Nationalrat ersucht den Bundesminister 
für Finanzen, bei der Ausarbeitung des Ent­
wurfes der Regierungsvorlage für den neuen 
Finanzausgleich berechtigte Interessen der Ge­
meinden entsprechend zu berücksichtigen. 
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79 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht des Finanz- und Budgetausschusses über die Regierungsvorlage 
(15 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1966 

Spezialbericht ZU Gruppe XII 
Kapitel 23: Landesverteidigung 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den 
Voranschlag für das Kapitel 23 "Landesverteidi­
gung" in seiner Sitzung am 17. Mai 1966 be­
raten. 

In der Regierungsvorlage zum Bundesfinanz­
gesetz 1966 sind für die Landesverteidigung bei 
den Ausgaben Kredite der ordentlichen Gebarung 
in der Höhe von 2.692,709.000 S vorgesehen. 
Gegenüber der Voranschlagsziffer des Jahres 1965 
von insgesamt 2.755,962.000 S mußte der Ge" 
samtaufwand bei Kapitel 23 um 63,253.000 S 
gekürzt werden. Die Kreditkürzungen betreffen 
hauptsächlich die Ausgaben für ."Anlagen" zur 
Neuanschaffung von Waffen und Gerät und in 
geringerem Ausmaß die "Sonstigen Aufwands­
kredite" für die Instandhaltung, Instandsetzung, 
Erneuerung und E-rgänzung von Waffen und 
Gerät. 

Die Einnahmen sind im Bundesvoranschlag 
1966 mit 67,625.000 S veranschlagt. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Beim Titel 1 ist der Aufwand für das Bundes­
ministerium für Landesverteidigung veran­
schlagt: 

V erwaltungsa ufwand: 
Persönliche Ausgaben (§ 1) .. 
Sachliche Ausgaben (§ 1) ... . 

Anlagen (§ 2) .............. . 
Förderungszuwendungen (§ 3) .. 
Sonstige Aufwandskredite (§ 4) 

61,776.000 S 
10,198.000 S 

495.000 S 
3,589.000 S 

14.000 S 

Die persönlichen Ausgaben mußten im Jahre 
1966 gegenüber dem Voranschlag 1965 infolge 
der Bezugserhöhung für die Bundesbediensteten 
um rund 4'3 Millionen Schilling erhöht werden. 
Die sachlichen Ausgaben haben sich im Vergleich 
gegenüber dem Voranschlag 1965 nur gering­
fügig erhöht, was auf die Anpassung der Aus­
gaben an den effektiven Bedarf - besonders 
für die Voranschlagsposten "Reisegebühren und 
sonstige Aufwandsentschädigungen", "Amtser­
fordernisse", "Beheizung" und "Ausgaben für 
Post, Telegraph und Telephon" - zurückzu­
führen ist. 

Heer und Heeresverwaltung 

Der Titel 2 beinhaltet den Aufwand für das 
Heer und die Heeresverwaltung. 

V erwaltungsa ufwand: 

Persönliche Ausgaben (§ 1) .. 954,032.000 S 
Sachliche Ausgaben (§ 1) .... 170,354;000 S 

Anlagen (§ 2) .............. 247,998.000 S 
Aufwandskredite (Gesetzliche 
Verpflichtungen) (§ 3) .. : ... 238,430.000 S 
Sonstige Aufwandskredite (§ 4) 986,739.000 S 

§ 1. Verwaltungsaufwarid 

Die Erhöhung der persönlichen Ausgaben im 
Jahre 1966 gegenüber 1965 um rund 62,800.000 S 
ist im wesentlichen auf die Bezugserhöhung für 
die Bundesbediensteten im Juni 1965 zurückzu­
führen sowie auch auf die Besetzung von nach 
dem Dienstpostenplan noch freien Dienstposten, 
welche 1965 nur zum Teil veranschlagt waren. 

Die sachlichen Ausgaben mußten im Jahre 
1966 um rund 10 Millionen Schilling höher als 
1965 budgetiert werden. Dieser Mehraufwand 
ist insbesondere auf ein allgemeines Ansteigen der 
Preise und Tarife, wie zum Beispiel bei Reise­
gebühren, Behe.izungskosten, Strorri- und Be­
leuchtungskosten, und der Ausgaben für Post, 
Telegraph und Telephon zurückzuführen. 

§ 2. Anlagen 

Für die Neuanschaffung vDn Waffen und Ge­
rät sind im Bundesvoransdllag 1966 bei den An­
lagenkrediten rund 248 Millionen Schilling ver­
anschlagt. Im Jahre 1965 waren dafür 400 Mil­
lionen Schilling vorgesehen. Aus der Gegenüber­
stellung der Voranschläge der Jahre 1965 und 
1966 ergibt sich eine Verminderung der An­
lagenkredite um 152 Millionen Schilling. Diese 
Kürzung der Anlagenkredite ist auf die vom 
Bundesministerium für Finanzen allgemein ver­
fügten Ersparungsabstriche zurückzuführen. 

§ 3. Gesetzliche Verpflichtungen 

Hier sind die Ausgaben für "Familienunter­
halt und Mietzinsbeihilfe" , "Krankenfürsorge 
für Wehrpflichtige", "Krankenfürsorge für An-
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gehörige von Wehrpflichtigen", "Tapferkeits­
medaillenzulagen", "Taggeld", "Gebühren für 
die Zeit von DienstfreisteIlungen", "Wehrdienst­
erinnerungsmedaillen und Bundesheerdienst­
zeichen", "Entschädigungen für Inspektionen und 
Instruktionen", ;,Entschädigungen für Ableistung 
freiwilliger Waffenübungen" im Betrage von 
insgesamt 238,430.000 S vorgesehen. 

Die Ausgaben mußten dem effektiven Bedarf 
angepaßt und daher gegenüber 1965 um rund 
26 Millionen Schilling erhöht werden. Dies trifft 
insbesondere bei den Voranschlagspo~ten "Fa­
milienunterhalt und Mietzinsbeihilfe" und 
"Krankenfürsorge für Wehrpflichtige" zu, I weil 
die Erfahrung gezeigt hat, daß sich unter den 
zum ordentlichen Präsenzdienst einbefufenen 
Wehrpflichtigen ein stets wachsender Prozentsatz 
an Verheirateten befindet. Für Zulagen an die 
Besitzer von Tapferkeitsmedaillen sind im Jahre 
1966 22,000.000 S veranschlagt. 

In den Jahren 1958 bis 1965 wurden an 
Tapferkeitsmedaillenbesitzer 139'6 Millionen 
Schilling ausbezahlt. 

Auch die Ausgabenpost "Entschädigungen für 
Inspektionen und Instruktionen" mußte gegen­
über 1965 höher veranschlagt werden. Im Jahre 
1965 wurden in der Masse nur Grenzschutzin­
struktionen sowie die eisten Instruktionen von 
Reservetruppenkörpern des MobHeeres als Mo­
dellfälle durchgeführt. Im Jahre 1966 liegt das 
Sdlwergewicht des Instruktionsprogrammes bei 
den Einheiten der MobVerbände. Dadurch erhöht 
sich der Umfang der Reservisten, die zur In­
struktion herangezogen werden, beträchtlich. 

§ 4. Sonstige Aufwandskredite 

Die hier veranschlagtep. Mittel dienen vor 
allem der Bereitstellung der Verpflegung für die 
Wehrpflichtigen, der Bereitstellung der Beklei­
dung, Mannesausrüstung und Bettensorten; der 
Anschaffung von Munition, der Sicherstellung 
von Betriebs- und Ausbildungsmitteln, der Vor­
sorge für Transportkosten und schließlich der 
Bereitstellung der Mittel für die Instandhaltung 
und Instandsetzung von Waffen und Gerät. 
Auch diese Ausgaben mußten im Hinblick auf 
die allgemeine Haushaltslage des Bundes gegen­
über dem Voranschlag 1965 um 16'4 Millionen 
Schilling verringert werden. 

Für Bekleidung und Mannesausrüstung sind 
im Voranschlag 1966 rund 121 Millionen Schil­
ling budgetiert. Die Ausgaben für Verpflegung 
betragen rund 227 Millionen Schilling. 

Die Kosten für die Instandhaltung und In­
standsetzung erfahren allgemein eine laufende 
Steigerung, weil der größte Teil der vorhande­
nen Ausrüstung aus Hilfslieferungen der Alli­
ierten stammt, welche schon bei der übernahme 
nicht fabriksneu waren und daher zufolge ihrer 

überalterung einem erhöhten Verschleiß unter­
liegen. Allein die Instandhaltung und Instand­
setzung des Kraftfahrz.eugparkesbinden einen 
Betrag von rund 212 Millionen Schilling. ' 

Heeresgeschidltliches Museum 

Beim Titel 3 wird der Bedarf des Heeresge­
schichtlichen Museums veransmlagt, und zwar 

Verwal tungsa ufwand: 

Persönlime Ausgaben (§ 1) .. . 
Samlime Ausgaben (§ 1) .... . 

Anlagen (§ 2) ............... . 
Aufwandskredite (§ 3) ....... . 

3,892.000 S 
713.000 S 
279.000 S 
171.000 S 

Die Ansätze für den Aufwand des Heeres­
gesmimtlichen Museums mußten bei den persön­
lichen Ausgaben infolge der Bezugserhöhung 
gegenüber 1965 um 146.000 S erhöht werden. 
Alle übrigen Ansätze mußten im Hinblick auf 
die allgemeine Haushaltslage des Bundes ver-
ringert werden. . 

Betriebsähnliche Verwaltungszweige 

Beim Titel 4 ist die Gebarung für den Heeres­
Land- und Forstwirtschaftsbetrieb ALL E N T­
S TEl G veranschlagt. Ausgaben können nur 
nach Maßgabe der Einnahmen getätigt werden. 

Außerordentlidle Gebarung 

Wie im Jahre 1965 wurde auch im Bundes­
voransmlag 1966 in der außerordentlimen Ge­
barung für den Geräteankauf im Ausland kein 
Betrag vorgesehen, da der Bundesminister für 
Finanzen im Artikel III Abs. 5 Z. 2 (1965 im 
Artikel II Ab:>. 8) des Bundesfinanzgesetzes 1966 
ermächtigt wird, die Zustimmung zur übersduei­
tung des Verremnungsansatzes bei Kapitel 23 
Titel 5 (1965: Kapitel 23 Titel 2 § 5) für Waffen­
und Gerätelieferungen auf Grund ausländischer 
Kreditgesdläfte bis zu einem Betrage von 
500 Millionen Schilling zu geben. 

Auf die Bevölkerung österreims aufgeteilt, 
entfallen als Anteil am Budget für die Landes­
verteidigung pro Kopf und Jahr S 369'57. Im 
Jahre 1965 betrug die Kopfquote S 378'26. 

Absdlließend wäre festzustellen, daß zirka 
80-85% der in der ordentlichen Gebarung bei 
Kapitel 23 veransmlagten Ausgaben der öster­
reimismen Wirtsmaft zugute kommt. Die 
Heeresaufträge kommen vor allem der inländi­
schen Lebensmittel-, Konserven-, Textil-, Mineral­
öl-, Elektro-, Kabel- und Fahrzeugindustrie so­
wie sonstigen inländismen Gewerbe- und Han­
delsbetrieben zugute. 

In der Debatte spramen außer dem Berimt­
erstatter die Abgeordneten Pr e u ß I e r, M a r­
w a n - S chi 0 s s e r, S te i n i n ger, Adam 
Pie h I e r, Re gen s bur ger, P ö I z, Doktor 
Stella K lei n - L ö w, Pa y, T ö d I i n g, 
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J u n g wir t h, E b e r h a r d, Gab r i eie, 
Wie 1 a nd ne r, Z e i 11 i n g ,er und G la s ~ r. 
Bundesminister für Landesverteidigung Doktor 
P rad er nahm ausführlich zu allen in der De­
batte aufgeworfenen Fragen Stellung. 

Bei der Abstimmung am 13. Juni 1966 wurden 
die finanzgesetzlichen Ansätze des Kapitels 23 
vom Finanz- und Budgetausschuß unverändert 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Mayr 
Spezialbel'ichtcl'statter 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Kapitel 23: "Landesverteidigung" 

des Bundesvoranschlages für das Jahr 1966 in der 
Fassung der Regierungsvorlage (15 der Beilagen) 
wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Wien, am 13. Juni 1966 

Dr. h. c. Prinke 
Obmann 
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